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§ 1
Aufgaben der Ordnungsbehörden und der Polizei
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(1) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei haben die Aufgabe, Gefahren für die öffentliche Sicherheit
oder Ordnung abzuwehren (Gefahrenabwehr). 2Sie haben im Rahmen dieser Aufgabe auch die erfor-
derlichen Vorbereitungen für die Hilfeleistung und das Handeln in Gefahrenfällen zu treffen.

(2) Die Ordnungsbehörden und die Polizei haben ferner die Aufgaben zu erfüllen, die ihnen durch an-
dere Rechtsvorschriften übertragen sind.

(3) Die Polizei hat im Rahmen der Gefahrenabwehr auch Straftaten zu verhüten sowie für die Verfol-
gung von Straftaten vorzusorgen (vorbeugende Bekämpfung von Straftaten).

(4) Der Schutz privater Rechte obliegt der Polizei nach diesem Gesetz nur dann, wenn gerichtlicher
Schutz nicht rechtzeitig zu erlangen ist und wenn ohne polizeiliche Hilfe die Verwirklichung des Rechts
vereitelt oder wesentlich erschwert würde.

(5) Die Polizei leistet anderen Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen Vollzugshilfe (§§ 52 bis 54).

§ 2
Sachliche Zuständigkeit der Ordnungsbehörden

(1) Für die Gefahrenabwehr sind die Ordnungsbehörden zuständig (Ordnungsaufgaben).

(2) Ordnungsbehörden sind die Senatsverwaltungen und die Bezirksämter.

(3) Nachgeordnete Ordnungsbehörden sind die Sonderbehörden der Hauptverwaltung, die für Ord-
nungsaufgaben zuständig sind.

(4) 1Die Zuständigkeit der Ordnungsbehörden wird im Einzelnen durch die Anlage zu diesem Gesetz
(Zuständigkeitskatalog Ordnungsaufgaben) bestimmt. 2Im Vorgriff auf eine Katalogänderung kann der
Senat durch Rechtsverordnung einzelne der Hauptverwaltung vorbehaltene Ordnungsaufgaben den
Bezirken zuweisen.

(5) Bei Gefahr im Verzug kann die zuständige Senatsverwaltung die Befugnisse einer nachgeordneten
Ordnungsbehörde wahrnehmen.

(6) 1Der Senat kann durch Rechtsverordnung bestimmen, dass die den bezirklichen Ordnungsbehör-
den durch dieses Gesetz und andere Gesetze zugewiesenen Aufgaben und Befugnisse für die Dienst-
kräfte im Außendienst einheitlich geregelt und beschränkt werden. 2Durch die Rechtsverordnung kön-
nen unterschiedliche Regelungen für Dienstkräfte im Parkraumüberwachungsdienst, für Dienstkräf-
te im Rahmen des Verkehrsüberwachungsdienstes und für Dienstkräfte im Rahmen des allgemei-
nen Ordnungsdienstes getroffen werden. 3Durch die Rechtsverordnung ist ferner die Ausrüstung der
Dienstkräfte entsprechend den ihnen zugewiesenen Aufgaben und Befugnissen einheitlich zu regeln.
4In der Rechtsverordnung ist der Gebrauch bestimmter Ausrüstungsgegenstände für Notwehr und
Nothilfe auf Grund des § 32 des Strafgesetzbuches und des § 227 des Bürgerlichen Gesetzbuches für
die Dienstkräfte im Rahmen des Verkehrsüberwachungsdienstes sowie die Dienstkräfte im Rahmen
des allgemeinen Ordnungsdienstes der bezirklichen Ordnungsämter zu begrenzen.

§ 3
Hilfszuständigkeit der Berliner Feuerwehr
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(1) 1Die Berliner Feuerwehr wird im Rahmen der Gefahrenabwehr hilfsweise tätig, soweit im Zusam-
menhang mit den ihr obliegenden Aufgaben eine Gefahr abzuwehren ist, deren Abwehr durch eine an-
dere Behörde nicht oder nicht rechtzeitig möglich erscheint. 2Sie unterrichtet die zuständige Behörde
unverzüglich von allen diese betreffenden Vorgängen; § 44 bleibt unberührt.

(2) Die Berliner Feuerwehr leistet anderen Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen Vollzugshilfe
(§§ 52 bis 54).

§ 4
Verhältnis der Polizei zu den Ordnungsbehörden

(1) 1Die Polizei wird im Rahmen der Gefahrenabwehr mit Ausnahme der Fälle des § 1 Abs. 1 Satz 2
und Abs. 3 in eigener Zuständigkeit nur tätig, soweit die Abwehr der Gefahr durch eine andere Behör-
de nicht oder nicht rechtzeitig möglich erscheint. 2Sie unterrichtet die zuständige Behörde unverzüg-
lich von allen diese betreffenden Vorgängen; § 44 bleibt unberührt.

(2) 1Die Bezirksämter stellen der Polizei Berlin auf deren Ersuchen im Wege der Amtshilfe die ihnen
zugeordneten Dienstkräfte im Verkehrsüberwachungsdienst zur Verfügung. 2Die Dienstkräfte werden
hierbei im Rahmen der ihnen allgemein eingeräumten Befugnisse tätig.

§ 5
Dienstkräfte der Polizei

(1) Polizei im Sinne dieses Gesetzes ist die Polizei Berlin.

(2) 1Mit der Wahrnehmung bestimmter polizeilicher Aufgaben kann der Senat durch Rechtsverord-
nung Dienstkräfte der Polizei, die nicht Polizeivollzugsbeamte sind, betrauen, soweit dafür ein Bedürf-
nis besteht. 2Die Rechtsverordnung bestimmt die ihnen zur Erfüllung ihrer Aufgaben zugewiesenen
polizeilichen Befugnisse nach diesem Gesetz.

(3) Der Senat kann sonstigen Personen durch Rechtsverordnung bestimmte polizeiliche Befugnisse
nur übertragen, wenn sie damit einverstanden sind und ihre Heranziehung zu polizeilichen Aufgaben
gesetzlich vorgesehen ist.

§ 5a
Legitimations- und Kennzeichnungspflicht

(1) Auf Verlangen der von einer polizeilichen Maßnahme betroffenen Person haben sich Dienstkräfte
im Polizeivollzugsdienst auszuweisen, soweit der Zweck der Maßnahme dadurch nicht beeinträchtigt
wird.

(2) 1Dienstkräfte im Polizeivollzugsdienst der Polizei Berlin in Dienstkleidung tragen bei Amtshandlun-
gen nach ihrer Wahl ein Schild mit dem Familiennamen oder ein Schild mit einer fünfstelligen Dienst-
nummer, die nicht mit der Personalnummer identisch ist. 2Dienstkräfte, die in Einsatzeinheiten tätig
sind, tragen anstatt des Namens- oder Dienstnummernschildes eine taktische Kennzeichnung, die be-
stehend aus Buchstaben und Ziffernfolge geeignet ist, eine nachträgliche Identifizierung zu ermög-
lichen. 3Die Kennzeichnungspflicht nach den Sätzen 1 und 2 besteht nicht, wenn eine nachträgliche
Identifizierbarkeit der Dienstkräfte auf anderem Wege gewährleistet oder diese im Hinblick auf die
Amtshandlung nicht erforderlich ist.
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(3) 1Bei der Vergabe der Dienstnummern und der taktischen Kennzeichnungen werden diesen jeweils
die personenbezogenen Daten der Dienstkräfte im Polizeivollzugsdienst fest zugeordnet und gespei-
chert. 2Zweck der Verarbeitung personenbezogener Daten ist die Sicherstellung einer nachträglichen
Identifizierung der Dienstkräfte, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass bei
der Durchführung einer Amtshandlung eine strafbare Handlung oder eine nicht unerhebliche Dienst-
pflichtverletzung begangen worden ist und die Identifizierung auf andere Weise nicht oder nur unter
erheblichen Schwierigkeiten möglich ist.

(4) 1Die personenbezogenen Daten sind ein Jahr nach Beendigung der Nutzung der Dienstnummer
oder taktischen Kennzeichnung zu löschen, sofern ihre Speicherung nicht für den Erhebungszweck
weiterhin erforderlich ist. 2§ 44 Absatz 3 und 4 des Berliner Datenschutzgesetzes findet Anwendung.

(5) Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung regelt Näheres hinsichtlich Inhalt, Umfang und Aus-
nahmen der Kennzeichnungspflicht durch Ausführungsvorschriften.

§ 6
Örtliche Zuständigkeit der Polizei

Die Dienstkräfte der Polizei sind befugt, Amtshandlungen im gesamten Land Berlin vorzunehmen.

§ 7
Amtshandlungen von Polizeidienstkräften außerhalb des Landes Berlin

(1) 1Polizeidienstkräfte des Landes Berlin dürfen im Zuständigkeitsbereich eines anderen Landes oder
des Bundes nur in den Fällen des § 8 Abs. 1 und des Artikels 91 Abs. 2 des Grundgesetzes und nur
dann tätig werden, wenn das jeweilige Landesrecht oder das Bundesrecht es vorsieht. 2Außerhalb der
Bundesrepublik Deutschland dürfen Polizeidienstkräfte des Landes Berlin im Zuständigkeitsbereich ei-
nes anderen Staates Amtshandlungen vornehmen, soweit völkerrechtliche Verträge oder Rechtsakte
der Europäischen Union dies vorsehen, oder soweit die für Inneres zuständige Senatsverwaltung im
Einvernehmen mit den zuständigen Stellen des anderen Staates einer Tätigkeit von Berliner Polizei-
dienstkräften im Ausland allgemein oder im Einzelfall zustimmt.

(2) Einer Anforderung von Polizeidienstkräften durch ein anderes Land oder den Bund ist zu entspre-
chen, soweit nicht die Verwendung der Polizei im eigenen Lande dringender ist als die Unterstützung
der Polizei des anderen Landes oder des Bundes, sofern die Anforderung alle für die Entscheidung we-
sentlichen Merkmale des Einsatzauftrages enthält.

§ 8
Amtshandlungen von Polizeidienstkräften anderer Länder,

des Bundes sowie ausländischer Staaten in Berlin

(1) 1Polizeidienstkräfte eines anderen Landes oder des Bundes können im Land Berlin Amtshandlun-
gen vornehmen

1. auf Anforderung oder mit Zustimmung der Polizei Berlin,

 

2. in den Fällen des Artikels 35 Abs. 2 und 3 und des Artikels 91 Abs. 1 des Grundgesetzes,
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3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Straftaten auf frischer
Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, wenn die Polizei die erforderlichen
Maßnahmen nicht rechtzeitig treffen kann,

 

4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben bei Gefangenentransporten,

 

5. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und zur Gefahrenabwehr in den in
Verwaltungsabkommen mit anderen Ländern oder mit dem Bund geregelten Fällen.

 

2In den Fällen der Nummern 3 bis 5 ist die Polizei Berlin unverzüglich zu unterrichten.

(2) 1Werden Polizeidienstkräfte eines anderen Landes oder des Bundes nach Absatz 1 tätig, haben sie
die gleichen Befugnisse wie die des Landes Berlin. 2Ihre Maßnahmen gelten als Maßnahmen der Poli-
zei Berlin; sie unterliegen insoweit deren Weisungen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Zollbedienstete in den Vollzugsbereichen der Zoll-
verwaltung im Sinne von § 10a Absatz 1 des Zollverwaltungsgesetzes vom 21. Dezember 1992 (BGBl.
I S. 2125; 1993 I S. 2493), das zuletzt durch Artikel 210 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I
S. 1328) geändert worden ist, und für Bedienstete ausländischer Staaten mit polizeilichen Aufgaben,
soweit völkerrechtliche Verträge oder Rechtsakte der Europäischen Union dies vorsehen oder die für
Inneres zuständige Senatsverwaltung Amtshandlungen dieser Bediensteten allgemein oder im Einzel-
fall zustimmt.

§ 9
Aufsichtsbehörden; Eingriffsrecht

(1) 1Die Dienst- und Fachaufsicht über die nachgeordneten Ordnungsbehörden führen die Senatsver-
waltungen innerhalb ihrer Zuständigkeitsbereiche. 2Die Vorschriften der §§ 9 bis 13a des Allgemeinen
Zuständigkeitsgesetzes gelten auch für Ordnungsaufgaben der Bezirksverwaltungen.

(2) Die Dienst- und Fachaufsicht über das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten, das
Landesamt für Einwanderung und die Polizei führt die für Inneres zuständige Senatsverwaltung; so-
weit dem Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten und der Polizei nach § 2 Absatz 4 Ord-
nungsaufgaben zugewiesen sind, führen die Senatsverwaltungen die Fachaufsicht innerhalb ihrer Zu-
ständigkeitsbereiche.

(3) Die Aufsichtsbehörden können innerhalb ihrer Zuständigkeitsbereiche Verwaltungsvorschriften er-
lassen.

(4) Bei bezirklichen Ordnungsaufgaben des Einwohnerwesens kann auch das Landesamt für Bürger-
und Ordnungsangelegenheiten einen Eingriff nach § 13a Abs. 1 des Allgemeinen Zuständigkeitsgeset-
zes vornehmen.

§ 10
Informationspflicht; Fachaufsicht

(1) Ordnungsbehörden, nachgeordnete Ordnungsbehörden, Polizei und zuständige Aufsichtsbehörden
unterrichten sich gegenseitig von allen wichtigen Wahrnehmungen auf dem Gebiet der Gefahrenab-
wehr (Informationspflicht).
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(2) Die Fachaufsicht erstreckt sich auf die recht- und ordnungsmäßige Erledigung der Aufgaben der
nachgeordneten Ordnungsbehörden und der Polizei und auf die zweckentsprechende Handhabung
des Verwaltungsermessens.

(3) In Ausübung der Fachaufsicht kann die Aufsichtsbehörde

1. Auskünfte, Berichte, die Vorlage von Akten und sonstigen Unterlagen fordern und Prüfungen
anordnen (Informationsrecht),

 

2. Einzelweisungen erteilen (Weisungsrecht),

 

3. eine Angelegenheit an sich ziehen, wenn eine erteilte Einzelweisung nicht befolgt wird (Ein-
trittsrecht);

 

4. die Kosten für Aufsichtsmaßnahmen, die über die allgemeinen Verwaltungskosten hinausge-
hen, der pflichtigen Behörde auferlegen.

 

§ 11
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

(1) Von mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen haben die Ordnungsbehörden und die Poli-
zei diejenige zu treffen, die den Einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beein-
trächtigt.

(2) Eine Maßnahme darf nicht zu einem Nachteil führen, der zu dem erstrebten Erfolg erkennbar au-
ßer Verhältnis steht.

(3) Eine Maßnahme ist nur solange zulässig, bis ihr Zweck erreicht ist oder sich zeigt, dass er nicht er-
reicht werden kann.

§ 12
Ermessen, Wahl der Mittel

(1) Die Ordnungsbehörden und die Polizei treffen ihre Maßnahmen nach pflichtgemäßem Ermessen.

(2) 1Kommen zur Abwehr einer Gefahr mehrere Mittel in Betracht, so genügt es, wenn eines davon be-
stimmt wird. 2Der betroffenen Person ist auf Antrag zu gestatten, ein anderes ebenso wirksames Mit-
tel anzuwenden, sofern die Allgemeinheit dadurch nicht stärker beeinträchtigt wird.

§ 13
Verantwortlichkeit für das Verhalten einer Person

(1) Verursacht eine Person eine Gefahr, so sind die Maßnahmen gegen diese Person zu richten.

(2) 1Ist diese Person noch nicht 14 Jahre alt, so können die Maßnahmen auch gegen die Person gerich-
tet werden, die zur Aufsicht über sie verpflichtet ist. 2Ist für die Person ein Betreuer bestellt, so kön-
nen die Maßnahmen auch gegen den Betreuer im Rahmen seines Aufgabenbereichs gerichtet werden.
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(3) Verursacht eine Person, die zu einer Verrichtung bestellt ist, die Gefahr in Ausübung der Verrich-
tung, so können Maßnahmen auch gegen die Person gerichtet werden, die die andere Person zu der
Verrichtung bestellt hat.

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, soweit andere Vorschriften dieses Gesetzes oder ande-
re Rechtsvorschriften abschließend bestimmen, gegen wen eine Maßnahme zu richten ist.

§ 14
Verantwortlichkeit für Tiere oder den Zustand einer Sache

(1) Geht von einem Tier oder von einer Sache eine Gefahr aus, so sind die Maßnahmen gegen den In-
haber der tatsächlichen Gewalt zu richten.

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes, die sich auf Sachen beziehen, sind auch auf Tiere anzuwenden.

(3) 1Maßnahmen können auch gegen den Eigentümer oder einen anderen Berechtigten gerichtet wer-
den. 2Das gilt nicht, wenn der Inhaber der tatsächlichen Gewalt sie ohne den Willen des Eigentümers
oder Berechtigten ausübt.

(4) Geht die Gefahr von einer herrenlosen Sache aus, so können die Maßnahmen auch gegen denjeni-
gen gerichtet werden, der das Eigentum an der Sache aufgegeben hat.

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, soweit andere Vorschriften dieses Gesetzes oder ande-
re Rechtsvorschriften abschließend bestimmen, gegen wen eine Maßnahme zu richten ist.

§ 15
Unmittelbare Ausführung einer Maßnahme

(1) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können eine Maßnahme selbst oder durch einen Beauf-
tragten unmittelbar ausführen, wenn der Zweck der Maßnahme durch Inanspruchnahme der nach den
§§ 13 oder 14 Verantwortlichen nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann. 2Die von der Maß-
nahme betroffene Person ist unverzüglich zu unterrichten.

(2) 1Die durch die unmittelbare Ausführung einer Maßnahme entstehenden Kosten werden von den
nach den §§ 13 oder 14 Verantwortlichen erhoben. 2Mehrere Verantwortliche haften als Gesamt-
schuldner. 3Die Kosten können im Verwaltungsvollstreckungsverfahren beigetrieben werden. 4Die Er-
hebung von Kosten nach dem Gesetz über Gebühren und Beiträge bleibt unberührt.

(3) 1Wird eine Maßnahme durch einen Beauftragten ausgeführt, so bestehen die Kosten in dem Be-
trag, der an den Beauftragten zu zahlen ist. 2Wird eine Maßnahme durch die Ordnungsbehörde oder
die Polizei selbst ausgeführt, so bestehen die Kosten in ihren durch die Maßnahme unmittelbar entste-
henden zusätzlichen personellen und sächlichen Aufwendungen.

§ 16
Inanspruchnahme von nicht verantwortlichen und nicht verdächtigen Personen

(1) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können Maßnahmen auch gegen andere Personen als die
nach den §§ 13 oder 14 Verantwortlichen richten, wenn

1. eine gegenwärtige erhebliche Gefahr abzuwehren ist,
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2. Maßnahmen gegen die nach den §§ 13 oder 14 Verantwortlichen nicht oder nicht rechtzeitig
möglich sind oder keinen Erfolg versprechen,

 

3. sie die Gefahr nicht oder nicht rechtzeitig selbst oder durch Beauftragte abwehren können und

 

4. die Personen ohne erhebliche eigene Gefährdung und ohne Verletzung höherwertiger Pflichten
in Anspruch genommen werden können.

 

(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nur aufrecht erhalten werden, solange die Abwehr der Ge-
fahr nicht auf andere Weise möglich ist.

(3) Maßnahmen zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten, insbesondere die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, sind grundsätzlich nur gegen Personen zu richten, bei denen Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass sie Straftaten begehen werden; zu berücksichtigen ist dabei vor allem der
Verdacht, dass sie bereits Straftaten begangen haben sowie die Art und Begehensweise dieser Straf-
taten.

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, soweit andere Vorschriften dieses Gesetzes oder ande-
re Rechtsvorschriften abschließend bestimmen, gegen wen eine Maßnahme zu richten ist.

Zweiter Abschnitt
Befugnisse der Ordnungsbehörden und der Polizei

Erster Unterabschnitt
Allgemeine und besondere Befugnisse

§ 17
Allgemeine Befugnisse, Begriff der Straftat von erheblicher Bedeutung

(1) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können die notwendigen Maßnahmen treffen, um eine im
einzelnen Falle bestehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung (Gefahr) abzuwehren,
soweit nicht die §§ 18 bis 51 ihre Befugnisse besonders regeln.

(2) 1Zur Erfüllung der Aufgaben, die den Ordnungsbehörden und der Polizei durch andere Rechtsvor-
schriften übertragen sind (§ 1 Abs. 2), haben sie die dort vorgesehenen Befugnisse. 2Soweit solche
Rechtsvorschriften Befugnisse der Ordnungsbehörden und der Polizei nicht abschließend regeln, ha-
ben sie die Befugnisse, die ihnen nach diesem Gesetz zustehen.

(3) Straftaten von erheblicher Bedeutung sind

1. alle Verbrechen und alle weiteren in § 100a der Strafprozessordnung aufgeführten Straftaten,

 

2. Straftaten nach den §§ 176, 180a, 181a Absatz 1, 182 Absatz 1 und 2, 224 und 233 des Straf-
gesetzbuches,

 

3. Straftaten nach den §§ 243 und 244 Abs. 1 Nr. 1 und 3 des Strafgesetzbuches, soweit sie orga-
nisiert, insbesondere banden-, gewerbs- oder serienmäßig begangen werden.
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(4) Straftaten, die sich auf eine Schädigung der Umwelt oder auf gemeinschaftswidrige Wirtschaftsfor-
men, insbesondere illegale Beschäftigung beziehen und geeignet sind, die Sicherheit der Bevölkerung
zu beeinträchtigen, stehen Straftaten von erheblicher Bedeutung im Sinne des Absatzes 3 gleich.

§ 18
Ermittlungen, Befragungen, Datenerhebungen

(1) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können zur Klärung des Sachverhalts in einer bestimmten
ordnungsbehördlichen oder polizeilichen Angelegenheit Ermittlungen anstellen, insbesondere Befra-
gungen nach Absatz 3 und 4 durchführen. 2Sie können in diesem Zusammenhang personenbezogene
Daten über die in den §§ 13, 14 und 16 genannten und andere Personen erheben, wenn das zur Ab-
wehr einer Gefahr oder zur Erfüllung der ihnen durch andere Rechtsvorschriften übertragenen Aufga-
ben erforderlich ist. 3Die Polizei kann ferner personenbezogene Daten erheben, wenn das

1. zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten von erheblicher Bedeutung,

 

2. zur vorbeugenden Bekämpfung von sonstigen Straftaten, die organisiert, insbesondere banden-
, gewerbs- oder serienmäßig begangen werden und mit einer Höchststrafe von mehr als drei
Jahren bedroht sind,

 

3. zum Schutz privater Rechte oder

 

4. zur Leistung von Vollzugshilfe

 

erforderlich ist.

(2) 1Ermittlungen sind offen durchzuführen. 2Verdeckt dürfen sie außer in den in diesem Gesetz zu-
gelassenen Fällen nur durchgeführt werden, wenn ohne diese Maßnahme die Erfüllung der Aufgaben
gefährdet wäre oder wenn anzunehmen ist, dass dies dem überwiegenden Interesse der betroffenen
Person entspricht.

(3) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können eine Person befragen, wenn Tatsachen die Annah-
me rechtfertigen, dass die Person sachdienliche Angaben machen kann, die für die Erfüllung einer be-
stimmten ordnungsbehördlichen oder polizeilichen Aufgabe erforderlich sind. 2Für die Dauer der Be-
fragung kann der Befragte angehalten werden. 3Der Befragte ist verpflichtet, Namen, Vornamen, Tag
und Ort der Geburt und Wohnungsanschrift anzugeben. 4Zu weiteren Auskünften ist er nur verpflich-
tet, soweit für ihn gesetzliche Handlungspflichten bestehen.

(4) Befragungen sind grundsätzlich an die betroffene Person zu richten; ohne deren Kenntnis können
Dritte befragt werden, wenn die Befragung der betroffenen Person

1. nicht oder nicht rechtzeitig möglich ist,

 

2. einen unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordern würde und schutzwürdige Belange der be-
troffenen Person nicht entgegenstehen,

 

3. die Erfüllung der Aufgaben gefährden würde.
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(5) 1Der Befragte ist in geeigneter Weise auf

1. die Rechtsgrundlagen der Befragung,

 

2. eine bestehende Auskunftspflicht oder die Freiwilligkeit der Auskunft

 

hinzuweisen. 2Der Hinweis kann unterbleiben, wenn hierdurch die Erfüllung der ordnungsbehördlichen
oder polizeilichen Aufgaben erheblich erschwert oder gefährdet würde.

(6) 1Die §§ 52 bis 55 und 136a der Strafprozessordnung gelten entsprechend. 2Abweichend von Satz 1
ist eine in § 53 Absatz 1 Nummer 3, 3a, 3b oder Nummer 5 der Strafprozessordnung genannte Person
nicht zur Verweigerung der Auskunft berechtigt, soweit die Auskunft zur Abwehr einer Gefahr für den
Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder Leib, Leben oder Freiheit einer Per-
son erforderlich ist. 3Für Personen nach § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Strafprozessordnung gilt
Satz 2 nur, soweit es sich nicht um Rechtsanwälte oder Rechtsanwältinnen oder Kammerrechtsbei-
stände handelt. 4Die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend, soweit die in § 53a Absatz 1 Satz 1 der Straf-
prozessordnung genannten Personen das Zeugnis verweigern dürften.

§ 18a
Schutz zeugnisverweigerungsberechtigter Berufsgeheimnisträgerinnen

und Berufsgeheimnisträger

(1) 1Maßnahmen nach diesem Abschnitt, die sich gegen eine in § 53 Absatz 1 Satz 1 der Strafprozess-
ordnung genannte Person richten und voraussichtlich Erkenntnisse erbringen würden, über die diese
Person das Zeugnis verweigern dürfte, sind unzulässig. 2Dennoch erlangte Erkenntnisse dürfen nicht
verwertet werden. 3Aufzeichnungen hierüber sind unverzüglich zu löschen. 4Die Tatsache ihrer Erlan-
gung und Löschung ist zu dokumentieren. 5Die Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend, wenn durch eine
Maßnahme, die sich nicht gegen eine in § 53 Absatz 1 Satz 1 der Strafprozessordnung genannte Per-
son richtet, von einer dort genannten Person Erkenntnisse erlangt werden, über die sie das Zeugnis
verweigern dürfte.

(2) 1Abweichend von Absatz 1 Satz 1 sind Maßnahmen nach diesem Abschnitt, die sich gegen eine
in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 3a, 3b oder Nummer 5 der Strafprozessordnung genannte Person
richten, zulässig, soweit sie zur Abwehr einer Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes
oder eines Landes oder Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforderlich sind und die Verhältnismä-
ßigkeit unter Würdigung des öffentlichen Interesses an den von dieser Person wahrgenommenen Auf-
gaben und des Interesses an der Geheimhaltung der dieser Person anvertrauten oder bekannt gewor-
denen Tatsachen gewahrt ist. 2Für Personen nach § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Strafprozess-
ordnung gilt Satz 1 nur, soweit es sich nicht um Rechtsanwälte oder Rechtsanwältinnen oder Kammer-
rechtsbeistände handelt.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit die in § 53a Absatz 1 Satz 1 der Strafprozessord-
nung genannten Personen das Zeugnis verweigern dürften.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, sofern konkrete Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die
zeugnisverweigerungsberechtigte Person für die Gefahr verantwortlich ist.
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(5) § 18 Absatz 6 und die Bestimmungen über die Löschung von Aufzeichnungen nach § 24c Absatz 7
und 8 bleiben unberührt.

§ 18b
Gefährderansprache; Gefährderanschreiben

1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können eine Person zur Abwehr einer von ihr ausgehenden
Gefahr über die Rechtslage informieren und ihr mitteilen, welche Maßnahmen sie ihr gegenüber zur
Abwehr der Gefahr bei ungehindertem Geschehensablauf oder im Rahmen strafprozessualer Maßnah-
men bei Verwirklichung einer Straftat voraussichtlich ergreifen würden. 2Zu diesem Zweck können
die Ordnungsbehörden und die Polizei die Person ansprechen (Gefährderansprache) oder anschreiben
(Gefährderanschreiben). 3Soweit es den Zweck der Maßnahme nicht gefährdet, soll die Gefährderan-
sprache außerhalb der Hör- und Sichtweite Dritter erfolgen. 4Die betroffene Person darf zur Durchfüh-
rung der Gefährderansprache für die Dauer der Maßnahme angehalten und ihre Identität festgestellt
werden.

§ 19
Erhebung von Daten zur Vorbereitung
für die Hilfeleistung in Gefahrenfällen

1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können über

1. Personen, deren Kenntnisse oder Fähigkeiten zur Gefahrenabwehr benötigt werden,

 

2. Verantwortliche für Anlagen oder Einrichtungen, von denen eine erhebliche Gefahr ausgehen
kann,

 

3. Verantwortliche für gefährdete Anlagen oder Einrichtungen,

 

4. Verantwortliche für Veranstaltungen in der Öffentlichkeit, die nicht dem Versammlungsgesetz
unterliegen,

 

Namen, Vornamen, akademische Grade, Anschriften, Telefonnummern und andere Daten über die Er-
reichbarkeit sowie nähere Angaben über die Zugehörigkeit zu einer der genannten Personengruppen
erheben, soweit das zur Vorbereitung für die Hilfeleistung und das Handeln in Gefahrenfällen erforder-
lich ist. 2Eine verdeckte Datenerhebung ist unzulässig. 3Sind die Daten nicht bei der betroffenen Per-
son erhoben worden, ist ihr dies sowie der Zweck der beabsichtigten Nutzung mitzuteilen. 4Gegen die
Datenerhebung nach Satz 1 ist der Widerspruch zulässig.

§ 20
Vorladung

(1) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können eine Person schriftlich, elektronisch oder mündlich
vorladen, wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Person sachdienliche Angaben machen kann,
die für die Erfüllung einer bestimmten ordnungsbehördlichen oder polizeilichen Aufgabe erfor-
derlich sind,
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2. das zur Durchführung erkennungsdienstlicher Maßnahmen erforderlich ist.

 

(2) 1Bei der Vorladung soll deren Grund und die Art der beabsichtigten erkennungsdienstlichen Maß-
nahmen angegeben werden. 2Bei der Festsetzung des Zeitpunkts soll auf den Beruf und die sonstigen
Lebensverhältnisse der betroffenen Person Rücksicht genommen werden.

(3) Leistet eine betroffene Person der Vorladung ohne hinreichenden Grund keine Folge, so kann sie
von der Polizei zwangsweise durchgesetzt werden,

1. wenn die Angaben zur Abwehr einer Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforder-
lich sind,

 

2. zur Durchführung erkennungsdienstlicher Maßnahmen.

 

(4) Für die Entschädigung von Personen, die auf Vorladung als Zeugen erscheinen oder die als Sach-
verständige herangezogen werden, gilt das Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz entspre-
chend.

§ 21
Identitätsfeststellung

(1) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können die Identität einer Person feststellen, wenn das zur
Abwehr einer Gefahr oder zur Erfüllung der ihnen durch andere Rechtsvorschriften übertragenen Auf-
gaben (§ 1 Abs. 2) erforderlich ist.

(2) Die Polizei kann ferner die Identität einer Person feststellen,

1. wenn die Person sich an einem Ort aufhält, von dem Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass
a) dort Personen Straftaten von erheblicher Bedeutung verabreden, vorbereiten oder ver-

üben,

 

b) sich dort gesuchte Straftäter verbergen oder

 

c) dort mutmaßlich Geschädigte von Straftaten nach den §§ 177, 180, 180a, 181a, 182,
232, 232a, 232b, 233, 233a des Strafgesetzbuches anzutreffen oder untergebracht sind.

 

 

2. wenn das zum Schutz privater Rechte (§ 1 Abs. 4) oder zur Leistung von Vollzugshilfe (§ 1
Abs. 5) erforderlich ist,

 

3. wenn sie sich in einer Verkehrs- oder Versorgungsanlage oder -einrichtung, einem öffentlichen
Verkehrsmittel, Amtsgebäude oder einem anderen besonders gefährdeten Objekt oder in des-
sen unmittelbarer Nähe aufhält und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass in oder an ei-
nem Objekt dieser Art Straftaten begangen werden sollen, durch die Personen oder dieses Ob-
jekt gefährdet sind, und die Identitätsfeststellung auf Grund der Gefährdungslage oder perso-
nenbezogener Anhaltspunkte erforderlich ist,
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4. wenn sie an einer Kontrollstelle angetroffen wird, die von der Polizei eingerichtet worden ist,
um eine Straftat nach § 129a des Strafgesetzbuches, eine der in dieser Vorschrift genannten
Straftaten oder eine Straftat nach § 250 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 oder nach § 255 des Strafgesetz-
buches in Verbindung mit der vorgenannten Straftat zu verhüten, und Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass solche Straftaten begangen werden sollen. Die Einrichtung der Kontrollstelle
ist außer bei Gefahr im Verzug nur mit Zustimmung der für Inneres zuständigen Senatsverwal-
tung zulässig. Die Polizei kann mitgeführte Sachen in Augenschein nehmen.

 

(3) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können die zur Feststellung der Identität erforderlichen
Maßnahmen treffen. 2Sie können die Person insbesondere anhalten, sie nach ihren Personalien befra-
gen und verlangen, dass sie Angaben zur Feststellung ihrer Identität macht und mitgeführte Ausweis-
papiere zur Prüfung aushändigt. 3Die Polizei kann die Person festhalten und zur Dienststelle bringen,
wenn die Identität auf andere Weise nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten festgestellt wer-
den kann. 4Unter den Voraussetzungen des Satzes 3 können die Person und die von ihr mitgeführten
Sachen durchsucht werden.

(4) 1Die Polizei veröffentlicht umschreibende Bezeichnungen der jeweiligen Orte im Sinne von Ab-
satz 2 Nummer 1 Buchstabe a. 2Der Senat unterrichtet das Abgeordnetenhaus jährlich über die nach
Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a und § 34 Absatz 2 Nummer 2 getroffenen Maßnahmen, die Bezeich-
nungen der Orte im Sinne von Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a und die Gründe für die Bestimmung
dieser Orte.

§ 21a
Medizinische und molekulargenetische Untersuchungen

(1) 1Die Polizei kann medizinische Untersuchungen anordnen, wenn eine nach § 21 zulässige Identi-
tätsfeststellung einer Person, die

1. verstorben ist oder

 

2. sich erkennbar in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand oder sich sonst
in hilfloser Lage befindet,

 

auf andere Weise nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten möglich ist. 2§ 81a Abs. 1 Satz 2
der Strafprozessordnung gilt entsprechend.

(2) 1An dem durch Maßnahmen nach Absatz 1 erlangten Material sowie am aufgefundenen Spuren-
material von Vermissten dürfen zum Zwecke der Identitätsfeststellung molekulargenetische Untersu-
chungen durchgeführt sowie die gewonnenen DNA-Identifizierungsmuster in einer Datei gespeichert
werden. 2Die DNA-Identifizierungsmuster sind unverzüglich zu löschen, wenn der Zweck der Maßnah-
me nach Absatz 1 erreicht ist. 3§ 81g Abs. 2 der Strafprozessordnung gilt entsprechend.

(3) 1Molekulargenetische Untersuchungen bedürfen der richterlichen Anordnung. 2Zuständig ist das
Amtsgericht Tiergarten. 3§ 25 Abs. 5 Satz 14 dieses Gesetzes sowie § 81f Abs. 2 der Strafprozessord-
nung gelten entsprechend.

§ 22
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Prüfung von Berechtigungsscheinen

1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können verlangen, dass ein Berechtigungsschein zur Prüfung
ausgehändigt wird, wenn die Person auf Grund einer Rechtsvorschrift oder einer vollziehbaren Auflage
in einem Erlaubnisbescheid verpflichtet ist, diesen Berechtigungsschein mitzuführen. 2Die betroffene
Person kann für die Dauer der Aushändigung des Berechtigungsscheins angehalten werden.

§ 23
Erkennungsdienstliche Maßnahmen

(1) Die Polizei kann erkennungsdienstliche Maßnahmen vornehmen, wenn

1. eine nach § 21 zulässige Identitätsfeststellung auf andere Weise nicht oder nur unter erhebli-
chen Schwierigkeiten möglich ist,

 

2. das zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten erforderlich ist, weil die betroffene Person
verdächtig ist, eine Straftat begangen zu haben, und wegen der Art oder Begehensweise der
Tat die Gefahr der Begehung weiterer Straftaten besteht.

 

(2) Ist die Identität festgestellt, so sind in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 die im Zusammenhang mit
der Feststellung angefallenen erkennungsdienstlichen Unterlagen zu vernichten, es sei denn, ihre wei-
tere Aufbewahrung ist zu Zwecken des Absatzes 1 Nr. 2 oder nach anderen Rechtsvorschriften zuläs-
sig.

(3) Erkennungsdienstliche Maßnahmen sind insbesondere

1. die Abnahme von Finger- und Handflächenabdrücken,

 

2. die Aufnahme von Lichtbildern,

 

3. Messungen und die Feststellung anderer äußerer körperlicher Merkmale.

 

(4) Eingriffe in die körperliche Unversehrtheit sind unzulässig.

§ 24
Datenerhebung bei öffentlichen Veranstaltungen und Ansammlungen

(1) 1Die Polizei kann bei oder im Zusammenhang mit öffentlichen, nicht dem Versammlungsgesetz un-
terliegenden Veranstaltungen oder Ansammlungen personenbezogene Daten durch Ermittlungen oder
durch den Einsatz technischer Mittel zur Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen von Teilneh-
mern erheben, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dabei Straftaten begangen werden.
2Dabei dürfen auch personenbezogene Daten über Dritte erhoben werden, soweit das unvermeidbar
ist, um eine Datenerhebung nach Satz 1 durchführen zu können. 3Verdeckte Bild- und Tonaufzeich-
nungen sind unzulässig.

(2) Bild- und Tonaufzeichnungen, daraus sowie bei Ermittlungen nach Absatz 1 gewonnene personen-
bezogene Daten sind spätestens zwei Monate nach der Datenerhebung zu löschen oder zu vernichten,
soweit diese nicht zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten benötigt werden oder
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Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Person künftig Straftaten von erheblicher Bedeutung
begehen wird.

(3) § 42 Abs. 4 sowie § 48 Abs. 6 und 7 bleiben unberührt.

(4) 1Bei oder im Zusammenhang mit öffentlichen, nicht dem Versammlungsgesetz unterliegenden
Großveranstaltungen, die im Rahmen einer vom übrigen Straßenland sichtbar abgegrenzten Sonder-
nutzung durchgeführt werden, dürfen Polizei und Rettungsdienstkräfte zur Erfüllung ihrer jeweiligen
Aufgaben die Bildaufnahmen verarbeiten, die von der Veranstalterin oder dem Veranstalter gemäß
§ 31b des Berliner Datenschutzgesetzes oder § 6b des Bundesdatenschutzgesetzes zur ordnungsge-
mäßen Durchführung der Veranstaltung gefertigt werden. 2Großveranstaltungen sind Veranstaltun-
gen, die nach Art und Größe die Annahme rechtfertigen, dass erhebliche Gefahren für die öffentliche
Sicherheit entstehen können.

§ 24a
Datenerhebung an gefährdeten Objekten

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 1 Abs. 3 kann die Polizei an einem gefährdeten Objekt, insbe-
sondere an einem Gebäude oder einem sonstigen Bauwerk von öffentlichem Interesse, einer Religi-
onsstätte, einem Denkmal oder einem Friedhof, oder, soweit zur Zweckerreichung zwingend erforder-
lich, den unmittelbar im Zusammenhang mit dem Objekt stehenden Grün- oder Straßenflächen perso-
nenbezogene Daten durch Anfertigung von Bildaufnahmen erheben und die Bilder zur Beobachtung
übertragen und aufzeichnen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass an
oder in einem Objekt dieser Art Straftaten drohen.

(2) Der Umstand der Beobachtung und Aufzeichnung und die datenverarbeitende Stelle sind durch
Beschilderung erkennbar zu machen.

(3) Bildaufzeichnungen sind unverzüglich zu vernichten oder zu löschen, soweit sie nicht zur Verfol-
gung von Straftaten benötigt werden.

(4) Werden durch die Videoüberwachung erhobene Daten einer bestimmten Person zugeordnet, so ist
diese entsprechend § 10 Abs. 5 des Berliner Datenschutzgesetzes über eine Verarbeitung zu benach-
richtigen, soweit die Daten nicht entsprechend Absatz 3 unverzüglich gelöscht oder vernichtet wer-
den.

§ 24b
Datenerhebung in öffentlichen Verkehrseinrichtungen

(1) Zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten von erheblicher Bedeutung kann die Polizei in öf-
fentlich zugänglichen Räumen des öffentlichen Personennahverkehrs personenbezogene Daten durch
Anfertigung von Bildaufnahmen erheben und die Bilder zur Beobachtung übertragen und speichern,
wenn sich aus einer nachvollziehbar dokumentierten Lagebeurteilung ein hinreichender Anlass für die
Datenerhebung ergibt.

(2) § 24a Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.

§ 24c
Bild- und Tonaufnahmen und -aufzeichnungen zur

Eigensicherung und zum Schutz von Dritten
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(1) Bei der Durchführung von Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und zur Verfolgung von Straftaten
oder Ordnungswidrigkeiten im öffentlich zugänglichen Raum kann die Polizei personenbezogene Da-
ten mit offen in einem Dienstfahrzeug eingesetzten technischen Mitteln durch Anfertigung von Bild-
und Tonaufnahmen erheben und zur Beobachtung übertragen und aufzeichnen, wenn tatsächliche
Anhaltspunkte bestehen, dass dies zum Schutz von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbe-
amten oder Dritten gegen eine Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit der Person erforderlich ist.

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann die Polizei im öffentlich zugänglichen Raum per-
sonenbezogene Daten mit offen körpernah getragenen technischen Mitteln durch Anfertigung von
Bild- und Tonaufnahmen erheben und zur Beobachtung übertragen und aufzeichnen.

(3) 1An Orten, die nicht dem Absatz 2 unterfallen, kann die Polizei personenbezogene Daten mit den
in Absatz 2 vorgesehenen technischen Mitteln verarbeiten, wenn tatsächliche Anhaltspunkte beste-
hen, dass dies zur Abwehr einer Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit der Person erforderlich ist. 2Ei-
ne Aufzeichnung personenbezogener Daten nach Satz 1, die dem Kernbereich privater Lebensgestal-
tung zuzurechnen sind, ist unzulässig. 3Die Aufzeichnung ist unverzüglich zu unterbrechen, sofern
sich während der Aufzeichnung tatsächliche Anhaltspunkte dafür ergeben, dass Daten im Sinne des
Satzes 2 erfasst werden. 4Dennoch aufgezeichnete Daten im Sinne von Satz 2 dürfen nicht nach Ab-
satz 8 genutzt werden. 5Die Tatsache der Aufzeichnung dieser Daten ist zu dokumentieren. 6Die Doku-
mentation darf ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden.

(4) 1Die Datenverarbeitung nach den Absätzen 1 bis 3 kann auch dann erfolgen, wenn Dritte unver-
meidbar betroffen sind; sie erfolgt bis zum Abschluss der Maßnahme. 2Der Umstand der Beobachtung
und Aufzeichnung ist unverzüglich durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu machen oder der be-
troffenen Person mitzuteilen. 3§ 41 des Berliner Datenschutzgesetzes bleibt unberührt.

(5) 1Eine Datenverarbeitung nach Absatz 2 und 3 soll, sofern die Polizeivollzugsbeamtin oder der Poli-
zeivollzugsbeamte entsprechend ausgestattet ist, erfolgen, wenn

1. sie oder er unmittelbaren Zwang gegen eine Person anwendet oder

 

2. die von einer polizeilichen Maßnahme betroffene Person eine solche Datenverarbeitung ver-
langt, es sei denn, diese Person ist im Falle des Absatzes 3 offenkundig nicht Inhaberin oder In-
haber oder sonstige berechtigte Person des erfassten Ortes.

 

(6) 1Die nach dieser Vorschrift eingesetzten technischen Mittel dürfen im Bereitschaftsbetrieb in ihrem
Zwischenspeicher Bild- und Tonaufnahmen kurzzeitig erfassen. 2Diese Daten sind automatisch nach
höchstens 60 Sekunden spurenlos zu löschen, es sei denn, es erfolgt eine Aufzeichnung nach Absatz 1
bis 3. 3Für diesen Fall dürfen die nach Satz 1 erfassten Daten bis zu einer Dauer von 60 Sekunden vor
dem Beginn der Aufzeichnung gespeichert werden.

(7) 1Bild- und Tonaufzeichnungen nach dieser Vorschrift sind verschlüsselt und gegen Veränderung
gesichert anzufertigen und aufzubewahren. 2Durch technische und organisatorische Maßnahmen
ist sicherzustellen, dass an der Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen nach dieser Vorschrift
beteiligte oder von dieser betroffene Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte die ge-
speicherten Bild- und Tonaufzeichnungen weder bearbeiten noch löschen können. 3Bild- und Tonauf-
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zeichnungen, die nach Absatz 3 angefertigt wurden, sind besonders zu kennzeichnen. 4Die Bild- und
Tonaufzeichnungen werden ab dem Zeitpunkt ihrer Anfertigung einen Monat gespeichert und sind da-
nach unverzüglich zu löschen, soweit sie nicht benötigt werden

1. für die Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung für die
Allgemeinheit,

 

2. im Einzelfall, insbesondere auf Verlangen der betroffenen Person, für die Überprüfung der
Rechtmäßigkeit von aufgezeichneten polizeilichen Maßnahmen,

 

3. für die Aufklärung eines Sachverhalts durch die Berliner Polizeibeauftragte oder den Berliner
Polizeibeauftragten nach § 16 des Gesetzes über den Bürger- und Polizeibeauftragten,

 

4. für die Aufgaben des oder der Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit
gemäß § 11 des Berliner Datenschutzgesetzes oder

 

5. für Zwecke der Evaluation nach Absatz 10 Satz 1 nach Auswahl durch die dort genannten unab-
hängigen wissenschaftlichen Sachverständigen.

 

5Die Löschung der Bild- und Tonaufzeichnungen ist zu dokumentieren. 6Die Dokumentation darf aus-
schließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden; sie ist frühestens nach Abschluss
der Datenschutzkontrolle und spätestens nach 24 Monaten zu löschen.

(8) 1Die Nutzung der Bild- und Tonaufzeichnungen ist nur zu den in Absatz 7 Satz 4 genannten Zwe-
cken zulässig. 2§ 42 Absatz 4 bleibt unberührt. 3Die Nutzung von Bild- und Tonaufzeichnungen nach
den Sätzen 1 und 2, die nach Absatz 3 angefertigt wurden, bedarf der vorherigen richterlichen Zu-
stimmung. 4Zuständig ist das Amtsgericht Tiergarten. 5Für das Verfahren gelten die Bestimmungen
des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit entsprechend. 6Bei Gefahr im Verzug kann die Zustimmung durch die Polizeipräsidentin
oder den Polizeipräsidenten oder die Vertretung im Amt erteilt werden. 7Die richterliche Bestätigung
der Zustimmung ist in diesem Fall unverzüglich einzuholen. 8Bild- und Tonaufzeichnungen, deren Nut-
zung unzulässig ist, sind unverzüglich zu löschen. 9Absatz 7 Satz 5 und 6 gilt entsprechend.

(9) 1Die Absätze 1 bis 4 und die Absätze 6 bis 8 gelten für Einsatzkräfte der Feuerwehr und des Ret-
tungsdienstes bei Erfüllung ihrer Aufgaben entsprechend. 2Die Absätze 1 bis 8 gelten für Dienstkräfte
der bezirklichen Ordnungsämter bei der Erfüllung ihrer Aufgaben im Außendienst entsprechend, Ab-
satz 3 mit der Maßgabe, dass eine Datenverarbeitung nicht in Wohnräumen erfolgen darf.

(10) 1Die Anwendung und Auswirkungen dieser Vorschrift werden durch unabhängige wissenschaft-
liche Sachverständige, die vom Senat im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Ausschuss
des Abgeordnetenhauses bestimmt werden, evaluiert; für die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten zu Zwecken der Evaluation gilt § 35 des Berliner Datenschutzgesetzes entsprechend. 2Der Evalua-
tionsbericht wird dem Abgeordnetenhaus vorgelegt.

§ 24d
Anlassbezogene automatische Kennzeichenfahndung

- Seite 24 von 91 -



(1) Die Polizei kann die Kennzeichen von Fahrzeugen ohne Wissen der Person durch den Einsatz tech-
nischer Mittel automatisiert erheben, wenn

1. dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben einer Person erforderlich ist,

 

2. dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr erforderlich ist und die Voraussetzungen für eine
Identitätsfeststellung nach § 21 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a, Nummer 3 oder Nummer 4
vorliegen oder

 

3. eine Person oder ein Fahrzeug nach § 27 Absatz 1 und 2 polizeilich ausgeschrieben wurde und
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die für die Ausschreibung relevante Begehung von
Straftaten von erheblicher Bedeutung unmittelbar bevorsteht.

 

(2) 1Die erhobenen Daten können mit zur Abwehr der Gefahr nach Absatz 1 gespeicherten polizeili-
chen Daten automatisch abgeglichen werden. 2Im Trefferfall ist unverzüglich die Datenübereinstim-
mung zu überprüfen. 3Bei Datenübereinstimmung können die Daten polizeilich verarbeitet und im Fal-
le des Absatzes 1 Nummer 3 zusammen mit den gewonnenen Erkenntnissen an die ausschreibende
Stelle übermittelt werden. 4Andernfalls sind sie sofort zu löschen.

(3) 1Der Senat unterrichtet das Abgeordnetenhaus von Berlin jährlich über die nach den Absätzen 1
und 2 getroffenen Maßnahmen. 2Der Bericht enthält Angaben über Anlass, Ort und Dauer der Maß-
nahmen.

§ 25
Datenerhebung durch längerfristige Observation

und Einsatz technischer Mittel

(1) 1Die Polizei kann personenbezogene Daten durch

1. eine planmäßig angelegte Beobachtung einer Person, die durchgehend länger als 24 Stunden
oder an mehr als zwei Tagen durchgeführt werden soll (längerfristige Observation),

 

2. einen verdeckten Einsatz technischer Mittel, insbesondere zur Anfertigung von Bildaufnahmen
oder -aufzeichnungen sowie zum Abhören oder Aufzeichnen des nicht öffentlich gesprochenen
Wortes,

 

nur erheben, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine Straftat von erheblicher Bedeu-
tung begangen werden soll. 2Die Maßnahmen sind nur zulässig, wenn die vorbeugende Bekämpfung
der Straftat auf andere Weise aussichtslos erscheint und die Maßnahme nicht außer Verhältnis zur Be-
deutung des aufzuklärenden Sachverhalts steht.

(2) 1Maßnahmen nach Absatz 1 können sich richten gegen

1. Personen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie Straftaten von erheblicher Be-
deutung begehen werden,
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2. andere Personen, wenn die Maßnahme zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten unerläss-
lich ist; dies ist anzunehmen, wenn eine in Nummer 1 genannte Person sich dieser Personen zu
den in Nummer 1 genannten Zwecken bedienen will,

 

3. jede Person, wenn das zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit ei-
ner Person erforderlich ist.

 

2Dabei dürfen auch personenbezogene Daten über Dritte erhoben werden, soweit das unvermeidbar
ist, um eine Datenerhebung nach Absatz 1 durchführen zu können.

(3) 1Maßnahmen nach Absatz 1 werden durch die Polizeipräsidentin oder den Polizeipräsidenten oder
die Vertretung im Amt angeordnet, soweit nicht nach Absatz 5 eine richterliche Anordnung erforder-
lich ist. 2Die Polizeipräsidentin oder der Polizeipräsident kann ihre beziehungsweise seine Anordnungs-
befugnis auf die Leitung des Landeskriminalamtes und deren Vertretung im Amt sowie die Leitungen
der Direktionen und deren Vertretungen im Amt übertragen. 3Erforderlichkeit und Zweck der Maßnah-
men sind durch die anordnende Person zu dokumentieren.

(4) 1In oder aus Wohnungen kann die Polizei ohne Kenntnis der betroffenen Personen Daten nur erhe-
ben, wenn das zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person un-
erlässlich ist. 2§ 36 Abs. 5 gilt entsprechend, soweit die Datenerhebung nicht mit technischen Mitteln
erfolgt.

(4a) 1Das Abhören oder Aufzeichnen des nicht öffentlich gesprochenen Wortes durch den Einsatz
technischer Mittel darf in oder aus Wohnungen nur angeordnet werden, soweit auf Grund tatsächli-
cher Anhaltspunkte, insbesondere zu der Art der zu überwachenden Räumlichkeiten und dem Verhält-
nis der zu überwachenden Personen zueinander, anzunehmen ist, dass durch die Überwachung Äuße-
rungen, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, nicht erfasst werden. 2Ge-
spräche in Betriebs- oder Geschäftsräumen sind in der Regel nicht dem Kernbereich privater Lebens-
gestaltung zuzurechnen. 3Das Gleiche gilt für Gespräche über begangene Straftaten und Verabredun-
gen oder Aufforderungen zu Straftaten. 4Das Abhören und Aufzeichnen ist unverzüglich zu unterbre-
chen, soweit sich während der Überwachung Anhaltspunkte dafür ergeben, dass Äußerungen, die dem
Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, erfasst werden. 5Ist das Abhören und Auf-
zeichnen unterbrochen worden, darf diese Maßnahme unter den Voraussetzungen des Satzes 1 fort-
geführt werden. 6Die Datenerhebung, die in den Kernbereich privater Lebensgestaltung eingreift, ist
unzulässig. 7Die erhobenen Daten sind unverzüglich zu löschen. 8Erkenntnisse über solche Daten dür-
fen nicht verwertet werden. 9Die Tatsache der Erfassung der Daten und ihrer Löschung sind zu doku-
mentieren.

(5) 1Maßnahmen nach den Absätzen 4 und 4a sowie das Abhören oder Aufzeichnen des nicht öffent-
lich gesprochenen Wortes außerhalb von Wohnungen durch den Einsatz technischer Mittel dürfen au-
ßer bei Gefahr im Verzug nur durch den Richter angeordnet werden. 2Zuständig ist das Amtsgericht
Tiergarten. 3Hat die Polizei bei Gefahr im Verzug die Anordnung getroffen, so beantragt sie unverzüg-
lich die richterliche Bestätigung der Anordnung; dies gilt auch, wenn die Maßnahme bereits beendet
ist. 4Die Anordnung tritt außer Kraft, wenn sie nicht binnen drei Tagen von dem Richter bestätigt wird.
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5Die Anordnung des Richters bedarf der Schriftform. 6In dieser schriftlichen Anordnung sind insbeson-
dere

1. die Voraussetzungen und wesentliche Abwägungsgesichtspunkte,

 

2. soweit bekannt Name und Anschrift des Betroffenen, gegen den sich die Maßnahme richtet,

 

3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme,

 

4. die Wohnung oder Räume, in oder aus denen die Daten erhoben werden sollen, und

 

5. die Art der durch die Maßnahme zu erhebenden Daten

 

zu bestimmen. 7Sie ist auf höchstens drei Monate zu befristen. 8Verlängerungen um jeweils nicht
mehr als drei weitere Monate sind auf Antrag zulässig, soweit die Voraussetzungen der Anordnung
fortbestehen. 9Liegen die Voraussetzungen der Anordnung nicht mehr vor, ist die Maßnahme unver-
züglich zu beenden. 10Das anordnende Gericht ist fortlaufend über den Verlauf, die Ergebnisse und die
darauf beruhenden Maßnahmen zu unterrichten. 11Liegen die Voraussetzungen der Anordnung nicht
mehr vor, so ordnet es die Aufhebung der Datenerhebung an. 12Polizeiliche Maßnahmen nach Ab-
satz 4a können durch das anordnende Gericht jederzeit aufgehoben, geändert oder angeordnet wer-
den. 13Soweit ein Verwertungsverbot nach Absatz 4a Satz 8 in Betracht kommt, hat die Polizei unver-
züglich eine Entscheidung des anordnenden Gerichts über die Verwertbarkeit der erlangten Erkennt-
nisse herbeizuführen. 14Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend.

(5a) 1Nach den Absätzen 4 und 4a erlangte personenbezogene Daten sind besonders zu kennzeich-
nen. 2Nach einer Übermittlung ist die Kennzeichnung durch die Empfänger aufrechtzuerhalten. 3Sol-
che Daten dürfen für einen anderen Zweck verwendet werden, soweit dies

1. zur Verfolgung von besonders schweren Straftaten, die nach der Strafprozessordnung die
Wohnraumüberwachung rechtfertigen, oder

 

2. zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr im Sinne des Absatzes 4

 

erforderlich ist. 4Die Zweckänderung muss im Einzelfall festgestellt und dokumentiert werden.

(6) 1Die Absätze 2 bis 5 gelten nicht für das Abhören und Aufzeichnen, wenn das technische Mittel
ausschließlich zum Schutz der bei einem polizeilichen Einsatz tätigen Personen mitgeführt oder ver-
wendet wird. 2Das Abhören und Aufzeichnen in oder aus Wohnungen wird durch einen Beamten des
höheren Dienstes angeordnet. 3Aufzeichnungen sind unverzüglich nach Beendigung des Einsatzes
zu löschen, es sei denn, sie werden zur Abwehr einer Gefahr oder zur Strafverfolgung benötigt. 4Die
erlangten Erkenntnisse dürfen außer bei Gefahr im Verzug nur verwendet werden, wenn zuvor die
Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich festgestellt worden ist; bei Gefahr im Verzug ist die richter-
liche Entscheidung unverzüglich nachzuholen, § 37 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
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(7) 1Nach Abschluss einer Maßnahme nach den Absätzen 4 und 4a ist die betroffene Person von dem
Überwachungsvorgang zu benachrichtigen. 2Bei einer Person nach § 25 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 unterbleibt
die Benachrichtigung, wenn sie nur mit unverhältnismäßigen Ermittlungen möglich wäre oder über-
wiegende schutzwürdige Belange anderer Betroffener entgegenstehen. 3Gegenüber solchen Perso-
nen, die sich als Gast oder sonst zufällig in der überwachten Wohnung aufgehalten haben, kann die
Benachrichtigung auch unterbleiben, wenn die Überwachung keine verwertbaren Ergebnisse erbracht
hat. 4Im Übrigen erfolgt die Benachrichtigung, sobald dies ohne Gefährdung des Maßnahmezwecks
oder von Gesundheit, Leben oder Freiheit einer Person oder von bedeutenden Vermögenswerten ge-
schehen kann. 5Auf die Möglichkeit nachträglichen Rechtsschutzes ist hinzuweisen. 6Erfolgt die Be-
nachrichtigung nicht innerhalb von sechs Monaten nach Beendigung der Maßnahme, bedarf die wei-
tere Zurückstellung der Benachrichtigung der richterlichen Zustimmung. 7Entsprechendes gilt nach
Ablauf von jeweils weiteren sechs Monaten. 8Ist wegen des die Wohnraumüberwachung auslösen-
den Sachverhalts ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren gegen einen Betroffenen eingeleitet wor-
den, ist die Benachrichtigung in Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft nachzuholen, sobald dies der
Stand des Ermittlungsverfahrens zulässt. 9In diesem Fall gelten die Regelungen der Strafprozessord-
nung; im Übrigen gilt für die gerichtliche Zuständigkeit und das Verfahren Absatz 5 Satz 3 und 13 ent-
sprechend.

(7a) 1Nach Abschluss einer Maßnahme nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2, die keine Maßnahme nach Absatz 4
oder Absatz 4a darstellt, ist die betroffene Person von dem Überwachungsvorgang zu benachrichti-
gen, sobald dies ohne Gefährdung des Maßnahmezwecks geschehen kann. 2Die Benachrichtigung
ist dann nicht geboten, wenn keine Aufzeichnungen mit personenbezogenen Daten erstellt wurden.
3Wenn sich an den auslösenden Sachverhalt ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren gegen die be-
troffene Person anschließt, entscheidet die Staatsanwaltschaft über den Zeitpunkt der Benachrichti-
gung.

(8) 1Sind Unterlagen, die durch Maßnahmen der in Absatz 5 und 6 genannten Art erlangt worden sind,
für den der Anordnung zugrunde liegenden Zweck, zur Strafverfolgung oder zur Strafvollstreckung
nicht mehr erforderlich, so sind sie zu vernichten. 2Das gilt auch für Unterlagen, deren Rechtmäßigkeit
nicht richterlich bestätigt worden ist. 3Sind die Unterlagen für Zwecke der Strafverfolgung oder der
Strafvollstreckung verwendet worden, so ist vor ihrer Vernichtung die Zustimmung der Staatsanwalt-
schaft herbeizuführen. 4Über die Vernichtung ist eine Niederschrift anzufertigen. 5Eine Verwendung
für andere Zwecke ist unzulässig.

(9) Bild- und Tonaufzeichnungen, die mit einem selbsttätigen Aufzeichnungsgerät angefertigt wurden
und ausschließlich Personen betreffen, gegen die sich die Datenerhebungen nicht richteten, sind un-
verzüglich, sofern technisch möglich, automatisch zu vernichten, soweit sie nicht zur Strafverfolgung
benötigt werden.

(10) 1Der Senat unterrichtet das Abgeordnetenhaus von Berlin jährlich über die nach den Absätzen
4 und 4a und, soweit richterlich überprüfungsbedürftig, nach Absatz 6 getroffenen Maßnahmen. 2Die
parlamentarische Kontrolle wird auf der Grundlage dieses Berichts von einem Kontrollgremium aus-
geübt. 3Die Vorschriften des Fünften Abschnitts des Verfassungsschutzgesetzes Berlin gelten entspre-
chend.

§ 25a
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Telekommunikationsüberwachung

(1) 1Die Polizei kann ohne Wissen der betroffenen Person die Telekommunikation einer Person über-
wachen und aufzeichnen,

1. die entsprechend §§ 13 oder 14 verantwortlich ist, und dies zur Abwehr einer dringenden Ge-
fahr für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für Leib, Leben
oder Freiheit einer Person oder Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung im öffentli-
chen Interesse liegt, geboten ist,

 

2. bei der bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie innerhalb eines übersehba-
ren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte Weise eine terroristische Straf-
tat begehen wird, oder

 

3. deren individuelles Verhalten die konkrete Wahrscheinlichkeit begründet, dass sie innerhalb ei-
nes übersehbaren Zeitraums eine terroristische Straftat begehen wird

 

und die Abwehr der Gefahr oder Verhütung der Straftaten auf andere Weise aussichtslos oder wesent-
lich erschwert wäre. 2Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn andere Personen unver-
meidbar betroffen werden.

(2) Terroristische Straftaten im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 sind Straftaten, die in
§ 129a Absatz 1 oder 2 des Strafgesetzbuchs bezeichnet sind, im In- oder Ausland begangen werden
und die dazu bestimmt sind,

1. die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern,

 

2. eine Behörde oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit Gewalt oder durch Dro-
hung mit Gewalt zu nötigen oder

 

3. die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grundstrukturen eines
Staates, eines Landes oder einer internationalen Organisation zu beseitigen oder erheblich zu
beeinträchtigen,

 

und die durch die Art ihrer Begehung oder ihre Auswirkungen einen Staat, ein Land oder eine interna-
tionale Organisation erheblich schädigen können.

(3) 1Soweit dies zur Vorbereitung oder Durchführung einer Maßnahme nach Absatz 1 unerlässlich ist,
kann die Polizei

1. von jedem, der geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt
(Diensteanbieter), Auskunft verlangen über Bestandsdaten im Sinne der §§ 95, 111 des Tele-
kommunikationsgesetzes (§ 113 Absatz 1 Satz 1 des Telekommunikationsgesetzes) einer in Ab-
satz 1 Satz 1 genannten Person,

 

2. technische Mittel einsetzen, um die Gerätenummer der von der in Absatz 1 Satz 1 genannten
Person genutzten Mobilfunkendgeräts und die Kartennummer der darin verwendeten Karte zu
ermitteln.
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2Geräte- und Kartennummern Dritter dürfen bei Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 2 nur soweit und
solange erhoben, gespeichert und mit anderen Geräte- und Kartennummern, die zum Zweck der Vor-
bereitung oder Durchführung einer Maßnahme nach Absatz 1 erhobenen wurden oder hätten erhoben
werden können, abgeglichen werden, wie dies zur Ermittlung der von der in Absatz 1 Satz 1 genann-
ten Person verwendeten Geräte- oder Kartennummer unerlässlich ist. 3Die erhobenen Daten Dritter
sind danach unverzüglich zu löschen; die Löschung ist zu protokollieren.

(4) 1Maßnahmen nach Absatz 1 und nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 bedürfen der richterlichen Anord-
nung, die von der Polizeipräsidentin oder dem Polizeipräsidenten oder der Vertretung im Amt zu be-
antragen ist. 2Zuständig ist das Amtsgericht Tiergarten. 3Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung
durch die Polizeipräsidentin oder den Polizeipräsidenten oder die Vertretung im Amt getroffen wer-
den. 4Die richterliche Bestätigung der Anordnung ist in diesem Fall unverzüglich einzuholen. 5Die An-
ordnung tritt außer Kraft, wenn sie nicht binnen drei Tagen richterlich bestätigt wird. 6In diesem Fall
dürfen die bereits erhobenen Daten nicht mehr verwendet werden; diese Daten sind unverzüglich zu
löschen. 7Sind bereits Daten übermittelt worden, die nach Satz 6 zu löschen sind, so ist die empfan-
gende Stelle darüber zu unterrichten. 8Für das Verfahren gelten die Bestimmungen des Gesetzes über
das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entspre-
chend. 9Maßnahmen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 dürfen nur von der Polizeipräsidentin oder dem
Polizeipräsidenten oder der Vertretung im Amt angeordnet werden. 10Die Polizeipräsidentin oder der
Polizeipräsident kann diese Anordnungsbefugnis auf die Leitung des Landeskriminalamtes und ihre
Vertretung im Amt übertragen.

(5) Im Antrag für eine Anordnung nach Absatz 4 Satz 1, 3 und 4 sind anzugeben:

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit möglich, mit Name und Anschrift,

 

2. die Rufnummer oder eine andere Kennung des zu überwachenden Anschlusses oder des End-
geräts, sofern die Anordnung eine Maßnahme nach Absatz 1 betrifft,

 

3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme,

 

4. der Sachverhalt sowie

 

5. eine Begründung.

 

(6) 1Die Anordnung nach Absatz 4 Satz 1, 3 und 4 ergeht schriftlich. 2In ihr sind anzugeben

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit möglich, mit Name und Anschrift,

 

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme,

 

3. die Rufnummer oder eine andere Kennung des zu überwachenden Anschlusses oder des End-
geräts, sofern die Anordnung eine Maßnahme nach Absatz 1 betrifft,

 

4. die wesentlichen Gründe.
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(7) 1Die Anordnung nach Absatz 4 Satz 1, 3 und 5 ist auf höchstens drei Monate zu befristen. 2Eine
Verlängerung um jeweils nicht mehr als drei weitere Monate ist auf Antrag zulässig, soweit die Vor-
aussetzungen der Anordnung fortbestehen. 3Liegen die Voraussetzungen der Anordnung nicht mehr
vor, ist die Maßnahme unverzüglich zu beenden.

(8) 1Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für die Annahme vor, dass durch eine Maßnahme nach Ab-
satz 1 allein Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung erlangt würden, ist die
Maßnahme unzulässig. 2§ 25 Absatz 4a Satz 3 gilt entsprechend. 3Soweit im Rahmen von Maßnahmen
nach Absatz 1 neben einer automatischen Aufzeichnung eine unmittelbare Kenntnisnahme erfolgt, ist
die Maßnahme unverzüglich zu unterbrechen, soweit sich während der Überwachung tatsächliche An-
haltspunkte dafür ergeben, dass Inhalte, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen
sind, erfasst werden. 4Bestehen insoweit Zweifel, darf nur eine automatische Aufzeichnung fortgesetzt
werden. 5Automatische Aufzeichnungen sind unverzüglich dem anordnenden Gericht vorzulegen. 6Das
Gericht entscheidet unverzüglich über die Verwertbarkeit oder Löschung der Daten. 7Bis zur Entschei-
dung durch das Gericht dürfen die automatischen Aufzeichnungen nicht verwendet werden. 8Ist die
Maßnahme nach Satz 3 unterbrochen worden, so darf sie für den Fall, dass sie nicht nach Satz 1 un-
zulässig ist, fortgeführt werden. 9Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung, die
durch eine Maßnahme nach Absatz 1 erlangt worden sind, dürfen nicht verwertet werden. 10Aufzeich-
nungen hierüber sind unverzüglich zu löschen. 11Die Tatsachen der Erfassung der Daten und der Lö-
schung sind zu dokumentieren. 12Die Dokumentation darf ausschließlich für Zwecke der Datenschutz-
kontrolle nach Absatz 12 verwendet werden. 13Sie ist sechs Monate nach der Benachrichtigung oder
Unterrichtung nach Absatz 13 oder sechs Monate nach Erteilung der gerichtlichen Zustimmung über
das endgültige Absehen von der Unterrichtung zu löschen. 14Ist die Datenschutzkontrolle nach Ablauf
der in Satz 13 genannten Fristen noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zu ihrem Abschluss
aufzubewahren.

(9) 1Bei der Erhebung von Daten nach Absatz 1 und Absatz 3 sind zu protokollieren

1. das zur Datenerhebung eingesetzte Mittel,

 

2. der Zeitpunkt des Einsatzes,

 

3. Angaben, die die Feststellung der erhobenen Daten ermöglichen,

 

4. die Organisationseinheit, die die Maßnahmen durchführt und

 

5. die Beteiligten der überwachten Telekommunikation oder die Zielperson.

 

2Die Protokolldaten dürfen nur verwendet werden für Zwecke der Benachrichtigung oder Unterrich-
tung nach Absatz 13 oder um der betroffenen Person oder einer dazu befugten öffentlichen Stelle die
Prüfung zu ermöglichen, ob die Maßnahmen rechtmäßig durchgeführt worden sind, oder für Zwecke
der Evaluation nach Absatz 15 Satz 2. 3Sie sind bis zu dem Abschluss der Kontrolle nach Absatz 12
aufzubewahren und sodann automatisiert zu löschen, es sei denn, dass sie für die in Satz 2 genannten
Zwecke noch erforderlich sind.
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(10) 1Die nach den Absätzen 1 und 3 erhobenen personenbezogenen Daten sind wie folgt zu kenn-
zeichnen:

1. Angabe des Mittels der Erhebung der Daten einschließlich der Angabe, ob die Daten offen oder
verdeckt erhoben wurden,

 

2. Angabe der
a) Rechtsgüter, deren Schutz die Erhebung dient, oder

 

b) Straftaten, deren Verhütung die Erhebung dient, sowie

 

c) Stelle, die sie erhoben hat.

 

 

2Die Kennzeichnung nach Satz 1 Nummer 1 kann durch Angabe der Rechtsgrundlage ergänzt werden.
3Personenbezogene Daten, die nicht entsprechend den Anforderungen des Satzes 1 gekennzeichnet
sind, dürfen solange nicht weiterverarbeitet oder übermittelt werden, bis eine Kennzeichnung ent-
sprechend den Anforderungen des Satzes 1 erfolgt ist. 4Bei Übermittlung an eine andere Stelle ist die
empfangende Stelle darauf hinzuweisen, dass die Kennzeichnung nach Satz 1 aufrechtzuerhalten ist.

(11) 1Auf Grund der Anordnung einer Maßnahme nach den Absätzen 1 und 3 hat jeder, der geschäfts-
mäßig Telekommunikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt, der Polizei die Maßnahme zu ermög-
lichen und die erforderlichen Auskünfte unverzüglich zu erteilen. 2Ob und in welchem Umfang hierfür
Vorkehrungen zu treffen sind, bestimmt sich nach dem Telekommunikationsgesetz und der Telekom-
munikations-Überwachungsverordnung. 3Für die Entschädigung der Diensteanbieter ist § 23 des Jus-
tizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes entsprechend anzuwenden.

(12) Die oder der Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit führt bezüglich der
Datenerhebungen nach Absatz 1 und Absatz 3 mindestens alle zwei Jahre Kontrollen durch.

(13) 1Über eine Maßnahme nach dieser Vorschrift sind zu benachrichtigen im Falle

1. des Absatzes 1 die Beteiligten der überwachten Telekommunikation und

 

2. des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 2 die Zielperson.

 

2Die Benachrichtigung erfolgt, sobald dies ohne Gefährdung des Zwecks der Maßnahme oder des
Zwecks von Maßnahmen gemäß der Strafprozessordnung möglich ist. 3Sie unterbleibt, wenn ihr über-
wiegende schutzwürdige Belange einer betroffenen Person entgegenstehen. 4Die Benachrichtigung ei-
ner Person gemäß Satz 1 Nummer 1, gegen die sich die Maßnahme nicht gerichtet hat, kann zudem
unterbleiben, wenn diese von der Maßnahme nur unerheblich betroffen ist und anzunehmen ist, dass
sie kein Interesse an der Benachrichtigung hat. 5Nachforschungen zur Identität einer solchen Person
sind nur vorzunehmen, wenn dies unter Berücksichtigung der Eingriffsintensität der Maßnahme ge-
genüber dieser Person, des Aufwands für die Feststellung ihrer Identität sowie der daraus für diese
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oder andere Personen folgenden Beeinträchtigungen geboten ist. 6§ 25 Absatz 7 Satz 5 bis 9 gilt ent-
sprechend.

(14) § 25 Absatz 10 gilt entsprechend; § 25 Absatz 8 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass Unter-
lagen erst zu vernichten sind, wenn sie auch für Zwecke der Evaluation nach Absatz 15 Satz 2 nicht
mehr erforderlich sind.

(15) 1Diese Regelung tritt mit Ablauf des 1. April 2025 außer Kraft. 2Die Anwendung dieser Vorschrift
wird durch unabhängige wissenschaftliche Sachverständige, die vom Senat im Einvernehmen mit dem
für Inneres zuständigen Ausschuss des Abgeordnetenhauses bestimmt werden, evaluiert; für die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten zu Zwecken der Evaluation gilt § 35 des Berliner Datenschutzge-
setzes entsprechend. 3Der Evaluationsbericht wird dem Abgeordnetenhaus vorgelegt.

§ 25b
Standortermittlung bei Telekommunikationsendgeräten

(1) 1Zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben einer Person können Polizei und Feu-
erwehr von jedem Diensteanbieter Auskunft über den Standort eines Telekommunikationsendgerä-
tes der gefährdeten Person verlangen, wenn die Ermittlung des Aufenthaltsortes einer vermissten,
suizidgefährdeten oder einen Notruf auslösenden gefährdeten hilflosen Person auf andere Weise aus-
sichtslos oder wesentlich erschwert wäre. 2Die Daten sind der Polizei und der Feuerwehr unverzüglich
zu übermitteln. 3Dritten dürfen die Daten nur mit Zustimmung der betroffenen Person zugänglich ge-
macht werden. 4§ 108 Absatz 1 des Telekommunikationsgesetzes bleibt unberührt.

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 können Polizei und Feuerwehr technische Mittel ein-
setzen, um den Standort eines von der vermissten, suizidgefährdeten oder einen Notruf auslösenden
gefährdeten hilflosen Person mitgeführten Telekommunikationsendgerätes zu ermitteln.

(3) 1Unter den Voraussetzungen von § 25a Absatz 1 Satz 1 kann die Polizei von jedem Diensteanbieter
Auskunft über den Standort des Telekommunikationsendgerätes einer in jener Vorschrift genannten
Person verlangen. 2Die Daten sind der Polizei unverzüglich zu übermitteln.

(4) 1Bei Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 dürfen personenbezogene Daten Dritter nur erhoben
werden, wenn dies aus technischen Gründen unvermeidbar ist. 2Sämtliche nach den Absätzen 1 bis 3
erhobenen personenbezogenen Daten sind nach Beendigung der Maßnahme unverzüglich zu löschen.

(5) 1Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 werden durch eine Beamtin oder einen Beamten des hö-
heren Dienstes angeordnet. 2Erforderlichkeit und Zweck der Maßnahme sind durch die anordnende
Beamtin oder den anordnenden Beamten zu dokumentieren.

(6) Für Maßnahmen nach Absatz 3 gilt § 25a Absatz 4, 5, 6, 9, 10, 12, Absatz 13 Satz 1 Nummer 2 und
Satz 2 und 3 sowie Absatz 14 entsprechend.

(7) Für die Entschädigung der Diensteanbieter ist § 23 des Justizvergütungs- und entschädigungsge-
setzes entsprechend anzuwenden.

(8) 1Die Absätze 3 und 6 treten mit Ablauf des 1. April 2025 außer Kraft. 2Die Anwendung dieser Ab-
sätze wird durch unabhängige wissenschaftliche Sachverständige, die vom Senat im Einvernehmen
mit dem für Inneres zuständigen Ausschuss des Abgeordnetenhauses bestimmt werden, evaluiert; für
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die Verarbeitung personenbezogener Daten zu Zwecken der Evaluation gilt § 35 des Berliner Daten-
schutzgesetzes entsprechend. 3Der Evaluationsbericht wird dem Abgeordnetenhaus vorgelegt.

§ 26
Datenerhebung durch Einsatz von Personen, deren Zusammenarbeit

mit der Polizei Dritten nicht bekannt ist und durch Einsatz Verdeckter Ermittler

(1) Die Polizei kann personenbezogene Daten durch

1. Personen, deren Zusammenarbeit mit ihr Dritten nicht bekannt ist (V-Personen),

 

2. Polizeivollzugsbeamte, die unter einer Legende eingesetzt werden (Verdeckte Ermittler),

 

erheben über die in § 25 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Personen, wenn Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass eine Straftat von erheblicher Bedeutung begangen werden soll, und dies zur vor-
beugenden Bekämpfung dieser Straftaten erforderlich ist.

(2) 1Soweit es für den Aufbau oder zur Aufrechterhaltung der Legende unerlässlich ist, dürfen entspre-
chende Urkunden hergestellt oder verändert werden. 2Verdeckte Ermittler dürfen unter der Legende
zur Erfüllung ihres Auftrages am Rechtsverkehr teilnehmen.

(3) 1Verdeckte Ermittler dürfen unter ihrer Legende mit Einwilligung der berechtigten Person deren
Wohnung betreten. 2Die Einwilligung darf nicht durch ein über die Nutzung der Legende hinausgehen-
des Vortäuschen eines Zutrittsrechts herbeigeführt werden. 3Eine heimliche Durchsuchung ist unzu-
lässig. 4Im Übrigen richten sich die Befugnisse Verdeckter Ermittler nach diesem Gesetz oder anderen
Rechtsvorschriften.

(4) 1Maßnahmen nach Absatz 1 Nummer 1, die sich gegen eine bestimmte Person richten, bedürfen
der richterlichen Anordnung, die von der Polizeipräsidentin oder dem Polizeipräsidenten oder der Ver-
tretung im Amt zu beantragen ist. 2Gleiches gilt für Maßnahmen nach Absatz 1 Nummer 2, die sich
gegen eine bestimmte Person richten oder in deren Rahmen der Verdeckte Ermittler auch zum Betre-
ten nicht allgemein zugänglicher Wohnungen befugt sein soll. 3Zuständig ist das Amtsgericht Tiergar-
ten. 4Bei Gefahr im Verzug kann die Maßnahme durch die Polizeipräsidentin oder den Polizeipräsiden-
ten oder die Vertretung im Amt angeordnet werden. 5Die richterliche Bestätigung der Anordnung ist in
diesem Fall unverzüglich einzuholen. 6Die Anordnung tritt außer Kraft, wenn sie nicht binnen drei Ta-
gen richterlich bestätigt wird. 7In diesem Fall dürfen die bereits erhobenen Daten nicht mehr verwen-
det werden; diese Daten sind unverzüglich zu löschen. 8Sind bereits Daten übermittelt worden, die
nach Satz 6 zu löschen sind, so ist die empfangende Stelle darüber zu unterrichten. 9Für das Verfah-
ren gelten die Bestimmungen des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Ange-
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 10Im Übrigen dürfen Maßnahmen nach Ab-
satz 1 durch die Polizeipräsidentin oder den Polizeipräsidenten oder die Vertretung im Amt angeord-
net werden. 11Die Anordnung ist bei Maßnahmen nach Absatz 1 Nummer 1 auf höchstens sechs Mo-
nate, bei Maßnahmen nach Absatz 1 Nummer 2 auf höchstens ein Jahr zu befristen. 12Die Anordnung
einer Maßnahme nach Absatz 1 Nummer 1 kann um jeweils höchstens sechs Monate, die Anordnung
einer Maßnahme nach Absatz 1 Nummer 2 um jeweils höchstens ein Jahr verlängert werden, soweit
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die Voraussetzungen der Anordnung fortbestehen. 13Liegen die Voraussetzungen der Anordnung nicht
mehr vor, ist die Maßnahme unverzüglich zu beenden.

(5) Maßnahmen nach Absatz 1 Nummer 2 durch Verdeckte Ermittler eines anderen Landes im Land
Berlin, die sich gegen eine bestimmte Person richten oder in deren Rahmen der Verdeckte Ermittler
auch zum Betreten nicht allgemein zugänglicher Wohnungen befugt sein soll, bedürfen keiner richter-
lichen Anordnung nach Absatz 5 Satz 2 bis 7, soweit ihnen eine richterliche Anordnung im entsenden-
den Land zugrunde liegt.

(6) 1§ 25 Abs. 7a und 8 gilt entsprechend. 2Eine Unterrichtung ist auch dann nicht geboten, wenn da-
durch der weitere Einsatz der V-Personen, der Verdeckten Ermittler oder Leib oder Leben von Perso-
nen gefährdet wird.

§ 27
Polizeiliche Beobachtung

(1) Die Polizei kann die Personalien einer Person, das amtliche Kennzeichen und sonstige Merkmale
des von ihr benutzten oder eingesetzten Kraftfahrzeugs, Wasserfahrzeugs, Luftfahrzeugs oder Contai-
ners sowie den Anlass der Beobachtung in einer als Teil des polizeilichen Fahndungsbestandes geführ-
ten Datei zur Polizeilichen Beobachtung speichern (Ausschreibung zur Polizeilichen Beobachtung), da-
mit andere Polizeibehörden sowie, soweit sie Aufgaben der Grenzkontrolle wahrnehmen, die Zollbe-
hörden das Antreffen der Person, des Fahrzeugs oder des Containers melden können, wenn das bei
Gelegenheit einer Überprüfung aus anderem Anlass festgestellt wird.

(2) Die Ausschreibung zur Polizeilichen Beobachtung ist zulässig, wenn

1. die Person auf Grund einer Gesamtwürdigung und ihrer bisherigen Straftaten als gefährlicher
Intensivtäter anzusehen und zu erwarten ist, dass sie auch künftig Straftaten von erheblicher
Bedeutung begehen wird,

 

2. die Voraussetzungen für die Anordnung einer längerfristigen Observation (§ 25 Abs. 1 und
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1) gegeben sind

 

und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die auf Grund der Ausschreibung gemeldeten Er-
kenntnisse über Ort und Zeit des Antreffens der Person, etwaiger Begleitpersonen, des Fahrzeugs, des
Containers und des Führers des Fahrzeugs oder des Containers sowie über mitgeführte Sachen, Ver-
halten, Vorhaben und sonstige Umstände des Antreffens für die vorbeugende Bekämpfung von Straf-
taten von erheblicher Bedeutung erforderlich sind.

(3) 1Die Ausschreibung darf nur durch die Polizeipräsidentin oder den Polizeipräsidenten oder die Ver-
tretung im Amt angeordnet werden. 2Die Anordnung ergeht schriftlich oder elektronisch und ist auf
höchstens zwölf Monate zu befristen. 3Eine Verlängerung um nicht mehr als jeweils zwölf Monate ist
zulässig, soweit die Voraussetzungen weiterhin vorliegen. 4Spätestens nach Ablauf von jeweils sechs
Monaten ist zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Anordnung noch bestehen. 5Das Ergebnis die-
ser Prüfung ist aktenkundig zu machen.

(4) Liegen die Voraussetzungen für die Anordnung nicht mehr vor, ist der Zweck der Maßnahme er-
reicht oder zeigt sich, dass er nicht erreicht werden kann, ist die Ausschreibung zur Polizeilichen Be-
obachtung unverzüglich zu löschen.
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(5) § 25 Abs. 7a und 8 gilt entsprechend.

§ 28
Datenabfragen, Datenabgleich

(1) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können personenbezogene Daten in einer von ihnen au-
tomatisiert geführten Datei abfragen und mit deren Inhalt abgleichen, wenn Tatsachen die Annah-
me rechtfertigen, dass dies für die Erfüllung einer bestimmten ordnungsbehördlichen oder polizeili-
chen Aufgabe im Rahmen der Zweckbestimmung dieser Datei erforderlich ist. 2Die Polizei kann ferner
im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung rechtmäßig erlangte personenbezogene Daten im Fahndungsbe-
stand abfragen und mit dessen Inhalt abgleichen, wenn die Annahme gerechtfertigt ist, dass die Ab-
frage oder der Abgleich sachdienliche Hinweise erwarten lässt. 3Die betroffene Person kann für die
Dauer der Abfrage und des Abgleichs angehalten werden. 4§ 21 bleibt unberührt.

(2) Besondere Rechtsvorschriften über den Datenabgleich bleiben unberührt.

§ 29
Platzverweisung; Aufenthaltsverbot

(1) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können zur Abwehr einer Gefahr eine Person vorüberge-
hend von einem Ort verweisen oder ihr vorübergehend das Betreten eines Ortes verbieten. 2Die Platz-
verweisung kann ferner gegen eine Person angeordnet werden, die den Einsatz der Polizei, der Feuer-
wehr oder von Hilfs- oder Rettungsdiensten behindert.

(2) 1Die Polizei kann zur Verhütung von Straftaten einer Person untersagen, ein bestimmtes Gebiet
innerhalb von Berlin zu betreten oder sich dort aufzuhalten, wenn Tatsachen die Annahme rechtfer-
tigen, dass diese Person dort eine Straftat begehen wird (Aufenthaltsverbot). 2Das Verbot ist zeitlich
und örtlich auf den zur Verhütung der Straftat erforderlichen Umfang zu beschränken. 3Es darf räum-
lich nicht den berechtigten Zugang zur Wohnung der betroffenen Person umfassen. 4Die Vorschriften
des Versammlungsrechts bleiben unberührt.

§ 29a
Wegweisung und Betretungsverbot zum Schutz

bei Gewalttaten und Nachstellungen

(1) 1Die Polizei kann eine Person aus ihrer Wohnung und dem unmittelbar angrenzenden Bereich ver-
weisen, wenn Tatsachen, insbesondere ein von ihr begangener tätlicher Angriff, die Annahme recht-
fertigen, dass diese Maßnahme zur Abwehr einer von der wegzuweisenden Person ausgehenden Ge-
fahr für Körper, Gesundheit oder Freiheit von Bewohnerinnen und Bewohnern derselben Wohnung er-
forderlich ist. 2Unter den gleichen Voraussetzungen kann die Polizei ein Betretungsverbot für diese
Wohnung, die Wohnung, in der die verletzte oder gefährdete Person wohnt, den jeweils unmittelbar
angrenzenden Bereich, die Arbeitsstätte oder die Ausbildungsstätte, die Schule oder bestimmte an-
dere Orte, an denen sich die verletzte oder gefährdete Person regelmäßig aufhalten muss, anordnen.
3Ergänzend können Maßnahmen zur Durchsetzung der Wegweisung oder des Betretungsverbots ver-
fügt werden.

(2) 1Die Polizei hat die von einem Betretungsverbot betroffene Person aufzufordern, eine Anschrift
oder eine zustellungsbevollmächtigte Person zum Zwecke von Zustellungen behördlicher oder ge-
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richtlicher Entscheidungen, die zur Abwehr einer Gefahr im Sinne des Absatzes 1 ergehen, zu benen-
nen. 2Die Polizei hat der verletzten Person die Angaben zu übermitteln.

(3) 1Das Betretungsverbot endet spätestens 14 Tage nach seiner Anordnung, in jedem Fall jedoch be-
reits mit einer ablehnenden Entscheidung über einen zivilrechtlichen Antrag auf Erlass einer einstwei-
ligen Anordnung auf Überlassung der gemeinsam genutzten Wohnung zur alleinigen Benutzung. 2Das
Zivilgericht unterrichtet die Polizei unverzüglich von seiner Entscheidung.

§ 29b
Blockierung des Mobilfunkverkehrs

Bei einer dringenden Gefahr für Leib oder Leben kann die Polizei im Nahbereich einer Sprengvorrich-
tung zur Entschärfung den Mobilfunkverkehr blockieren.

§ 29c
Meldeauflage

1Die Polizei kann gegenüber einer Person anordnen, sich an bestimmten Tagen zu bestimmten Zei-
ten bei einer bestimmten Polizeidienststelle zu melden (Meldeauflage), wenn Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass die Person im Zusammenhang mit einem zeitlich oder örtlich begrenzten Gesche-
hen eine Straftat begehen wird und die Meldeauflage zur vorbeugenden Bekämpfung der Straftat er-
forderlich ist. 2Die Meldeauflage ist auf höchstens einen Monat zu befristen. 3Eine Verlängerung um je-
weils nicht mehr als denselben Zeitraum ist zulässig, sofern die Voraussetzungen der Anordnung wei-
terhin vorliegen. 4Die Verlängerung der Maßnahme bedarf der richterlichen Anordnung. 5Zuständig ist
das Amtsgericht Tiergarten. 6Für das Verfahren gelten die Bestimmungen des Gesetzes über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit.

§ 30
Gewahrsam

(1) Die Polizei kann eine Person in Gewahrsam nehmen, wenn

1. das zum Schutz der Person gegen eine Gefahr für Leib oder Leben unerlässlich ist, insbesonde-
re weil die Person sich erkennbar in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zu-
stand oder sonst in hilfloser Lage befindet,

 

2. das unerlässlich ist, um die unmittelbar bevorstehende Begehung oder Fortsetzung einer Ord-
nungswidrigkeit von erheblicher Bedeutung für die Allgemeinheit oder einer Straftat zu verhin-
dern,

 

3. das unerlässlich ist, um eine Platzverweisung oder ein Aufenthaltsverbot nach § 29 oder eine
Wegweisung oder ein Betretungsverbot nach § 29a durchzusetzen,

 

4. das unerlässlich ist, um private Rechte zu schützen, und eine Festnahme oder Vorführung der
Person nach den §§ 229, 230 Abs. 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches zulässig ist.

 

(2) Die Annahme, dass eine Person eine Ordnungswidrigkeit von erheblicher Bedeutung für die Allge-
meinheit oder eine Straftat begehen oder zu ihrer Begehung beitragen wird, kann sich insbesondere
darauf stützen, dass
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1. die Person die Begehung der Tat angekündigt oder dazu aufgefordert hat,

 

2. bei der Person Waffen, Werkzeuge oder sonstige Gegenstände aufgefunden werden, die er-
sichtlich zur Tatbegehung bestimmt sind oder

 

3. die Person bereits in der Vergangenheit mehrfach aus vergleichbarem Anlass bei der Begehung
von Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung für die Allgemeinheit oder Straftaten als
verantwortliche Person betroffen worden ist und nach den Umständen eine Wiederholung die-
ser Verhaltensweise mit überwiegender Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist.

 

(3) Die Polizei kann Minderjährige, die sich der Obhut der Sorgeberechtigten entzogen haben, in Ge-
wahrsam nehmen, um sie den Sorgeberechtigten oder dem Jugendamt zuzuführen.

(4) Die Polizei kann eine Person, die aus dem Vollzug von Untersuchungshaft, Freiheitsstrafen oder
freiheitsentziehenden Maßregeln der Besserung und Sicherung entwichen ist oder sich sonst ohne Er-
laubnis außerhalb der Justizvollzugsanstalt aufhält, in Gewahrsam nehmen und in die Anstalt zurück-
bringen.

§ 31
Richterliche Entscheidung

(1) 1Wird eine Person auf Grund von § 20 Abs. 3, § 21 Abs. 3 Satz 3 oder § 30 festgehalten, hat die Po-
lizei unverzüglich eine richterliche Entscheidung über Zulässigkeit und Fortdauer der Freiheitsentzie-
hung herbeizuführen. 2Der Herbeiführung der richterlichen Entscheidung bedarf es nicht, wenn anzu-
nehmen ist, dass die Entscheidung des Richters erst nach Wegfall des Grundes der polizeilichen Maß-
nahmen ergehen würde.

(2) Ist die Freiheitsentziehung vor Erlass einer gerichtlichen Entscheidung beendet, kann die festge-
haltene Person innerhalb eines Monats nach Beendigung der Freiheitsentziehung die Feststellung be-
antragen, dass die Freiheitsentziehung rechtswidrig gewesen ist, wenn hierfür ein berechtigtes Inter-
esse besteht.

(3) 1Für Entscheidungen nach den Absätzen 1 und 2 ist das Amtsgericht Tiergarten zuständig. 2Das
Verfahren richtet sich nach den Vorschriften des Buches 7 des Gesetzes über das Verfahren in Fami-
liensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 3In Fällen des Absatzes 2 ist
die Rechtsbeschwerde gegen die Entscheidung des Landgerichts Berlin II über eine Beschwerde nur
statthaft, wenn das Landgericht Berlin II sie wegen der grundsätzlichen Bedeutung der zur Entschei-
dung stehenden Frage zulässt. 4Für die Gerichtskosten gelten die Vorschriften über die Kostenerhe-
bung in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 5Gebühren werden nur für die
Entscheidung, die die Freiheitsentziehung für zulässig erklärt, sowie das Beschwerdeverfahren erho-
ben.

§ 32
Behandlung festgehaltener Personen

(1) 1Wird eine Person auf Grund von § 20 Abs. 3, § 21 Abs. 3 Satz 3 oder § 30 festgehalten, ist ihr un-
verzüglich der Grund bekanntzugeben. 2Sie ist über die zulässigen Rechtsbehelfe zu belehren. 3Zu der
Belehrung gehört der Hinweis, dass eine etwaige Aussage freiwillig erfolgt.
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(2) 1Der festgehaltenen Person ist unverzüglich Gelegenheit zu geben, einen Angehörigen oder eine
Person ihres Vertrauens zu benachrichtigen, soweit dadurch der Zweck der Freiheitsentziehung nicht
gefährdet wird. 2Unberührt bleibt die Benachrichtigungspflicht bei einer richterlichen Freiheitsentzie-
hung. 3Die Polizei soll die Benachrichtigung übernehmen, wenn die festgehaltene Person nicht in der
Lage ist, von dem Recht nach Satz 1 Gebrauch zu machen, und die Benachrichtigung ihrem mutmaßli-
chen Willen nicht widerspricht. 4Ist die festgehaltene Person minderjährig oder ist ein Betreuer für sie
bestellt, so ist in jedem Falle unverzüglich derjenige zu benachrichtigen, dem die Sorge für die Person
oder die Betreuung der Person nach dem ihm übertragenen Aufgabengebiet obliegt.

(3) 1Die festgehaltene Person soll gesondert, insbesondere ohne ihre Einwilligung nicht in demselben
Raum mit Straf- oder Untersuchungsgefangenen untergebracht werden. 2Männer und Frauen sollen
getrennt untergebracht werden. 3Der festgehaltenen Person dürfen nur solche Beschränkungen aufer-
legt werden, die der Zweck der Freiheitsentziehung oder die Ordnung im Gewahrsam erfordert.

§ 33
Dauer der Freiheitsentziehung

(1) Die festgehaltene Person ist zu entlassen,

1. sobald der Grund für die Maßnahme weggefallen ist,

 

2. wenn die Fortdauer der Freiheitsentziehung durch richterliche Entscheidung für unzulässig er-
klärt wird,

 

3. in jedem Falle spätestens bis zum Ende des Tages nach dem Ergreifen, wenn nicht vorher die
Fortdauer der Freiheitsentziehung nach Absatz 2 oder auf Grund eines anderen Gesetzes durch
richterliche Entscheidung angeordnet ist.

 

(2) 1Über das Ende des Tages nach dem Ergreifen hinaus kann die Fortdauer der Freiheitsentzie-
hung auf Grund von § 30 Absatz 1 Nummer 2 durch richterliche Entscheidung nur angeordnet werden,
wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die oder der Betroffene terroristische Straftaten im Sinne
von § 25a Absatz 2, Straftaten gegen Leib oder Leben oder in § 100a Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe

f und i der Strafprozessordnung bezeichnete Straftaten begehen oder sich hieran beteiligen wird. 2In

der Entscheidung ist die höchstzulässige Dauer der Freiheitsentziehung zu bestimmen. 3Sie darf im
Fall einer bevorstehenden terroristischen Straftat gemäß Satz 1 nicht mehr als sieben Tage und in den
anderen in Satz 1 genannten Fällen nicht mehr als fünf Tage betragen.

(3) Eine Freiheitsentziehung zum Zwecke der Feststellung der Identität darf die Dauer von insgesamt
zwölf Stunden nicht überschreiten.

§ 34
Durchsuchung von Personen

(1) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können eine Person durchsuchen, wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie Sachen mit sich führt, die sichergestellt werden
dürfen,
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2. sie sich erkennbar in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand oder sonst
in hilfloser Lage befindet.

 

(2) Die Polizei kann außer in den Fällen des § 21 Abs. 3 Satz 4 eine Person durchsuchen, wenn

1. sie nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften festgehalten werden kann,

 

2. sie sich an einem der in § 21 Abs. 2 Nr. 1 genannten Orte aufhält,

 

3. sie sich in einem Objekt im Sinne des § 21 Abs. 2 Nr. 3 oder in dessen unmittelbarer Nähe auf-
hält und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass in oder an einem Objekt dieser Art Strafta-
ten begangen werden sollen, durch die Personen oder dieses Objekt gefährdet sind,

 

4. sie an einer Kontrollstelle nach § 21 Abs. 2 Nr. 4 angetroffen wird und Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass Straftaten der in § 21 Abs. 2 Nr. 4 genannten Art begangen werden sollen.

 

(3) 1Die Polizei kann eine Person, deren Identität nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschrif-
ten festgestellt werden soll, nach Waffen, anderen gefährlichen Werkzeugen und Explosivmitteln
durchsuchen, wenn das nach den Umständen zum Schutz des Polizeivollzugsbeamten oder eines Drit-
ten gegen eine Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist. 2Dasselbe gilt, wenn eine Person vorge-
führt oder zur Durchführung einer Maßnahme an einen anderen Ort gebracht werden soll.

(4) 1Personen dürfen nur von Personen gleichen Geschlechts oder Ärztinnen und Ärzten durchsucht
werden. 2Bei berechtigtem Interesse soll dem Wunsch, die Durchsuchung einer Person bestimmten
Geschlechts zu übertragen, entsprochen werden. 3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn die sofortige
Durchsuchung zum Schutz gegen eine Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist.

§ 35
Durchsuchung von Sachen

(1) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können eine Sache durchsuchen, wenn

1. sie von einer Person mitgeführt wird, die nach § 34 durchsucht werden darf,

 

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihr eine Person befindet, die widerrechtlich
festgehalten wird oder hilflos ist,

 

3. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihr eine andere Sache befindet, die sicher-
gestellt werden darf.

 

(2) Die Polizei kann außer in den Fällen des § 21 Abs. 3 Satz 4 eine Sache durchsuchen, wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihr eine Person befindet, die in Gewahrsam
genommen werden darf,

 

2. sie sich an einem der in § 21 Abs. 2 Nr. 1 genannten Orte befindet,
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3. sie sich in einem Objekt im Sinne des § 21 Abs. 2 Nr. 3 oder in dessen unmittelbarer Nähe be-
findet und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass in oder an einem Objekt dieser Art Straf-
taten begangen werden sollen, durch die Personen oder dieses Objekt gefährdet sind,

 

4. es sich um ein Land-, Wasser- oder Luftfahrzeug handelt, in dem sich eine Person befindet, de-
ren Identität nach § 21 Abs. 2 Nr. 4 festgestellt werden darf; die Durchsuchung kann sich auch
auf die in dem Fahrzeug enthaltenen Sachen erstrecken.

 

(3) 1Bei der Durchsuchung von Sachen hat der Inhaber der tatsächlichen Gewalt das Recht, anwesend
zu sein. 2Ist er abwesend, so soll sein Vertreter oder ein anderer Zeuge hinzugezogen werden. 3Dem
Inhaber der tatsächlichen Gewalt ist auf Verlangen eine Bescheinigung über die Durchsuchung und ih-
ren Grund zu erteilen.

§ 36
Betreten und Durchsuchung von Wohnungen

(1) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können eine Wohnung ohne Einwilligung des Inhabers be-
treten und durchsuchen, wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihr eine Sache befindet, die nach § 38 Nr. 1
sichergestellt werden darf,

 

2. von der Wohnung Emissionen ausgehen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, die
Gesundheit in der Nachbarschaft wohnender Personen zu beschädigen,

 

3. das zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder für
Sachen von bedeutendem Wert erforderlich ist.

 

2Die Wohnung umfasst die Wohn- und Nebenräume, Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräume sowie an-
deres befriedetes Besitztum.

(2) Die Polizei kann eine Wohnung ohne Einwilligung des Inhabers betreten und durchsuchen, wenn
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihr eine Person befindet, die nach § 20 Abs. 3 vor-
geführt oder nach § 30 in Gewahrsam genommen werden darf.

(3) Während der Nachtzeit (§ 104 Abs. 3 der Strafprozessordnung) ist das Betreten und Durchsuchen
einer Wohnung nur in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 zulässig.

(4) Wohnungen können jedoch zur Abwehr dringender Gefahren jederzeit betreten werden, wenn Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, dass

1. dort Personen Straftaten von erheblicher Bedeutung verabreden, vorbereiten oder verüben,

 

2. sich dort gesuchte Straftäter verbergen oder

 

3. dort mutmaßlich Geschädigte von Straftaten nach den §§ 177, 180, 180a, 181a, 182, 232,
232a, 232b, 233, 233a des Strafgesetzbuches anzutreffen oder untergebracht sind.
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(5) Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräume sowie andere Räume und Grundstücke, die der Öffentlich-
keit zugänglich sind oder zugänglich waren und den Anwesenden zum weiteren Aufenthalt zur Verfü-
gung stehen, können zum Zwecke der Gefahrenabwehr (§ 1 Abs. 1) während der Arbeits-, Geschäfts-
oder Aufenthaltszeit betreten werden.

§ 37
Verfahren bei der Durchsuchung von Wohnungen

(1) 1Durchsuchungen dürfen außer bei Gefahr im Verzug nur durch den Richter angeordnet werden.
2Zuständig ist das Amtsgericht Tiergarten. 3Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes
über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
entsprechend.

(2) 1Bei der Durchsuchung einer Wohnung hat der Wohnungsinhaber das Recht, anwesend zu sein.
2Ist er abwesend, so ist, wenn möglich, sein Vertreter oder ein erwachsener Angehöriger, Hausgenos-
se oder Nachbar zuzuziehen.

(3) Dem Wohnungsinhaber oder seinem Vertreter ist der Grund der Durchsuchung unverzüglich be-
kanntzugeben, soweit dadurch der Zweck der Maßnahme nicht gefährdet wird.

(4) 1Über die Durchsuchung ist eine Niederschrift zu fertigen. 2Sie muss die verantwortliche Stelle,
Grund, Zeit und Ort der Durchsuchung und das Ergebnis der Durchsuchung enthalten. 3Die Nieder-
schrift ist von einem durchsuchenden Beamten und dem Wohnungsinhaber oder der zugezogenen
Person zu unterzeichnen. 4Wird die Unterschrift verweigert, so ist hierüber ein Vermerk aufzunehmen.
5Dem Wohnungsinhaber oder seinem Vertreter ist auf Verlangen eine Abschrift der Niederschrift aus-
zuhändigen.

(5) Ist die Anfertigung der Niederschrift oder die Aushändigung einer Abschrift nach den besonderen
Umständen des Falles nicht möglich oder würde sie den Zweck der Durchsuchung gefährden, so sind
der betroffenen Person lediglich die Durchsuchung unter Angabe der verantwortlichen Ordnungsbe-
hörde oder Polizei sowie Zeit und Ort der Durchsuchung schriftlich oder elektronisch zu bestätigen.

§ 37a
Umsetzung von Fahrzeugen

(1) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können ein abgestelltes Fahrzeug zur Abwehr einer von
diesem ausgehenden Gefahr selbst oder durch eine oder einen Beauftragten an eine Stelle im öffentli-
chen Verkehrsraum verbringen, an der das Parken gestattet ist (Umsetzung). 2§ 15 Absatz 2 und 3 gilt
entsprechend.

(2) 1Ist eine Umsetzung nach Absatz 1 mangels Erreichbarkeit einer geeigneten Stelle im öffentlichen
Verkehrsraum nicht möglich, kann das Fahrzeug sichergestellt werden. 2§ 38 bleibt unberührt; die
§§ 39 bis 41 gelten entsprechend.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Umsetzung und Sicherstellung eines stillliegen-
den Wasserfahrzeugs oder eines stillliegenden sonstigen Schwimmkörpers.

§ 38
Sicherstellung
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Die Ordnungsbehörden und die Polizei können eine Sache sicherstellen,

1. um eine gegenwärtige Gefahr abzuwehren,

 

2. um den Eigentümer oder den rechtmäßigen Inhaber der tatsächlichen Gewalt vor Verlust oder
Beschädigung einer Sache zu schützen,

 

3. wenn sie von einer Person mitgeführt wird, die nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvor-
schriften festgehalten wird, vorgeführt oder zur Durchführung einer Maßnahme an einen ande-
ren Ort gebracht werden soll und die Sache verwendet werden kann, um
a) sich zu töten oder zu verletzen,

 

b) Leben oder Gesundheit anderer zu schädigen,

 

c) fremde Sachen zu beschädigen,

 

d) die Flucht zu ermöglichen oder zu erleichtern.

 

 

§ 39
Verwahrung

(1) 1Sichergestellte Sachen sind in Verwahrung zu nehmen. 2Lässt die Beschaffenheit der Sachen das
nicht zu oder erscheint die Verwahrung bei der Ordnungsbehörde oder der Polizei unzweckmäßig, sind
die Sachen auf andere geeignete Weise aufzubewahren oder zu sichern. 3In diesem Falle kann die
Verwahrung auch einem Dritten übertragen werden.

(2) 1Der betroffenen Person ist eine Bescheinigung auszustellen, die den Grund der Sicherstellung er-
kennen lässt und die sichergestellten Sachen bezeichnet. 2Kann nach den Umständen des Falles ei-
ne Bescheinigung nicht ausgestellt werden, so ist über die Sicherstellung eine Niederschrift aufzuneh-
men, die auch erkennen lässt, warum eine Bescheinigung nicht ausgestellt worden ist. 3Der Eigentü-
mer oder der rechtmäßige Inhaber der tatsächlichen Gewalt ist unverzüglich zu unterrichten.

(3) 1Wird eine sichergestellte Sache verwahrt, so ist nach Möglichkeit Wertminderungen vorzubeugen.
2Das gilt nicht, wenn die Sache durch den Dritten auf Verlangen eines Berechtigten verwahrt wird.

(4) Die verwahrten Sachen sind zu verzeichnen und so zu kennzeichnen, dass Verwechslungen ver-
mieden werden.

§ 40
Verwertung, Vernichtung, Einziehung

(1) Die Verwertung einer sichergestellten Sache ist zulässig, wenn

1. ihr Verderb oder eine wesentliche Wertminderung droht,
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2. ihre Verwahrung, Pflege oder Erhaltung mit unverhältnismäßig hohen Kosten oder Schwierig-
keiten verbunden ist,

 

3. sie infolge ihrer Beschaffenheit nicht so verwahrt werden kann, dass weitere Gefahren für die
öffentliche Sicherheit oder Ordnung ausgeschlossen sind,

 

4. sie nach einer Frist von einem Jahr nicht an einen Berechtigten herausgegeben werden kann,
ohne dass die Voraussetzungen der Sicherstellung erneut eintreten würden,

 

5. der Berechtigte sie nicht innerhalb einer ausreichend bemessenen Frist abholt, obwohl ihm ei-
ne Mitteilung über die Frist mit dem Hinweis zugestellt worden ist, dass die Sache verwertet
wird, wenn sie nicht innerhalb der Frist abgeholt wird.

 

(2) 1Die betroffene Person, der Eigentümer und andere Personen, denen ein Recht an der Sache zu-
steht, sollen vor der Verwertung gehört werden. 2Die Anordnung sowie Zeit und Ort der Verwertung
sind ihnen mitzuteilen, soweit die Umstände und der Zweck der Maßnahmen es erlauben.

(3) 1Die Sache wird durch öffentliche Versteigerung verwertet; § 979 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buches gilt entsprechend. 2Bleibt die Versteigerung erfolglos, erscheint sie von vornherein aussichts-
los oder würden die Kosten der Versteigerung voraussichtlich den zu erwartenden Erlös übersteigen,
so kann die Sache freihändig verkauft werden. 3Der Erlös tritt an die Stelle der verwerteten Sache.
4Lässt sich innerhalb angemessener Frist kein Käufer finden, so kann die Sache einem gemeinnützi-
gen Zweck zugeführt werden.

(4) 1Sichergestellte Sachen können unbrauchbar gemacht, vernichtet oder eingezogen werden, wenn

1. im Falle einer Verwertung die Gründe, die zu ihrer Sicherstellung berechtigten, fortbestehen
oder Sicherstellungsgründe erneut entstehen würden,

 

2. die Verwertung aus anderen Gründen nicht möglich ist.

 

2Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 41
Herausgabe sichergestellter Sachen oder des Erlöses, Kosten

(1) 1Sobald die Voraussetzungen für die Sicherstellung weggefallen sind, sind die Sachen an dieje-
nige Person herauszugeben, bei der sie sichergestellt worden sind. 2Ist die Herausgabe an sie nicht
möglich, können sie an eine andere Person herausgegeben werden, die ihre Berechtigung glaubhaft
macht. 3Die Herausgabe ist ausgeschlossen, wenn dadurch erneut die Voraussetzungen für eine Si-
cherstellung eintreten würden.

(2) 1Sind die Sachen verwertet worden, ist der Erlös herauszugeben. 2Ist eine berechtigte Person nicht
vorhanden oder nicht zu ermitteln, ist der Erlös nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches
zu hinterlegen. 3Der Anspruch auf Herausgabe des Erlöses erlischt drei Jahre nach Ablauf des Jahres,
in dem die Sache verwertet worden ist.
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(3) 1Die Kosten der Sicherstellung und Verwahrung fallen den nach den §§ 13 oder 14 Verantwort-
lichen zur Last. 2Mehrere Verantwortliche haften als Gesamtschuldner. 3Die Herausgabe der Sache
kann von der Zahlung der Kosten abhängig gemacht werden. 4Ist eine Sache verwertet worden, kön-
nen die Kosten aus dem Erlös gedeckt werden. 5Die Kosten können im Verwaltungsvollstreckungsver-
fahren beigetrieben werden. 6Die Erhebung von Kosten nach dem Gesetz über Gebühren und Beiträge
bleibt unberührt.

(4) § 983 des Bürgerlichen Gesetzbuches bleibt unberührt.

§ 41a
Operativer Opferschutz

(1) 1Die Polizei kann für eine Person Urkunden und sonstige Dokumente zum Aufbau oder zur Auf-
rechterhaltung einer vorübergehend geänderten Identität herstellen, vorübergehend verändern sowie
die geänderten personenbezogenen Daten verarbeiten, wenn dies zur Abwehr einer voraussichtlich
nicht nur vorübergehenden Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit der Person erforderlich und die Person
für die Schutzmaßnahme geeignet ist und ihr zustimmt. 2Maßnahmen nach Satz 1 können auf Ange-
hörige der Person und ihr sonst nahestehende Personen erstreckt werden, soweit dies zu den dort ge-
nannten Zwecken erforderlich ist und die Personen den Maßnahmen zustimmen.

(2) Personen nach Absatz 1 dürfen unter der vorübergehend geänderten Identität am Rechtsverkehr
teilnehmen.

(3) § 26 Absatz 2 findet Anwendung auf diejenigen Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbe-
amten, die mit Maßnahmen nach Absatz 1 betraut sind, soweit dies zur Vorbereitung oder Durchfüh-
rung dieser Maßnahmen erforderlich ist.

(4) Über Maßnahmen nach Absatz 1 entscheidet die Polizeipräsidentin oder der Polizeipräsident oder
die Vertretung im Amt.

§ 41b
Sicherheitsgespräch

1Die Polizei kann eine Person informieren, dass Tatsachen die Annahme rechtfertigen, eine andere
Person werde in einem absehbaren Zeitraum eine Straftat begehen oder an ihrer Begehung teilneh-
men, sofern diese als Opfer der drohenden Straftat in Betracht kommt oder ihre Kenntnis von der dro-
henden Straftat unbedingt erforderlich ist, um ihr ein gefahrenangepasstes Verhalten zu ermöglichen.
2Soweit es den Zweck der Maßnahme nicht gefährdet, soll das Sicherheitsgespräch außerhalb der
Hör- und Sichtweite Dritter erfolgen.

Zweiter Unterabschnitt
Befugnisse für die weitere Datenverarbeitung

§ 42
Allgemeine Regeln über die Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung

(1) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können rechtmäßig erhobene personenbezogene Daten in
Akten oder Dateien speichern, verändern und nutzen, soweit das zur Erfüllung ihrer Aufgaben, zu ei-
ner zeitlich befristeten Dokumentation oder zur Vorgangsverwaltung erforderlich ist. 2Dies gilt auch
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für personenbezogene Daten, die die Ordnungsbehörden und die Polizei unaufgefordert durch Dritte
erlangt haben.

(2) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei dürfen personenbezogene Daten nur zu dem Zweck spei-
chern, verändern und nutzen, zu dem sie die Daten erlangt haben. 2Die Nutzung sowie die weitere
Speicherung und Veränderung zu einem anderen ordnungsbehördlichen oder polizeilichen Zweck ist
zulässig, soweit die Ordnungsbehörden und die Polizei die Daten auch zu diesem Zweck hätten erhe-
ben und nutzen dürfen. 3Eine Verarbeitung zu anderen Zwecken liegt nicht vor, wenn sie der Wahr-
nehmung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rechnungsprüfung oder der Durchführung von
Organisationsuntersuchungen dient. 4Der Zugriff auf personenbezogene Daten ist insoweit nur zuläs-
sig, als er für die Ausübung dieser Befugnisse unverzichtbar ist.

(3) Die Polizei kann, soweit Bestimmungen der Strafprozessordnung oder andere gesetzliche Regelun-
gen nicht entgegenstehen, personenbezogene Daten, die sie im Rahmen von strafrechtlichen Ermitt-
lungen gewonnen hat, speichern, verändern und nutzen, soweit das zur Gefahrenabwehr, insbesonde-
re zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten (§ 1 Abs. 3) erforderlich ist.

(4) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können personenbezogene Daten über die zulässige Spei-
cherungsdauer hinaus zur Aus- oder Fortbildung oder zu statistischen Zwecken in anonymisierter
Form nutzen.

(5) 1Werden personenbezogene Daten von Kindern, die ohne Kenntnis der Sorgeberechtigten erhoben
worden sind, gespeichert, sind die Sorgeberechtigten zu unterrichten, soweit die Aufgabenerfüllung
dadurch nicht mehr gefährdet wird. 2Von der Unterrichtung kann abgesehen werden, solange zu be-
sorgen ist, dass die Unterrichtung zu erheblichen Nachteilen für das Kind führt.

§ 43
Besondere Regeln für die Speicherung,

Veränderung und Nutzung von Daten in Dateien

(1) 1Die Polizei kann zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten personenbezogene Daten über die
in § 25 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 genannten Personen sowie über Zeugen, Hinweisgeber und sonstige Aus-
kunftspersonen in Dateien nur speichern, verändern und nutzen, soweit das zur vorbeugenden Be-
kämpfung von Straftaten von erheblicher Bedeutung oder zur vorbeugenden Bekämpfung von sonsti-
gen Straftaten, die organisiert, insbesondere banden-, gewerbs- oder serienmäßig begangen werden
und mit einer Höchststrafe von mehr als drei Jahren bedroht sind, erforderlich ist. 2Die Speicherungs-
dauer darf drei Jahre nicht überschreiten. 3Nach jeweils einem Jahr, gerechnet vom Zeitpunkt der letz-
ten Speicherung, ist zu prüfen, ob die Voraussetzungen nach Satz 1 noch vorliegen.

(2) Werden wertende Angaben über eine Person in Dateien gespeichert, muss feststellbar sein, bei
welcher Stelle die den Angaben zugrunde liegenden Informationen vorhanden sind.

§ 44
Datenübermittlung innerhalb des öffentlichen Bereichs

(1) 1Zwischen den Ordnungsbehörden sowie zwischen den Ordnungsbehörden und der Polizei können
personenbezogene Daten übermittelt werden, soweit das zur Erfüllung ordnungsbehördlicher oder po-
lizeilicher Aufgaben erforderlich ist; dies gilt auch für die Übermittlung von Daten an Gefahrenabwehr-
oder Polizeibehörden eines anderen Landes oder des Bundes. 2§ 42 Abs. 2 gilt entsprechend. 3Daten-
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übermittlung im Sinne dieses Gesetzes ist auch die Weitergabe personenbezogener Daten innerhalb
einer Behörde zwischen Stellen, die unterschiedliche gesetzliche Aufgaben wahrnehmen.

(2) Im Übrigen können die Ordnungsbehörden und die Polizei personenbezogene Daten an Behörden
oder sonstige öffentliche Stellen übermitteln, soweit das

1. zur Erfüllung ordnungsbehördlicher oder polizeilicher Aufgaben,

 

2. zur Abwehr einer Gefahr für oder durch den Empfänger,

 

3. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl,

 

4. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer Person

 

erforderlich ist.

(3) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei können personenbezogene Daten an ausländische öffentli-
che Stellen sowie an über- und zwischenstaatliche Stellen übermitteln, soweit das

1. zur Erfüllung einer Aufgabe der Ordnungsbehörde oder der Polizei,

 

2. zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für oder durch den Empfänger

erforderlich ist oder

 

3. sie hierzu auf Grund über- oder zwischenstaatlicher Vereinbarungen über Datenübermittlungen
berechtigt oder verpflichtet sind.

 

2Die Übermittlung unterbleibt, soweit Grund zu der Annahme besteht, dass dadurch gegen den Zweck
eines deutschen Gesetzes verstoßen würde oder schutzwürdige Belange der betroffenen Personen be-
einträchtigt würden. 3Der Empfänger ist darauf hinzuweisen, dass die übermittelten Daten nur zu dem
Zweck genutzt werden dürfen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt wurden.

(4) 1Personenbezogene Daten über die in § 25 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 genannten Personen, Zeugen, Hin-
weisgeber und sonstige Auskunftspersonen sowie wertende Angaben dürfen nur an andere Ordnungs-
behörden und Polizeibehörden übermittelt werden. 2Die Übermittlung dieser Daten ist ferner zulässig
an die zur Aufklärung oder Bekämpfung des internationalen Terrorismus zuständigen, im Antiterror-
dateigesetz vom 22. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3409), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
18. Dezember 2014 (BGBl. I S. 2318) geändert worden ist, genannten Behörden sowie an die zur Auf-
klärung oder Bekämpfung des gewaltbezogenen Rechtsextremismus zuständigen, im Rechtsextremis-
mus-Datei-Gesetz vom 20. August 2012 (BGBl. I S. 1798), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18.
Dezember 2014 (BGBl. I S. 2318) geändert worden ist, genannten Behörden, soweit dies zur Durch-
führung der genannten Gesetze in ihrer jeweils geltenden Fassung erforderlich ist.

(5) 1Die übermittelnde Stelle hat die Zulässigkeit der Übermittlung zu prüfen. 2Erfolgt die Übermitt-
lung auf Grund eines Ersuchens, hat die übermittelnde Stelle nur zu prüfen, ob das Übermittlungser-
suchen im Rahmen der Aufgaben des Empfängers liegt. 3Im Übrigen hat sie die Zulässigkeit der Über-
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mittlung nur zu prüfen, wenn Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Nutzung durch den Empfänger beste-
hen. 4Der Empfänger hat der übermittelnden Stelle die erforderlichen Angaben zu machen.

(6) Der Empfänger darf die übermittelten personenbezogenen Daten, soweit gesetzlich nichts anderes
bestimmt ist, nur zu dem Zweck nutzen, zu dem sie ihm übermittelt worden sind.

(7) 1Andere Behörden und sonstige öffentliche Stellen können personenbezogene Daten an die Ord-
nungsbehörden und die Polizei übermitteln, soweit das zur Erfüllung ordnungsbehördlicher oder po-
lizeilicher Aufgaben erforderlich erscheint und die von der übermittelnden Stelle zu beachtenden
Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. 2Sie sind zur Übermittlung verpflichtet, wenn es zur Abwehr
einer Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforderlich ist.

(8) Andere Rechtsvorschriften für die Datenübermittlung bleiben unberührt.

§ 45
Datenübermittlung an Personen oder Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs

(1) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können personenbezogene Daten an Personen oder Stellen
außerhalb des öffentlichen Bereichs übermitteln, soweit das

1. zur Erfüllung ordnungsbehördlicher oder polizeilicher Aufgaben,

 

2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl,

 

3. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer Person

erforderlich ist oder

 

4. der Auskunftsbegehrende ein rechtliches Interesse an der Kenntnis der zu übermittelnden Da-
ten glaubhaft macht und die schutzwürdigen Interessen der betroffenen Person nicht überwie-
gen,

 

5. der Auskunftsbegehrende ein berechtigtes Interesse geltend macht und offensichtlich ist, dass
die Datenübermittlung im Interesse der betroffenen Person liegt, die betroffene Person einge-
willigt hat oder in Kenntnis der Sachlage ihre Einwilligung hierzu erteilen würde.

 

(2) § 44 Abs. 5 und 6 gilt entsprechend.

(3) Der Empfänger ist darauf hinzuweisen, dass die übermittelten Daten nur zu dem Zweck genutzt
werden dürfen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt wurden.

§ 45a
Datenübermittlung zum Zweck

der Zuverlässigkeitsüberprüfung bei Großveranstaltungen

(1) Soweit eine Zuverlässigkeitsüberprüfung wegen besonderer Gefahren bei Großveranstaltungen
erforderlich ist, kann die Polizei personenbezogene Daten an öffentliche und nicht öffentliche Stellen
übermitteln, wenn die Betroffenen schriftlich eingewilligt haben und die Übermittlung im Hinblick auf
den Anlass der Überprüfung, insbesondere den Zugang des Betroffenen zu der Veranstaltung im Hin-
blick auf ein berechtigtes Sicherheitsinteresse des Empfängers sowie wegen der Art und des Umfan-
ges der Erkenntnisse über den Betroffenen angemessen ist. Die Übermittlung beschränkt sich auf die
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Auskunft zum Vorliegen von Sicherheitsbedenken. Die Polizei hat die Betroffenen vor der schriftlichen
Einwilligung über den konkreten Inhalt der Übermittlung und die Empfänger zu informieren, soweit
diese nicht auf andere Weise Kenntnis hiervon erhalten haben. Eine Datenübermittlung nach Satz 1
über die in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der Strafprozessordnung genannten Personen findet nicht
statt, soweit diese innerhalb der letzten zwölf Monate von einer anderen Polizeibehörde des Bundes
oder eines Landes zuverlässigkeitsüberprüft wurden.

(2) Der Empfänger darf die übermittelten Daten nur zu Zwecken der Zuverlässigkeitsüberprüfung ver-
arbeiten. Die Polizei hat den Empfänger schriftlich oder elektronisch zur Einhaltung dieser Zweckbe-
stimmung zu verpflichten.

(3) Der Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit ist zu unterrichten, wenn eine
Datenübermittlung wegen einer Veranstaltung nach Absatz 1 beabsichtigt ist.

§ 46
Automatisiertes Abrufverfahren

(1) 1Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das die Übermittlung personenbezogener Da-
ten aus einer von der Polizei geführten Datei durch Abruf ermöglicht, ist zulässig, soweit diese Form
der Datenübermittlung unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Belange der betroffenen Personen
und der Erfüllung polizeilicher Aufgaben angemessen ist. 2Der Abruf darf nur anderen Polizeibehörden
gestattet werden.

(2) Die nach § 5 des Berliner Datenschutzgesetzes erforderlichen technischen und organisatorischen
Maßnahmen sind schriftlich oder elektronisch festzulegen.

(3) Die speichernde Stelle hat zu gewährleisten, dass die Übermittlung zumindest durch geeignete
Stichprobenverfahren festgestellt und überprüft werden kann.

(4) 1Der Senat bestimmt durch Rechtsverordnung die Einzelheiten der Einrichtung automatisierter Ab-
rufverfahren. 2Der Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit ist vorher zu hören.
3Die Rechtsverordnung hat den Datenempfänger, die Datenart und den Zweck des Abrufs festzule-
gen. 4Sie hat Maßnahmen zur Datensicherung und zur Kontrolle vorzusehen, die in einem angemesse-
nen Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck stehen.

(5) Die Polizei kann mit anderen Ländern und dem Bund einen Datenverbund vereinbaren, der eine
automatisierte Datenübermittlung ermöglicht.

§ 46a
Aufzeichnung von Anrufen

1Die Polizei und die Ordnungsbehörden können Anrufe über Notrufeinrichtungen auf Tonträger auf-
zeichnen. 2Eine Aufzeichnung von Anrufen im Übrigen ist nur zulässig, soweit die Aufzeichnung im
Einzelfall zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 3Die Aufzeichnungen sind spätestens nach drei
Monaten zu löschen, es sei denn, sie werden zur Verfolgung von Straftaten benötigt oder Tatsachen
rechtfertigen die Annahme, dass die anrufende Person Straftaten begehen wird und die Aufbewah-
rung zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten von erheblicher Bedeutung ist.

§ 47
Besondere Formen des Datenabgleichs
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(1) 1Die Polizei kann von öffentlichen Stellen oder Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs zur Ab-
wehr einer durch Tatsachen belegten gegenwärtigen Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit des
Bundes oder eines Landes oder für Leib, Leben oder Freiheit einer Person die Übermittlung von zuläs-
sig speicherbaren personenbezogenen Daten bestimmter Personengruppen aus bestimmbaren Datei-
en zum Zwecke des Abgleichs mit anderen Datenbeständen verlangen, soweit Tatsachen die Annah-
me rechtfertigen, dass das zur Abwehr der Gefahr erforderlich ist. 2Die ersuchte Stelle hat dem Ver-
langen zu entsprechen. 3Rechtsvorschriften über ein Berufs- oder besonderes Amtsgeheimnis bleiben
unberührt.

(2) 1Das Übermittlungsersuchen ist auf Namen, Anschriften, Tag und Ort der Geburt sowie auf im ein-
zelnen Falle festzulegende Merkmale zu beschränken. 2Werden wegen technischer Schwierigkeiten,
die mit angemessenem Zeit- oder Kostenaufwand nicht beseitigt werden können, weitere Daten über-
mittelt, dürfen diese nicht verwertet werden.

(3) 1Ist der Zweck der Maßnahme erreicht oder zeigt sich, dass er nicht erreicht werden kann, sind die
übermittelten und im Zusammenhang mit der Maßnahme zusätzlich angefallenen Daten auf dem Da-
tenträger zu löschen und die Unterlagen, soweit sie nicht für ein mit dem Sachverhalt zusammenhän-
gendes Verfahren erforderlich sind, unverzüglich zu vernichten. 2Über die getroffenen Maßnahmen ist
eine Niederschrift anzufertigen. 3Diese Niederschrift ist gesondert aufzubewahren, durch technische
und organisatorische Maßnahmen zu sichern und am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der Ver-
nichtung der Unterlagen nach Satz 1 folgt, zu vernichten.

(4) 1Die Maßnahme darf nur durch den Richter angeordnet werden. 2Zuständig ist das Amtsgericht
Tiergarten. 3Die Anordnung muss den zur Übermittlung Verpflichteten sowie alle benötigten Daten
und Merkmale bezeichnen. 4Antragsberechtigt ist die Polizeipräsidentin oder der Polizeipräsident oder
die Vertretung im Amt. 5Dem Antrag sind die Errichtungsanordnung nach § 49 dieses Gesetzes, das
Datensicherheitskonzept und die Risikoanalyse nach § 5 Abs. 3 des Berliner Datenschutzgesetzes und
die Maßnahmen zur Gewährleistung von Datensicherheit der erhobenen Daten beizufügen. 6Das Vor-
liegen der Voraussetzungen nach § 9 Abs. 1 des Berliner Datenschutzgesetzes ist im Antrag nachzu-
weisen. 7Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 8Wird eine Anord-
nung unanfechtbar aufgehoben, sind bereits erhobene Daten zu löschen. 9Andere Behörden sind von
der Unzulässigkeit der Speicherung und Verwertung der Daten zu unterrichten. 10§ 48 Abs. 6 gilt nicht.
11Der Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit ist durch die Polizei fortlaufend
über die Maßnahmen zu unterrichten.

§ 48
Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten

(1) 1In Dateien gespeicherte personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind.
2Wird festgestellt, dass in Akten gespeicherte personenbezogene Daten unrichtig sind, ist das in der
Akte zu vermerken oder auf sonstige Weise festzuhalten.

(2) 1In Dateien gespeicherte personenbezogene Daten sind zu löschen und die dazugehörigen Unter-
lagen sind zu vernichten, wenn
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1. ihre Speicherung unzulässig ist,

 

2. bei der nach bestimmten Fristen vorzunehmenden Überprüfung oder aus Anlass einer Einzel-
fallbearbeitung festgestellt wird, dass ihre Kenntnis für die speichernde Stelle zur Erfüllung der
in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben nicht mehr erforderlich ist.

 

2War die Speicherung von Anfang an unzulässig, ist die betroffene Person vor der Löschung zu hören.
3Ist eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig
hohem Aufwand möglich, kann an die Stelle der Löschung die Sperrung treten.

(3) 1Sind personenbezogene Daten in Akten gespeichert, sind sie im Falle des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1
durch Anbringung eines entsprechenden Vermerks zu sperren. 2Im Falle des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2
sind die Akten spätestens zu vernichten, wenn die gesamte Akte zur Erfüllung der in der Zuständig-
keit der speichernden Stelle liegenden Aufgaben nicht mehr erforderlich ist.

(4) 1Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Fristen zu regeln, nach deren Ablauf zu
prüfen ist, ob die weitere Speicherung der Daten zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 2Bei Daten,
die in Dateien oder in personenbezogen geführten Akten gespeichert sind, dürfen die Fristen regelmä-
ßig

a) bei Erwachsenen zehn Jahre,

 

b) bei Jugendlichen fünf Jahre und

 

c) bei Kindern zwei Jahre

 

nicht überschreiten, wobei nach Art und Zweck der Speicherung sowie Art und Bedeutung des Anlas-
ses zu unterscheiden ist. 3Die Frist beginnt regelmäßig mit dem letzten Anlass der Speicherung, je-
doch nicht vor Entlassung der betroffenen Person aus einer Justizvollzugsanstalt oder Beendigung ei-
ner mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßregel der Besserung oder Sicherung.

(5) 1Stellt die Ordnungsbehörde oder die Polizei fest, dass unrichtige oder nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1
zu löschende oder nach Absatz 3 Satz 1 zu sperrende Daten übermittelt worden sind, ist dem Empfän-
ger die Berichtigung, Löschung oder Sperrung mitzuteilen. 2Die Mitteilung kann unterbleiben, wenn
sie einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde und keine Anhaltspunkte bestehen, dass da-
durch schutzwürdige Belange der betroffenen Person beeinträchtigt werden können.

(6) 1Löschung und Vernichtung unterbleiben, wenn

1. Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwürdige Belange der betroffenen Person beein-
trächtigt würden,

 

2. die Daten zur Behebung einer bestehenden Beweisnot unerlässlich sind,

 

3. die Nutzung der Daten, die zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu anonymisieren sind, zu wissen-
schaftlichen Zwecken erforderlich ist.
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2In diesen Fällen sind die Daten zu sperren und mit einem Sperrvermerk zu versehen. 3Sie dürfen nur
zu den in Satz 1 genannten Zwecken oder sonst mit Einwilligung der betroffenen Person genutzt wer-
den.

(7) Anstelle der Löschung oder Vernichtung nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 oder Absatz 3 Satz 2 können
die Daten an ein öffentliches Archiv abgegeben werden, soweit besondere archivrechtliche Regelun-
gen das vorsehen.

§ 49
Errichtungsanordnung

(1) 1Für jede bei der Polizei nach diesem Gesetz geführte automatisierte Datei über personenbezoge-
ne Daten und solche nicht automatisierten Dateien über personenbezogene Daten, aus denen perso-
nenbezogene Daten an andere Stellen übermittelt werden, ist jeweils eine Errichtungsanordnung zu
erlassen. 2Ihr Inhalt bestimmt sich nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 sowie Nr. 6 und 7 des Berliner Daten-
schutzgesetzes. 3Sie hat außerdem Prüffristen nach § 48 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 zu enthalten. 4Die Errich-
tungsanordnung tritt an die Stelle der Dateibeschreibung nach § 19 Abs. 2 des Berliner Datenschutz-
gesetzes.

(2) 1Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung regelt das Nähere durch Verwaltungsvorschrift. 2Sie
übersendet die Errichtungsanordnung dem Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informations-
freiheit.

(3) 1Die Speicherung personenbezogener Daten in Dateien ist auf das erforderliche Maß zu beschrän-
ken. 2Die Notwendigkeit der Weiterführung oder Änderung der Dateien ist in angemessenen Abstän-
den zu überprüfen.

§ 50
Auskunftsrecht

(1) 1Die Ordnungsbehörden und die Polizei haben der betroffenen Person auf Antrag gebührenfrei
Auskunft über die zu ihrer Person gespeicherten Daten zu erteilen. 2In dem Antrag soll die Art der Da-
ten, über die Auskunft erteilt werden soll, näher bezeichnet werden. 3Bei einem Antrag auf Auskunft
aus Akten kann erforderlichenfalls verlangt werden, dass Angaben gemacht werden, die das Auffinden
der Daten ohne einen Aufwand ermöglichen, der außer Verhältnis zu dem von der betroffenen Person
geltend gemachten Informationsinteresse steht. 4Kommt die betroffene Person dem Verlangen nicht
nach, kann der Antrag abgelehnt werden.

(2) Eine Verpflichtung zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung ergibt, dass die
schutzwürdigen Belange der betroffenen Person hinter dem öffentlichen Interesse an der Geheimhal-
tung oder einem überwiegenden Geheimhaltungsinteresse Dritter zurücktreten müssen.

(3) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf einer Begründung insoweit nicht, als durch die Mit-
teilung der Gründe, auf die die Entscheidung gestützt wird, der mit der Auskunftsverweigerung ver-
folgte Zweck gefährdet würde.

(4) 1Wird Auskunft nicht gewährt, ist die betroffene Person darauf hinzuweisen, dass sie sich an den
Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit wenden kann; dies gilt nicht in den
Fällen des Absatzes 1 Satz 4. 2Dem Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit
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sind die Gründe der Auskunftsverweigerung darzulegen. 3Die Mitteilung des Berliner Beauftragten für
Datenschutz und Informationsfreiheit an die betroffene Person darf keine Rückschlüsse auf den Er-
kenntnisstand der speichernden Stelle zulassen, sofern sie nicht einer weitergehenden Auskunft zu-
stimmt.

(5) Sind die personenbezogenen Daten in ein anhängiges Strafverfahren eingeführt, so ist vor Ertei-
lung der Auskunft die Zustimmung der Staatsanwaltschaft herbeizuführen.

(6) Statt einer Auskunft über Daten in Akten können die Ordnungsbehörden und die Polizei unbescha-
det des Absatzes 2 der betroffenen Person Akteneinsicht gewähren.

§ 51
Anwendung des Berliner Datenschutzgesetzes

Die Vorschriften der §§ 6a, 9 Abs. 2 und der §§ 10 bis 17 des Berliner Datenschutzgesetzes in der je-
weils geltenden Fassung finden bei Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz keine Anwendung.

Dritter Abschnitt
Vollzugshilfe

§ 52
Vollzugshilfe

(1) Die Polizei leistet Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen auf Ersuchen Vollzugshilfe, wenn
unmittelbarer Zwang gegen Personen anzuwenden ist und die anderen Behörden oder Stellen nicht
über die hierzu erforderlichen Dienstkräfte verfügen oder ihre Maßnahmen nicht auf andere Weise
selbst durchsetzen können.

(2) Die Berliner Feuerwehr leistet nach Absatz 1 Vollzugshilfe, soweit diese im Zusammenhang mit
den ihr obliegenden Aufgaben steht.

(3) 1Die Polizei und die Berliner Feuerwehr sind nur für die Art und Weise der Durchführung verant-
wortlich. 2Im Übrigen gelten die Grundsätze der Amtshilfe entsprechend.

(4) Die Verpflichtung zur Amtshilfe bleibt unberührt.

§ 53
Verfahren

(1) 1Vollzugshilfeersuchen sind schriftlich oder elektronisch zu stellen. 2Sie haben den Grund und die
Rechtsgrundlage der Maßnahme anzugeben.

(2) 1In Eilfällen kann das Ersuchen formlos gestellt werden. 2Es ist jedoch auf Verlangen unverzüglich
schriftlich oder elektronisch zu bestätigen.

(3) Die ersuchende Behörde ist von der Ausführung des Ersuchens zu verständigen.

§ 54
Vollzugshilfe bei Freiheitsentziehung
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(1) Hat das Vollzugshilfeersuchen eine Freiheitsentziehung zum Inhalt, so ist auch die richterliche Ent-
scheidung über die Zulässigkeit der Freiheitsentziehung vorzulegen oder in dem Ersuchen zu bezeich-
nen.

(2) Ist eine vorherige richterliche Entscheidung nicht ergangen, so hat die Polizei die festgehaltene
Person zu entlassen, wenn die ersuchende Behörde diese nicht übernimmt oder die richterliche Ent-
scheidung nicht unverzüglich nachträglich beantragt.

(3) Die §§ 32 und 33 gelten entsprechend.

Vierter Abschnitt
Verordnungen zur Gefahrenabwehr

§ 55
Ermächtigung

Der Senat kann Rechtsverordnungen zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung (§ 1 Abs. 1) erlassen.

§ 56
Inhalt

(1) 1Verordnungen zur Gefahrenabwehr dürfen nicht lediglich den Zweck haben, die den zuständigen
Behörden obliegende Aufsicht zu erleichtern. 2Von mehreren möglichen und geeigneten allgemeinen
Geboten oder Verboten sind diejenigen zu wählen, die den Einzelnen oder die Allgemeinheit am we-
nigsten beeinträchtigen. 3Eine Verordnung zur Gefahrenabwehr darf nicht zu einem Nachteil führen,
der zu dem angestrebten Erfolg erkennbar außer Verhältnis steht.

(2) 1Verordnungen zur Gefahrenabwehr müssen in ihrem Inhalt bestimmt sein. 2Hinweise auf Anord-
nungen außerhalb von Verordnungen zur Gefahrenabwehr sind unzulässig, soweit diese Anordnungen
Gebote oder Verbote von unbeschränkter Dauer enthalten. 3In Verordnungen zur Gefahrenabwehr, die
überwachungsbedürftige oder sonstige Anlagen betreffen, an die bestimmte technische Anforderun-
gen zu stellen sind, kann hinsichtlich der technischen Vorschriften auf Bekanntmachungen besonderer
sachverständiger Stellen unter Angabe der Fundstelle verwiesen werden.

§ 57
Zuwiderhandlungen gegen Verordnungen

In Verordnungen zur Gefahrenabwehr können für den Fall einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Zuwi-
derhandlung Geldbußen bis zu fünfzigtausend Euro und die Einziehung der Gegenstände, auf die sich
die Ordnungswidrigkeit bezieht oder die zu ihrer Vorbereitung oder Begehung verwendet worden sind,
angedroht werden, soweit die Verordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor-
schrift verweist.

§ 58
Geltungsdauer

1Verordnungen zur Gefahrenabwehr sollen eine Beschränkung ihrer Geltungsdauer enthalten. 2Die
Geltungsdauer darf nicht über zehn Jahre hinaus erstreckt werden. 3Verordnungen zur Gefahrenab-
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wehr, die keine Beschränkung der Geltungsdauer enthalten, treten zehn Jahre nach ihrem Inkrafttre-
ten außer Kraft. 4Eine Verlängerung lediglich der Geltungsdauer ist unzulässig.

Fünfter Abschnitt
Schadensausgleich, Erstattungs- und Ersatzansprüche

§ 59
Zum Schadensausgleich verpflichtende Tatbestände

(1) Erleidet jemand

1. infolge einer rechtmäßigen Inanspruchnahme nach § 16,

 

2. als unbeteiligter Dritter durch eine rechtmäßige Maßnahme der Ordnungsbehörde oder der Po-
lizei,

 

3. bei der Erfüllung einer ihm nach § 323c des Strafgesetzbuches obliegenden Verpflichtung zur
Hilfeleistung

 

einen Schaden, ist ihm ein angemessener Ausgleich zu gewähren.

(2) Das Gleiche gilt, wenn jemand durch eine rechtswidrige Maßnahme einen Schaden erleidet.

(3) Der Ausgleich ist auch Personen zu gewähren, die mit Zustimmung der Ordnungsbehörden oder
der Polizei bei der Wahrnehmung von Aufgaben dieser Behörden freiwillig mitgewirkt oder Sachen zur
Verfügung gestellt und dadurch einen Schaden erlitten haben.

(4) Weitergehende Ersatzansprüche, insbesondere aus Amtspflichtverletzung, bleiben unberührt.

§ 60
Inhalt, Art und Umfang des Schadensausgleichs

(1) 1Der Ausgleich nach § 59 wird grundsätzlich nur für Vermögensschaden gewährt. 2Für entgange-
nen Gewinn, der über den Ausfall des gewöhnlichen Verdienstes oder Nutzungsentgeltes hinausgeht,
und für Nachteile, die nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit der Maßnahme der Ordnungsbehör-
de oder der Polizei stehen, ist ein Ausgleich zu gewähren, wenn und soweit dies zur Abwendung unbil-
liger Härten geboten erscheint.

(2) Bei einer Verletzung des Körpers oder der Gesundheit oder bei einer Freiheitsentziehung ist auch
der Schaden, der nicht Vermögensschaden ist, angemessen auszugleichen; dieser Anspruch ist nicht
übertragbar und nicht vererblich, es sei denn, dass er rechtshängig geworden oder durch Vertrag an-
erkannt worden ist.

(3) 1Der Ausgleich wird in Geld gewährt. 2Hat die zum Ausgleich verpflichtende Maßnahme die Auf-
hebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit oder eine Vermehrung der Bedürfnisse oder den Ver-
lust oder die Beeinträchtigung eines Rechts auf Unterhalt zur Folge, so ist der Ausgleich durch Entrich-
tung einer Rente zu gewähren. 3§ 760 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist anzuwenden. 4Statt der Ren-
te kann eine Abfindung in Kapital verlangt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 5Der Anspruch
wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass ein anderer dem Geschädigten Unterhalt zu gewähren hat.
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(4) Stehen dem Geschädigten Ansprüche gegen Dritte zu, so ist, soweit diese Ansprüche nach Inhalt
und Umfang dem Ausgleichsanspruch entsprechen, der Ausgleich nur gegen Abtretung dieser Ansprü-
che zu gewähren.

(5) 1Bei der Bemessung des Ausgleichs sind alle Umstände zu berücksichtigen, insbesondere Art und
Vorhersehbarkeit des Schadens und ob der Geschädigte oder sein Vermögen durch die Maßnahme
der Ordnungsbehörde oder der Polizei geschützt worden ist. 2Haben Umstände, die der Geschädig-
te zu vertreten hat, auf die Entstehung oder Ausweitung des Schadens eingewirkt, so hängt die Ver-
pflichtung zum Ausgleich sowie der Umfang des Ausgleichs insbesondere davon ab, inwieweit der
Schaden vorwiegend von dem Geschädigten oder durch die Ordnungsbehörde oder die Polizei verur-
sacht worden ist.

§ 61
Ansprüche mittelbar Geschädigter

(1) Im Falle der Tötung sind im Rahmen des § 60 Abs. 5 die Kosten der Bestattung demjenigen auszu-
gleichen, dem die Verpflichtung obliegt, diese Kosten zu tragen.

(2) 1Stand der Getötete zur Zeit der Verletzung zu einem Dritten in einem Verhältnis, auf Grund des-
sen er diesem gegenüber kraft Gesetzes unterhaltspflichtig war oder unterhaltspflichtig werden konn-
te, und ist dem Dritten infolge der Tötung das Recht auf Unterhalt entzogen, so kann der Dritte im
Rahmen des § 60 Abs. 5 insoweit einen angemessenen Ausgleich verlangen, als der Getötete während
der mutmaßlichen Dauer seines Lebens zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet gewesen wäre.
2§ 60 Abs. 3 Satz 3 bis 5 ist entsprechend anzuwenden. 3Der Ausgleich kann auch dann verlangt wer-
den, wenn der Dritte zur Zeit der Verletzung gezeugt, aber noch nicht geboren war.

§ 62
Verjährung des Ausgleichsanspruchs

Der Anspruch auf den Ausgleich verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Geschä-
digte, im Falle des § 61 der Anspruchsberechtigte, von dem Schaden und dem zum Ausgleich Ver-
pflichteten Kenntnis erlangt, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in dreißig Jahren von dem Eintritt des
schädigenden Ereignisses an.

§ 63
Ausgleichspflichtiger, Erstattungsansprüche

(1) Ausgleichspflichtig ist die Körperschaft, in deren Dienst derjenige steht, der die Maßnahme getrof-
fen hat (Anstellungskörperschaft).

(2) Hat der Bedienstete für die Behörde einer anderen Körperschaft gehandelt, so ist die andere Kör-
perschaft ausgleichspflichtig.

(3) Ist in den Fällen des Absatzes 2 ein Ausgleich nur wegen der Art und Weise der Durchführung der
Maßnahme zu gewähren, so kann die ausgleichspflichtige Körperschaft von der Anstellungskörper-
schaft Erstattung ihrer Aufwendungen verlangen, es sei denn, dass sie selbst die Verantwortung für
die Art und Weise der Durchführung trägt.

§ 64
Rückgriff gegen den Verantwortlichen
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(1) Die nach § 63 ausgleichspflichtige Körperschaft kann von den nach den §§ 13 oder 14 Verantwortli-
chen Ersatz ihrer Aufwendungen verlangen, wenn sie aufgrund des § 59 Abs. 1 oder Abs. 3 einen Aus-
gleich gewährt hat.

(2) Sind mehrere Personen nebeneinander verantwortlich, so haften sie als Gesamtschuldner.

§ 65
Rechtsweg

Für Ansprüche auf Schadensausgleich ist der ordentliche Rechtsweg, für die Ansprüche auf Erstattung
und Ersatz von Aufwendungen nach § 63 oder § 64 der Verwaltungsrechtsweg gegeben.

Sechster Abschnitt
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 66
Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte auf Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des
Grundgesetzes), des Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 Absatz 1 des Grundgesetzes), Freizügigkeit
(Artikel 11 des Grundgesetzes) und Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes)
eingeschränkt.

§ 67
Zuständigkeit für den Erlass des Widerspruchsbescheids;

Nachprüfung straßenverkehrsbehördlicher Verwaltungsakte im Widerspruchsverfahren

(1) 1Über den Widerspruch gegen einen der Anfechtung nach den §§ 68 ff. der Verwaltungsgerichts-
ordnung unterliegenden Verwaltungsakt einer Sonderbehörde oder der Polizei entscheidet deren Lei-
ter oder eine von ihm dafür bestimmte, ihm unmittelbar zugeordnete Stelle. 2Über den Widerspruch
gegen einen Verwaltungsakt der Bezirksverwaltung entscheidet das Bezirksamt oder das von ihm da-
für bestimmte Mitglied, sofern dieses Mitglied nicht selbst den Verwaltungsakt erlassen hat.

(2) 1Gegen einen Verwaltungsakt der Straßenverkehrsbehörde ist der Widerspruch nach den §§ 68 ff.
der Verwaltungsgerichtsordnung auch dann zulässig, wenn der Verwaltungsakt nach Nummer 11 Ab-
satz 3 oder Absatz 4 der Anlage zu diesem Gesetz (Zuständigkeitskatalog Ordnungsaufgaben) von
der für Verkehr zuständigen Senatsverwaltung erlassen worden ist. 2In diesem Fall entscheidet die für
Verkehr zuständige Senatsverwaltung auch über den Widerspruch.

§ 68
Zuständigkeit zum Erlass von Verwaltungsvorschriften

1Die Verwaltungsvorschriften zur Ausführung dieses Gesetzes erlässt die für Inneres zuständige Se-
natsverwaltung im Einvernehmen mit den zuständigen Senatsverwaltungen, wenn die Vorschriften
den Geschäftsbereich mehrerer Senatsverwaltungen betreffen. 2Die Verwaltungsvorschriften zur Aus-
führung dieses Gesetzes erlässt die zuständige Senatsverwaltung im Einvernehmen mit der für Inne-
res zuständigen Senatsverwaltung, wenn die Vorschriften nur den Geschäftsbereich der zuständigen
Senatsverwaltung betreffen.

§ 69
Übergangsregelung
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Waren zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes personenbezogene Daten in automatisierten
Dateien oder waren Bewertungen in Dateien gespeichert, ist § 43 Abs. 2 nicht anzuwenden.

§ 70
Evaluation

1Über die nach den §§ 19a (Videoüberwachung zur Eigensicherung), 21a (Medizinische und molekular-
genetische Untersuchungen), 24b (Datenerhebung in öffentlichen Verkehrseinrichtungen) sowie 25a
(Standortermittlung bei Telekommunikationsendgeräten) vorgenommenen Maßnahmen ist ein Evalua-
tionsbericht zu erstellen, der dem Abgeordnetenhaus von Berlin bis zum 31. Januar 2010 vorzulegen
ist. 2Der Bericht soll Aufschluss über Art und Umfang sowie den Erfolg der jeweiligen Maßnahmen ge-
ben.

§ 71
Inkrafttreten und Außerkrafttreten von Vorschriften

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in
Kraft.*)

(2) (überholt)

(3) Soweit in anderen Rechtsvorschriften auf Vorschriften des nach Absatz 2 außer Kraft tretenden
Gesetzes verwiesen wird, treten an die Stelle der aufgeführten Vorschriften die entsprechenden Vor-
schriften dieses Gesetzes.

Fußnoten

*)
Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ursprünglichen Fassung des Geset-
zes vom 14. April 1992 (GVBl. 119)

Anlage

Zuständigkeitskatalog Ordnungsaufgaben
(ZustKat Ord)

(zu § 2 Abs. 4 Satz 1)

Erster Abschnitt
Ordnungsaufgaben der Senatsverwaltungen

Nummer 1
Bau- und Wohnungswesen

Zu den Ordnungsaufgaben der für Bau- und Wohnungswesen zuständigen Senatsverwaltung gehören:

(1) die Bauaufsicht und die Feuersicherheitsaufsicht, soweit sie betreffen

a) die Zustimmung im Einzelfall zur Verwendung oder Anwendung neuer Baustoffe, Bauteile, Ein-
richtungen und Bauarten,
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b) die Anerkennung von Prüfingenieurinnen und Prüfingenieuren für Standsicherheit und Brand-
schutz,

 

c) die Prüfung schwieriger statischer Berechnungen einschließlich der konstruktiven Bauüberwa-
chung,

 

d) folgende überbezirkliche Anlagen, soweit Baugenehmigungsverfahren, vereinfachte Baugeneh-
migungsverfahren, Genehmigungsfreistellungen, Entscheidungen nach § 68 der Bauordnung
für Berlin, Teilbaugenehmigungen, Vorbescheide oder planungsrechtliche Bescheide betroffen
sind, bis zur Aufnahme der Nutzung:
aa) Anlagen des Bundes einschließlich der Verfassungsorgane und die Anlagen der Länder

mit Ausnahme der Anlagen der Berliner Bezirksverwaltungen, soweit nicht einer der Fälle
des § 76 der Bauordnung für Berlin gegeben ist,

 

bb) Anlagen im Zusammenhang mit Botschaften und Konsulaten,

 

cc) Anlagen der Hochschulen, auf die das Berliner Hochschulgesetz Anwendung findet, mit

einer Geschossfläche von mehr als 1500 m2,

 

dd) Anlagen der Stiftung Preußischer Kulturbesitz und der Stiftung Preußische Schlösser und

Gärten Berlin-Brandenburg, jeweils mit einer Geschossfläche von mehr als 1500 m2,

 

ee) Anlagen der Stiftung „Deutsches Historisches Museum“, der Stiftung „Stadtmuseum Ber-
lin - Landesmuseum für Kultur und Geschichte Berlins“, der Stiftung „Deutsches Technik-
museum Berlin“, der Stiftung „Berliner Philharmoniker“, der in der „Stiftung Oper in Ber-
lin“ erfassten Opernhäuser und Gebäude der „Messe Berlin GmbH“, jeweils mit einer Ge-

schossfläche von mehr als 1500 m2,

 

ff) Anlagen zur Unterbringung von Flüchtlingen, Asylbegehrenden und Obdachlosen der
Berlinovo Immobilien Gesellschaft mbH, einer vom Land Berlin benannten Landesge-
sellschaft zur Errichtung modularer Unterkünfte für Flüchtlinge und landeseigener Woh-
nungsbauunternehmen,

 

 

e) die Anerkennung von Prüfsachverständigen für technische Anlagen und Einrichtungen und Prüf-
sachverständigen für den Erd- und Grundbau,

 

f) die Prüfung der Standsicherheit für bauliche Anlagen oder Bauteile, die in gleicher Ausführung
an mehreren Stellen errichtet oder verwendet werden (Typenprüfung);

 

(2) die Aufgaben der Marktüberwachungsbehörde des Landes Berlin nach dem Marktüberwachungs-
verordnungs-Durchführungsgesetz für Bauprodukte.

(3) die Ordnungsaufgaben nach dem Wohnungsbindungsgesetz, soweit sie die Mietpreisbildung und
Mietpreisüberwachung sowie die Sicherung des zur Zweckbestimmung des Wohnraums erforderlichen
baulichen Zustandes betreffen;

- Seite 59 von 91 -



(4) die Ordnungsaufgaben nach dem Wohnraumförderungsgesetz, soweit sie die Mietpreisbildung und
Mietpreisüberwachung betreffen;

(5) die Ordnungsaufgaben nach § 5 des Gesetzes zur Mietenbegrenzung im Wohnungswesen in Berlin.

Nummer 2
Finanzen

Zu den Ordnungsaufgaben der für Finanzen zuständigen Senatsverwaltung gehören:

die Aufgaben der Vollzugsbehörde nach dem Dritten Abschnitt des Vereinsgesetzes nach Eintritt der
Unanfechtbarkeit von Verboten und Einziehungsanordnungen.

Nummer 3
Gesundheitswesen

Zu den Ordnungsaufgaben der für Gesundheitswesen zuständigen Senatsverwaltung gehören:

(1) die gesundheitsaufsichtlichen Aufgaben der obersten Landesgesundheitsbehörde hinsichtlich

a) des Infektionsschutzgesetzes, der Trinkwasserverordnung sowie der Badegewässerverordnung,

 

b) der internationalen Gesundheitsvorschriften,

 

c) der europäischen Verordnungen und Richtlinien hinsichtlich des Gesundheitsschutzes der Be-
völkerung in den Bereichen Luft, Wasser, Boden, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Strahlen,
Chemikalien und andere Stoffe;

 

(2) die Zivilschutzvorkehrungen im Gesundheitswesen;

(3) die Anerkennung von Beratungsstellen und beratenden Ärztinnen und Ärzten nach den §§ 9 und 10
des Schwangerschaftskonfliktgesetzes;

(4) die Benennung von benannten Stellen nach § 15 Absatz 1 Satz 2 des Medizinproduktegesetzes, die
Anerkennung von Mindestkriterien nach Absatz 5 des Medizinproduktegesetzes und die Benennung
von Konformitätsbewertungsstellen für Drittstaaten nach § 15a Absatz 2 und 3 des Medizinprodukte-
gesetzes.

Nummer 4
Naturschutz

Zu den Ordnungsaufgaben der für Naturschutz zuständigen Senatsverwaltung gehören:

(1) die Ordnungsaufgaben der obersten Behörde für Naturschutz und Landschaftspflege einschließ-
lich solcher, die aus dem Vollzug internationaler Übereinkommen und Rechtsvereinbarungen über den
Natur- und Artenschutz resultieren, soweit nicht die Bezirksämter (Nummer 18 Absatz 11) zuständig
sind, sowie die Ordnungsaufgaben der Behörden für Naturschutz und Landschaftspflege, soweit diese
Ordnungsaufgaben ein Vorhaben eines Verfassungsorgans des Bundes zur Wahrnehmung seiner Auf-
gaben betreffen;
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(2) die Ordnungsaufgaben nach den Rechtsvorschriften über das Jagdwesen, soweit nicht die Polizei
Berlin (Nummer 23 Absatz 8) oder die Berliner Forsten (Nummer 27 Absatz 2 und 3) zuständig sind;

(3) die Ordnungsaufgaben nach dem Forstvermehrungsgutgesetz und den auf Grund des Forstver-
mehrungsgutgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen;

(4) die Genehmigung zur Anlegung und Erweiterung sowie die Erklärung des Einvernehmens zur Wid-
mung, Schließung und Aufhebung öffentlicher Friedhöfe nach § 3 Absatz 1 des Friedhofsgesetzes; die
Beleihung mit dem hoheitlichen Bestattungsrecht nach § 3 Absatz 2 des Friedhofsgesetzes.

Nummer 5
Inneres

Zu den Ordnungsaufgaben der für Inneres zuständigen Senatsverwaltung gehören:

(1) die Aufgaben der Verbotsbehörde und der Vollzugsbehörde nach dem Vereinsgesetz, soweit nicht
die für Finanzen zuständige Senatsverwaltung (Nummer 2) zuständig ist;

(2) die Ordnungsaufgaben nach dem Rettungsdienstgesetz, soweit nicht die Berliner Feuerwehr (Num-
mer 25 Absatz 2) oder das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten (Nummer 33 Ab-
satz 7) zuständig sind;

(3) die Erteilung von Zustimmungen zur Mitwirkung privater Hilfsorganisationen beim Katastrophen-
schutz nach § 12 Absatz 2 Satz 1 des Katastrophenschutzgesetzes;

(4) die Ordnungsaufgaben bei der Veranstaltung, Vermittlung und Bewerbung von öffentlichen
Glücksspielen, einschließlich der Aufgaben nach dem Ausführungsgesetz zum Glücksspielstaatsver-
trag und nach dem Glücksspielstaatsvertrag (Glücksspielaufsicht),

a) in Angelegenheiten, die ländereinheitliche, länderübergreifende oder gebündelte Verfahren,
Veranstaltungen oder Aktivitäten zum Gegenstand haben, mit Ausnahme des Verfahrens nach
§ 9 Absatz 1 Satz 4 und 5 des Glücksspielstaatsvertrages und der Gewinnsparvereine,

 

b) für die vom Land Berlin oder unter Beteiligung des Landes Berlin veranstalteten Glücksspiele,
mit Ausnahme der Genehmigung, der Beaufsichtigung und der Kontrolle von Annahmestellen;

 

(5) die Glücksspielaufsicht und die Ordnungsaufgaben nach dem Gesetz über die Deutsche Klassen-
lotterie Berlin und die Stiftung Deutsche Klassenlotterie Berlin und nach dem Spielbankengesetz ein-
schließlich der Staatsaufsicht über die Deutsche Klassenlotterie Berlin sowie die Aufsicht nach dem
Geldwäschegesetz über die Deutsche Klassenlotterie Berlin und die Spielbanken.

Nummer 6
Jugend und Familie

Zu den Ordnungsaufgaben der für Jugend und Familie zuständigen Senatsverwaltung gehören:

(1) die Inobhutnahme (§ 42 des Achten Buches Sozialgesetzbuch) von unerlaubt neu eingereisten al-
lein stehenden minderjährigen Ausländerinnen und Ausländern mit tatsächlichem Aufenthalt in Berlin
und von minderjährigen Asylsuchenden für eine Höchstdauer von bis zu drei Monaten;
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(2) die Inobhutnahme von neu eingereisten alleinstehenden minderjährigen Ausländerinnen und Aus-
ländern nach § 23 Absatz 2 oder § 24 des Aufenthaltsgesetzes bis zu drei Monaten;

(3) die Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen, die keinen gewöhnlichen Aufenthalt in Berlin ha-
ben, sowie von Kindern und Jugendlichen mit gewöhnlichem Aufenthalt in Berlin außerhalb der Ge-
schäftszeiten der bezirklichen Jugendämter;

(4) die Sicherung des Betriebs von Unterkünften für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Personen-
kreise;

(5) die Erteilung, der Widerruf und die Rücknahme der Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung so-
wie die Erteilung nachträglicher Auflagen und die damit verbundenen Aufgaben (§§ 45 bis 47, 48a des
Achten Buches Sozialgesetzbuch);

(6) die Tätigkeitsuntersagung (§§ 48, 48a des Achten Buches Sozialgesetzbuch);

(7) die Erteilung, der Widerruf und die Rücknahme der Erlaubnis zur Übernahme von Vereinsvormund-
schaften (§ 54 des Achten Buches Sozialgesetzbuch);

(8) die Warnung vor Gefahren durch konfliktträchtige Angebote auf dem Lebenshilfemarkt.

Nummer 7
Kulturelle Angelegenheiten

Zu den Ordnungsaufgaben der für Kulturelle Angelegenheiten zuständigen Senatsverwaltung gehö-
ren:

(1) die Untersagung der unberechtigten Führung von Ehrentiteln für Künstlerinnen und Künstler;

(2) der Kulturgutschutz im Rahmen des Zivilschutzes;

(3) die Ordnungsaufgaben nach § 6 Absatz 5 Satz 3 des Denkmalschutzgesetzes Berlin.

Nummer 8
Schulwesen

Zu den Ordnungsaufgaben der für Schulwesen zuständigen Senatsverwaltung gehören:

(1) die Maßnahmen zur Sicherung des Schulbesuchs und zur Verhütung und Beseitigung von außen
kommender Störungen des Schulbetriebs an zentral verwalteten Schulen;

(2) die Ordnungsaufgaben in Bezug auf Schulen in freier Trägerschaft (§ 102 Absatz 4, § 104 Absatz 4
und § 126 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 des Schulgesetzes).

Nummer 9
Berufsbildung

Zu den Ordnungsaufgaben der für Berufsbildung zuständigen Senatsverwaltung gehören:

die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 27 Absatz 2 des Jugendarbeitsschutzgesetzes, § 33 Absatz 1
und 2 des Berufsbildungsgesetzes und § 24 Absatz 1 und 2 der Handwerksordnung.

Nummer 10
Umweltschutz
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Zu den Ordnungsaufgaben der für Umweltschutz zuständigen Senatsverwaltung gehören:

(1) die Ordnungsaufgaben auf dem Gebiet der Reinhaltung der Luft unbeschadet der Zuständigkeit
der für Gesundheitswesen zuständigen Senatsverwaltung (Nummer 3 Absatz 1), der Bezirksämter
(Nummer 16 Absatz 1 Buchstabe a und Nummer 18 Absatz 1) und des Landesamtes für Arbeitsschutz,
Gesundheitsschutz und technische Sicherheit Berlin (Nummer 24 Absatz 3);

(2) die Lärmbekämpfung, soweit nicht die Bezirksämter (Nummer 16 Absatz 1 Buchstabe a, Num-
mer 18 Absatz 1 und 2) zuständig sind oder Rechtsvorschriften die Zuständigkeit anderer Verwaltun-
gen begründen;

(3) die Ordnungsaufgaben nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz und dem Landes-Immissions-
schutzgesetz Berlin, soweit nicht die Bezirksämter (Nummer 15 Absatz 1 Buchstabe c und Nummer 18
Absatz 1 und 2) oder das Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicher-
heit Berlin (Nummer 24 Absatz 3) zuständig sind ; dazu gehören insbesondere die Bekanntgabe nach
§ 29b des Bundes-Immissionsschutzgesetzes von Stellen im Sinne von § 26 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes und Sachverständigen im Sinne des § 29a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes so-
wie von Messgeräteprüfstellen nach § 13 Absatz 3 der Ersten Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (1. BImSchV);

(4) die Ordnungsaufgaben nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz und den dazu erlassenen Rechtsver-
ordnungen, nach der europäischen Abfallverbringungsverordnung, nach dem Abfallverbringungsge-
setz, nach dem Verpackungsgesetz, nach dem Batteriegesetz, nach dem Elektro- und Elektronikgerä-
tegesetz und nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz Berlin und den dazu erlassenen Verord-
nungen, soweit nicht die Bezirksämter (Nummer 18 Absatz 3 bis 5) zuständig sind, und der entspre-
chenden Anordnungen und Überwachungen nach den §§ 62 und 47 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes;

(5) die Ordnungsaufgaben nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz und dem Berliner Bodenschutzge-
setz in der jeweils geltenden Fassung sowie den darauf gestützten Rechtsverordnungen auf Grund-
stücken in Trinkwasserschutzgebieten, nachdem auf Grund einer gemäß § 9 Absatz 2 des Bundes-Bo-
denschutzgesetzes durchgeführten Gefährdungsabschätzung eine Gefahr für das Grundwasser fest-
gestellt wurde, außerhalb von Trinkwasserschutzgebieten nach Nachweis einer Grundwassergefähr-
dung in einem angrenzenden Trinkwasserschutzgebiet sowie bei landeseigenen Altablagerungen mit

überwiegend Hausmüll, auf Grundstücken, die sich innerhalb der Siemensstadt2 befinden, sowie auf

an die Siemensstadt2 unmittelbar angrenzenden Grundstücken, bei denen eine Grundwassergefähr-
dung nachgewiesen wurde, die Ordnungsaufgaben bei Grundwasserschäden, wenn kein Schadstoffe-
intrag über den Pfad Boden nachweisbar ist, sowie auf Grundstücken, bei denen ein Freistellungsver-
fahren nach dem Umweltrahmengesetz anhängig ist, und die Freistellungsverfahren nach dem Um-
weltrahmengesetz;

(6) die sonstigen Ordnungsaufgaben zur Ermittlung und Abwehr von schädlichen Umwelteinwirkun-
gen, soweit nicht die für Gesundheitswesen zuständige Senatsverwaltung (Nummer 3 Absatz 1) oder
die Bezirksämter (Nummer 18 Absatz 1 bis 7) zuständig sind oder Rechtsvorschriften die Zuständig-
keit anderer Verwaltungen begründen;

(7) die Ordnungsaufgaben nach dem Wasserhaushaltsgesetz, dem Abwasserabgabengesetz, dem Ber-
liner Wassergesetz und sonstigen wasserrechtlichen Vorschriften (Gewässeraufsicht einschließlich Eis-
aufsicht), soweit nicht die für Verkehr zuständige Senatsverwaltung (Nummer 11 Buchstabe k) oder
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die Bezirksämter (Nummer 18 Absatz 7 bis 10 und 14) zuständig sind, die Ordnungsaufgaben nach
dem Wasserverbandsgesetz und dem Wassersicherstellungsgesetz;

(8) die von den Ländern wahrzunehmenden Ordnungsaufgaben bei der Genehmigung von und der
Aufsicht über Anlagen im Sinne von § 7 Absatz 1 des Atomgesetzes und im Zusammenhang mit Kern-
brennstoffen im Sinne von § 2 Absatz 1 des Atomgesetzes, der Strahlenschutz im Zusammenhang mit
ionisierender Strahlung, soweit es sich um die Anerkennung von Sachverständigen und die Bestim-
mung von Messstellen und sonstigen Stellen nach der Strahlenschutz- und der Röntgenverordnung
handelt und sonstige Ordnungsaufgaben, die der obersten Landesbehörde im Strahlenschutz durch
Bundesgesetz zugewiesen werden, sowie die Ordnungsaufgaben im Bereich der Umweltradioaktivi-
tätsbestimmung nach § 3 des Strahlenschutzvorsorgegesetzes;

(9) die Ordnungsaufgaben nach dem Gentechnikgesetz und den auf Grund des Gentechnikgesetzes
erlassenen Rechtsverordnungen, soweit nicht das Pflanzenschutzamt (Nummer 29 Absatz 2) zustän-
dig ist,

a) bei gentechnischen Anlagen und gentechnischen Arbeiten, soweit ein gemeinsamer Anlagenteil
mit einer nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedürftigen Anlage vorliegt,

 

b) beim Inverkehrbringen und bei den Freisetzungen gentechnisch veränderter Organismen, die in
den unter Buchstabe a genannten Anlagen erzeugt wurden;

 

(10) die Einteilung, Auflösung sowie Ausschreibung der Schornsteinfeger-Kehrbezirke, die Auswahl,
die Bestellung und die Aufhebung der Bestellung zur bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegerin oder
zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger für einen Kehrbezirk sowie die hiermit zusammenhän-
genden Ordnungsaufgaben und die Durchführung von Bußgeldverfahren nach § 24 Absatz 1 Num-
mer 6 des Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes.

Nummer 11
Verkehr

Zu den Ordnungsaufgaben der für Verkehr zuständigen Senatsverwaltung gehören:

(1) die Ordnungsaufgaben der obersten und höheren Landesbehörde, der Anerkennungsbehörde, der
Genehmigungsbehörde, der Anordnungsbehörde, der fachlichen und technischen Aufsichtsbehörde,
der Anhörungsbehörde, der Planfeststellungsbehörde und der Tilgungsbehörde

a) nach dem Berliner Straßengesetz und dem Bundesfernstraßengesetz, soweit die Aufgaben der
Planfeststellungsbehörde oder der Straßenaufsicht betroffen sind, die Straßenaufsicht nach
dem Berliner Straßengesetz jedoch nur für Bauten und Anlagen der Hauptverwaltung,

 

b) nach dem Kraftfahrsachverständigengesetz,

 

c) nach dem Fahrlehrergesetz,

 

d) nach dem Personenbeförderungsgesetz sowie nach europäischen und internationalen Vorschrif-
ten über die Beförderung von Personen mit Straßenbahnen, Oberleitungsbussen und Kraftfahr-
zeugen,

 

e) nach dem Güterkraftverkehrsgesetz,
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f) nach dem Gesetz über die Beförderung gefährlicher Güter sowie dem Gesetz zu dem Europäi-
schen Übereinkommen über die internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße,

 

g) nach dem Übereinkommen über internationale Beförderungen leicht verderblicher Lebensmittel
und über die besonderen Beförderungsmittel, die für diese Beförderungen zu verwenden sind,

 

h) nach dem Gesetz zu dem Übereinkommen über sichere Container,

 

i) nach dem Allgemeinen Eisenbahngesetz, nach dem Gesetz über Kleinbahnen und Privatan-
schlussbahnen, nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz sowie bei sonstigen Ordnungsaufgaben
in Angelegenheiten des Eisenbahnverkehrs,

 

j) nach dem Luftverkehrsgesetz und dem Luftsicherheitsgesetz,

 

k) nach § 28 des Berliner Wassergesetzes in Schifffahrts- und Hafenangelegenheiten,

 

l) nach dem Verkehrssicherstellungsgesetz,

 

m) nach dem Bundesleistungsgesetz,

 

n) nach dem Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetz,

 

o) nach dem Landesseilbahngesetz,

 

soweit nicht die Polizei Berlin (Nummer 23 Absatz 5), das Landesamt für Gesundheit und Soziales Ber-
lin (Nummer 32), das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten (Nummer 33 Absatz 8 bis
10) oder die Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg (Nummer 35) zuständig sind;.

(2) die Aufgaben der obersten Landesbehörde und höheren Verwaltungsbehörde nach dem Straßen-
verkehrsgesetz sowie der Straßenverkehrsbehörde nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz;

(3) die Aufgaben der Straßenverkehrsbehörde im übergeordneten Straßennetz, soweit nicht die Be-
zirksämter (Nummer 22b Absatz 4 bis 7) oder das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenhei-
ten (Nummer 33 Absatz 8 Buchstabe k) zuständig sind;

(4) die Aufgaben der Straßenverkehrsbehörde im untergeordneten Straßennetz bei Maßnahmen mit
Auswirkungen auf das übergeordnete Netz sowie bei

a) verkehrlichen Maßnahmen nach § 45 der Straßenverkehrs-Ordnung im Zusammenhang mit
obersten Bundesbehörden, parlamentarischen Einrichtungen, diplomatischen und konsulari-
schen Vertretungen und besonders gefährdeten Objekten,

 

b) Maßnahmen zur Beschleunigung des ÖPNV und des Wirtschaftsverkehrs sowie bei Maßnahmen
im Zusammenhang mit Straßenbahnen und der Linienführung des ÖPNV einschließlich der da-
für erforderlichen Anordnungen,

 

c) Maßnahmen für überörtliche Radwegeführungen,
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d) Maßnahmen im Zusammenhang mit der Wegweisung und Wegeleitsystemen mit Ausnahme
der Anordnung von Straßennamensschildern,

 

e) Maßnahmen zur Erforschung des Unfallgeschehens, des Verkehrsverhaltens, der Verkehrsab-
läufe sowie zur Erprobung geplanter verkehrssichernder oder verkehrsregelnder Maßnahmen,

 

f) Verkehrsbeeinflussungsanlagen einschließlich der Parkleitsysteme,

 

g) der Anordnung von Lichtzeichenanlagen sowie von lichtsignaltechnischen Maßnahmen ein-
schließlich der flankierenden Maßnahmen,

 

h) der Erteilung von Anordnungen, Erlaubnissen und Ausnahmegenehmigungen im Zusammen-
hang mit Filmdreharbeiten;

 

(5) die Bestimmung des Fahrweges für den Militärverkehr und nach § 35a Absatz 3 der Gefahrgutver-
ordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt;

(6) Verkehrsbeschränkungen und -verbote nach dem Energiesicherungs- und dem Bundesleistungsge-
setz;

(7) die Aufgaben zur Steuerung und Lenkung des Straßenverkehrs, insbesondere durch Lichtzeichen
und Verkehrsbeeinflussungsanlagen (Verkehrsregelungszentrale);

(8) die Aufgaben der Landesmeldestelle für Verkehrswarndienst;

(9) die Ermittlung und Bergung nicht-chemischer Kampfmittel sowie die Ermittlung und Beseitigung
ehemaliger Kampf- und Schutzanlagen.

Nummer 12
Wirtschaft

Zu den Ordnungsaufgaben der für Wirtschaft zuständigen Senatsverwaltung gehören:

(1) die Zulassung von Totalisatorunternehmen, Buchmacherinnen und Buchmachern sowie Buchma-
chergehilfinnen und Buchmachergehilfen für Pferderennen einschließlich der Aufsicht nach dem Geld-
wäschegesetz;

(2) die Vereidigung und öffentliche Bestellung von Versteigerinnen und Versteigerern;

(3) die Ordnungsaufgaben zur Durchführung des personellen Geheim- und Sabotageschutzes nach
dem Berliner Sicherheitsüberprüfungsgesetz bei nicht-öffentlichen Stellen;

(4) die allgemeine Verlängerung, Verkürzung oder Aufhebung der Sperrzeit für öffentliche Vergnü-
gungsstätten und Schank- und Speisewirtschaften;

(5) die Ordnungsaufgaben der Kartellbehörde, soweit sie der obersten Landesbehörde zugewiesen
sind;

(6) die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem Gesetz zur Regelung der Woh-
nungsvermittlung;
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(7) die Ordnungsaufgaben auf den Gebieten der Preisbildung und der Preisüberwachung, soweit sie
nicht der für Bau- und Wohnungswesen zuständigen Senatsverwaltung (Nummer 1 Absatz 3 und 4)
zugewiesen sind;

(8) die Ordnungsaufgaben nach dem Energiewirtschaftsgesetz;

(9) die Ordnungsaufgaben der obersten Bergbehörde;

(10) die Durchführung des Geldwäschegesetzes, soweit Finanzunternehmen im Sinne des § 2 Absatz 1
Nummer 6 des Geldwäschegesetzes, Dienstleister für Gesellschaften im Sinne des § 2 Absatz 1 Num-
mer 13 des Geldwäschegesetzes oder Versicherungsvermittler, Immobilienmakler und Güterhändler
im Sinne des § 2 Absatz 1 Nummer 8, 14 und 16 des Geldwäschegesetzes betroffen sind;

(11) die Ordnungsaufgaben der obersten Landesbehörde gemäß § 7 Absatz 2 des Energieverbrauchs-
relevante-Produkte-Gesetzes;

(12) die Ordnungsaufgaben der obersten Landesbehörde nach dem Energieverbrauchskennzeich-
nungsgesetz.

Nummer 13
Wissenschaft

Zu den Ordnungsaufgaben der für Wissenschaft zuständigen Senatsverwaltung gehören:

(1) die Untersagung der unberechtigten Führung von in- und ausländischen Hochschulgraden, Hoch-
schultitel- und Hochschultätigkeitsbezeichnungen, Professorentiteln sowie von entsprechenden ehren-
halber verliehenen Bezeichnungen;

(2) die Ordnungsaufgaben nach § 125 des Berliner Hochschulgesetzes.

Nummer 14
Arbeit

Zu den Ordnungsaufgaben der für Arbeit zuständigen Senatsverwaltung gehören:

(1) der Schutz der in Heimarbeit Beschäftigten, soweit die Zuständigkeit der obersten Landesbehör-
den gegeben ist;

(2) die Aufgaben der obersten Landesbehörde hinsichtlich des europäischen und nationalen Rechts im
Arbeitsschutz und der technischen Sicherheit. Dazu gehören

a) die Zulassung von Ausnahmen nach § 6 Absatz 1 des Berliner Ladenöffnungsgesetzes,

 

b) die Zulassung von Ausnahmen durch Rechtsverordnung nach § 13 Absatz 2 des Arbeitszeitge-
setzes,

 

c) die Genehmigung von Unfallverhütungsvorschriften nach § 15 Absatz 4 Satz 3 des Siebten Bu-
ches Sozialgesetzbuch,

 

d) die Zulassung von Bauarten nach § 17 Absatz 4 und 5 des Sprengstoffgesetzes.

 

Nummer 14a
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Verbraucherschutz

Zu den Ordnungsaufgaben der für Verbraucherschutz zuständigen Senatsverwaltung gehören:

(1) die Aufgaben der obersten Landesbehörde hinsichtlich des europäischen und nationalen Rechts in
den Bereichen

a) Lebensmittel, kosmetische Mittel und sonstige Bedarfsgegenstände sowie Tabakerzeugnisse,

 

b) Futtermittel,

 

c) Tierseuchen,

 

d) Tierschutz und

 

e) Beseitigung tierischer Nebenprodukte;

 

(2) die Ordnungsaufgaben der obersten Landesbehörde zur Durchführung des europäischen Milch-
rechts, des Milch- und Margarinegesetzes;

(3) die Ordnungsaufgaben der obersten Landesbehörde zur Durchführung des Fleischgesetzes;

(4) die Beauftragung von Stellen nach dem Tierseuchenrecht.

Zweiter Abschnitt
Ordnungsaufgaben der Bezirksämter

Nummer 15
Bau- und Wohnungswesen

Zu den Ordnungsaufgaben der Bezirksämter gehören auf dem Gebiet des Bau- und Wohnungswesens:

(1) die Bauaufsicht und die Feuersicherheitsaufsicht, soweit nicht die für Bau- und Wohnungswesen
zuständige Senatsverwaltung (Nummer 1 Absatz 1) oder die für Umweltschutz zuständige Senatsver-
waltung (Nummer 10 Absatz 10) zuständig ist, einschließlich

a) der Bauaufsicht hinsichtlich der Wasserversorgung und Entwässerung von Grundstücken,

 

b) der Bauaufsicht bei elektrischen und Aufzugsanlagen,

 

c) der Ordnungsaufgaben für nicht genehmigungsbedürftige Feuerungsanlagen im Sinne der
§§ 22 ff. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, sofern sie nicht Teile von überwachungsbedürf-
tigen Anlagen im Sinne des § 2 Nummer 30 des Produktsicherheitsgesetzes sind,

 

d) der Brandsicherheitsschau und der Betriebsüberwachung,

 

e) der Genehmigung von ortsfesten Behältern für brennbare oder sonstige schädliche Flüssig-
keiten, soweit nicht das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg (Num-
mer 30 Absatz 2) zuständig ist,
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f) der Schutzmaßnahmen bei Ausführung der nach der Bauordnung genehmigungspflichtigen
Bauten in bautechnischer Hinsicht,

 

g) des Schutzes gegen Verunstaltung,

 

h) der Ordnungsaufgaben nach dem Schornsteinfeger-Handwerksgesetz, insbesondere der Auf-
sicht über die für einen Bezirk bestellte Schornsteinfegerin oder den für einen Bezirk bestellten
Schornsteinfeger einschließlich des Erlasses der Widerspruchsbescheide bezüglich der Feuer-
stättenbescheide,

 

i) der Zulassung von Ausnahmen von Bauverboten nach dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm,

 

j) der Ordnungsaufgaben auf Grund des Energieeinsparungsgesetzes sowie der hierzu erlassenen
Rechtsverordnungen, soweit nicht Rechtsvorschriften eine andere Zuständigkeit begründen,

 

k) der Ausstellung von Bescheinigungen nach dem Wohnungseigentumsgesetz,

 

l) der Ordnungsaufgaben auf Grund des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes sowie der hierzu
erlassenen Rechtsverordnungen;

 

(2) die Ordnungsaufgaben nach dem Berliner Straßengesetz, soweit keine Zuständigkeit der Haupt-
verwaltung besteht;

(3) die Wohnungsaufsicht einschließlich der Aufsicht über Gemeinschaftsunterkünfte, die Arbeitge-
berinnen und Arbeitgeber den bei ihnen beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern selbst
oder auf Grund eines Rechtsverhältnisses mit Dritten durch diese zum Gebrauch überlassen;

(4) die Ordnungsaufgaben nach dem Gesetz über das Vermessungswesen in Berlin, soweit keine Zu-
ständigkeit der Hauptverwaltung besteht, und der Verordnung über die Grundstücksnummerierung;

(5) die Verwaltung und Unterhaltung öffentlicher Schutzbauten;

(6) die Ordnungsaufgaben nach dem Wohnungsbindungsgesetz, dem Wohnraumförderungsgesetz so-
wie dem Zweckentfremdungsverbot-Gesetz, soweit nicht die für das Bau- und Wohnungswesen zu-
ständige Senatsverwaltung (Nummer 1 Absatz 3 und 4) zuständig ist;

(7) die Ordnungsaufgaben nach dem Gesetz zur Mietenbegrenzung im Wohnungswesen in Berlin, so-
weit nicht die Investitionsbank Berlin oder die für das Wohnungswesen zuständige Senatsverwaltung
zuständig sind.

Nummer 16
Gesundheitswesen

Zu den Ordnungsaufgaben der Bezirksämter gehören auf dem Gebiet des Gesundheitswesens:

(1)

a) die gesundheitsaufsichtlichen Aufgaben zur Durchführung des Gesundheitsschutzes nach dem
Infektionsschutzgesetz, der Trinkwasserverordnung, den internationalen Gesundheitsvorschrif-
ten, den europäischen Verordnungen und Richtlinien in den Bereichen Luft, Wasser, Boden, Ge-
räusche, Erschütterungen, Licht, Strahlen, Chemikalien und andere Stoffe, soweit nicht der für
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das Gesundheitswesen zuständigen Senatsverwaltung (Nummer 3 Absatz 1) oder dem Landes-
amt für Gesundheit und Soziales Berlin (Nummer 32 Absatz 14) zugewiesen,

 

b) die Einleitung von Maßnahmen zur Unterbringung von psychisch erkrankten Personen sowie die
Aufsicht über die Durchführung der Unterbringung zur Gefahrenabwehr gemäß § 20 des Geset-
zes über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten;

 

(2) die Überwachung des Einzelhandels mit frei verkäuflichen Arzneimitteln außerhalb der Apotheken
und außerhalb der tierärztlichen Hausapotheken;

(3) die Durchführung der Schädlingsbekämpfung und die Überwachung der Anwendung von Schäd-
lingsbekämpfungsmitteln;

(4) die Besichtigung von Krankenhäusern, die Anordnung zur Beseitigung von Mängeln in diesen Ein-
richtungen, soweit nicht Betriebs- oder Teilbetriebseinstellungen, bauliche Veränderungen, Nutzungs-
änderungen von Räumen oder Bettensperren erforderlich werden;

(5) die Ordnungsaufgaben in Angelegenheiten des Leichen- und Bestattungswesens;

(6) die Ordnungsaufgaben bei Überlastung der Einrichtungen des Gesundheitswesens durch Scha-
densereignisse;

(7) der Erlass von Badeverboten in stehenden Gewässern aus hygienischen Gründen.

Nummer 16a
Verbraucherschutz

Zu den Ordnungsaufgaben der Bezirksämter gehören auf dem Gebiet des Verbraucherschutzes:

(1)

a) die Aufsicht über den Verkehr mit Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, kosmetischen Mitteln
und sonstigen Bedarfsgegenständen sowie Futtermitteln einschließlich der Entnahme von Pro-
ben und die Durchführung des Nationalen Kontrollprogramms gemäß Artikel 22 der Richtlinie
95/53/EG,

 

b) die Überwachung der Einhaltung der vorgeschriebenen allgemeinen und spezifischen lebens-
mittelhygienerechtlichen Anforderungen sowie der futtermittelrechtlichen Anforderungen in
den Betrieben,

 

c) die gesundheits- und veterinäraufsichtlichen Aufgaben der Ortspolizeibehörde zur Durchfüh-
rung des Milch- und Margarinegesetzes,

 

d) die Registrierung von Betrieben nach dem EU-Lebensmittelrecht sowie die Anerkennung, Regis-
trierung und Zulassung von Betrieben nach dem Futtermittelrecht;

 

(2) die Aufgaben der Veterinär-Grenzkontrollstelle;

(3) die Überwachung der Einhaltung der Handelsklassenverordnungen;
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(4) die Veterinäraufsicht, soweit nicht dem Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin (Nummer 32
Absatz 8 Buchstabe e) zugewiesen, die Überwachung der Beseitigung tierischer Nebenprodukte und
der Tierschutz, soweit nicht dem Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin (Nummer 32 Absatz 9)
zugewiesen;

(5) die Erlaubnis zum Arbeiten und zum Verkehr mit Krankheitserregern sowie Tierseuchenerregern,
die Untersagung des Arbeitens mit Krankheitserregern sowie Tierseuchenerregern und ihrer Aufbe-
wahrung;

(6) der Hunde- und Katzenfang;

(7) die Durchführung und Überwachung der Einhaltung des Gesetzes über das Halten und Führen von
Hunden in Berlin.

Nummer 17
Jugend und Familie

Zu den Ordnungsaufgaben der Bezirksämter gehören auf dem Gebiet von Jugend und Familie:

(1) die Durchführung des Jugendschutzgesetzes;

(2) - aufgehoben -;

(3) die Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen (§ 42 des Achten Buches Sozialgesetzbuch), so-
fern nicht die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung (Nummer 6) zuständig ist;

(4) die Erteilung, der Widerruf und die Rücknahme der Erlaubnis zur Kindertagespflege (§ 43 des Ach-
ten Buches Sozialgesetzbuch);

(5) die Erteilung, der Widerruf und die Rücknahme der Pflegeerlaubnis (§ 44 des Achten Buches Sozi-
algesetzbuch).

Nummer 18
Umweltschutz

Zu den Ordnungsaufgaben der Bezirksämter gehören auf dem Gebiet des Umweltschutzes:

(1)

a) die Ordnungsaufgaben nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz und nach dem Landes-Im-
missionsschutzgesetz Berlin für nicht genehmigungsbedürftige Anlagen mit Ausnahme von An-
lagen in dem Zeitraum, in dem sie für Veranstaltungen im Freien von gesamtstädtischer Be-
deutung benutzt werden, von Anlagen in Betriebsbereichen, die aus genehmigungsbedürftigen
und nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen bestehen, und von Baustellen und Baumaschinen
im Sinne der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm - Geräuschimmis-
sionen - vom 19. August 1970 sowie mit Ausnahme der durch das Landesamt für Arbeitsschutz,
Gesundheitsschutz und technische Sicherheit Berlin (Nummer 24 Absatz 3 Buchstabe a) oder
durch das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg (Nummer 30 Absatz 2)
zu überwachenden Anlagen,
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b) die fachliche Begleitung bei der Erstellung und die Prüfung von Ausgangszustandsberichten im
Sinne des § 10 Absatz 1a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in Genehmigungs- und Ände-
rungsgenehmigungsverfahren,

 

c) die Ordnungsaufgaben nach dem Gefahrenbeherrschungsgesetz;

 

(2) die Bekämpfung verhaltensbedingten Lärms, soweit der Lärm nicht von Veranstaltungen im Freien
von gesamtstädtischer Bedeutung ausgeht oder auf Baustellen oder im Zusammenhang mit der Ver-
wendung von Baumaschinen im Sinne der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Bau-
lärm - Geräuschimmissionen - vom 19. August 1970 erzeugt wird;

(3) die Ordnungsaufgaben nach § 28 Absatz 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, mit Ausnahme von
Maßnahmen gegen Betreiberinnen und Betreiber von Anlagen, die nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz oder dem Kreislaufwirtschaftsgesetz einer Genehmigung oder Planfeststellung bedür-
fen, die Überwachung der Getrennthaltung von gewerblichen Siedlungsabfällen gemäß §§ 3, 4 und 7
der Gewerbeabfallverordnung, mit Ausnahme von Maßnahmen gegen Betreiberinnen und Betreiber
von Anlagen, die nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz oder dem Kreislaufwirtschaftsgesetz ei-
ner Genehmigung oder Planfeststellung bedürfen, die Ordnungsaufgaben gemäß § 5 Absatz 2, § 7 Ab-
satz 7 Satz 2 und 3, § 9 Absatz 5 Satz 2 und 3 und §§ 31 bis 34 des Verpackungsgesetzes sowie die
Ordnungsaufgaben nach § 3 Absatz 4 Satz 1, §§ 9 bis 11, 17 und 18 des Batteriegesetzes, nach §§ 6
und 7 Absatz 4, §§ 9, 10, 12, 17, 17a und 18 Absatz 3 und 4 des Elektro- und Elektronikgerätegeset-
zes, nach der Einwegkunststoffkennzeichnungsverordnung, nach der Einwegkunststoffverbotsverord-
nung und nach der Elektro- und Elektronikgeräte-Stoff-Verordnung, mit Ausnahme der Aufgaben nach
§ 3 Absatz 1;

(4) die ordnungsgemäße Straßenreinigung, die Beseitigung und Verwertung von Fahrzeugen ohne gül-
tige amtliche Kennzeichen, gültige Versicherungskennzeichen oder gültige Versicherungsplaketten
nach § 14 des Berliner Straßengesetzes sowie die Entsorgung von Altfahrzeugen nach den §§ 3 und 20
Absatz 4 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes;

(5) die Beseitigung unzulässig gelagerter oder abgelagerter Abfälle auf öffentlichen Straßen und Pri-
vatstraßen sowie auf öffentlichen Grünflächen, soweit nicht § 4 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-
setzes Berlin etwas anderes regelt;

(6) die sonstigen Ordnungsaufgaben zur Ermittlung und Abwehr von schädlichen Umwelteinwirkungen
im Rahmen von Erstermittlungen zur Feststellung des Verursachers bei unbekannten Quellen, soweit
nicht Rechtsvorschriften die Zuständigkeiten anderer Verwaltungen begründen;

(7) die Ordnungsaufgaben nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz und dem Berliner Bodenschutzge-
setz in den jeweils geltenden Fassungen sowie den auf Grund dieser Gesetze ergangenen Rechtsver-
ordnungen, sofern nicht die für Umweltschutz zuständige Senatsverwaltung (Nummer 10 Absatz 5)
zuständig ist, sowie die Ordnungsaufgaben nach dem Wasserhaushaltsgesetz und den auf Grund die-
ses Gesetzes ergangenen Rechtsvorschriften bei Boden- und Grundwasserverunreinigungen von örtli-
cher Bedeutung, die Entgegennahme von Meldungen nach dem Berliner Bodenschutzgesetz;

(8) die Ordnungsaufgaben nach der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden
Stoffen und über Fachbetriebe, sofern nicht die für Umweltschutz zuständige Senatsverwaltung (Num-
mer 10 Absatz 7) oder das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg (Nummer 30
Absatz 2) zuständig sind;
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(9) die Ordnungsaufgaben hinsichtlich der Genehmigung und Überwachung des Einleitens von Abwäs-
sern in öffentliche Abwasseranlagen sowie von Abwasserbehandlungsanlagen zum Einleiten von Ab-
wasser in öffentliche Abwasseranlagen;

(10) Sportbootsstege an Gewässern;

(11) die Ordnungsaufgaben der unteren Behörde für Naturschutz und Landschaftspflege, soweit nicht
die für Naturschutz zuständige Senatsverwaltung (Nummer 4 Absatz 1) zuständig ist, sowie Kontroll-
und Überwachungsaufgaben, die aus dem Vollzug internationaler Übereinkommen und Rechtsverein-
barungen über den Natur- und Artenschutz resultieren;

(12) die Ordnungsaufgaben nach dem Grünanlagengesetz;

(13) die Genehmigung von Erdbestattungen und von Urnenbeisetzungen außerhalb öffentlicher Fried-
höfe;

(14) die Gewässeraufsicht und die Eisaufsicht (jeweils Ordnungsaufgaben und technische Aufsicht) für
die stehenden Gewässer zweiter Ordnung, soweit nicht die für Verkehr zuständige Senatsverwaltung
(Nummer 11 Buchstabe k) zuständig ist.

Nummer 19
Sozialwesen

Zu den Ordnungsaufgaben der Bezirksämter gehören auf dem Gebiet des Sozialwesens:

(1) die Ordnungsaufgaben bei Obdachlosigkeit, soweit nicht das Landesamt für Gesundheit und Sozia-
les Berlin (Nummer 32 Absatz 1) oder die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung (Num-
mer 6) zuständig ist;

(2) die Ordnungsaufgaben, die durch Wegfall des notwendigen Lebensunterhalts infolge von Scha-
densereignissen entstehen;

(3)

a) der Schutz der Sonn- und Feiertage und die Erteilung von Ausnahmen von den zum Schutz der
Sonn- und Feiertage erlassenen Verboten nach der Feiertagsschutzverordnung,

 

b) die Bewilligung von Ausnahmen vom Verbot der Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen nach
§ 13 Absatz 3 Nummer 2 des Arbeitszeitgesetzes,

 

c) die Überwachung der Einhaltung des Berliner Ladenöffnungsgesetzes, soweit nicht das Lan-
desamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit Berlin (Nummer 24 Ab-
satz 1 Buchstabe b) zuständig ist,

 

d) die Überwachung der Einhaltung des Verbots der Beschäftigung von Personen unter 18 Jahren
mit sittlich gefährdenden Tätigkeiten;

 

(4) die Überwachung von Schankanlagen;

(5) die Ordnungsaufgaben nach dem Sprengstoffgesetz, soweit sie betreffen
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a) den nichtgewerblichen Umgang und nichtgewerblichen Verkehr mit pyrotechnischen Gegen-
ständen, mit Ausnahme der Erteilung von Erlaubnissen nach § 27 des Sprengstoffgesetzes,

 

b) die gewerbliche Überlassung pyrotechnischer Gegenstände an Andere zum nichtgewerblichen
Umgang.

 

Nummer 20
Schulwesen

Zu den Ordnungsaufgaben der Bezirksämter gehören auf dem Gebiet des Schulwesens:

die Maßnahmen zur Sicherung des Schulbesuchs, der Teilnahme an der Sprachstandsfeststellung und
vorschulischen Sprachförderung und zur Verhütung und Beseitigung von außen kommender Störun-
gen des Schulbetriebs, soweit nicht die für Schulwesen zuständige Senatsverwaltung (Nummer 8) zu-
ständig ist.

Nummer 21
Wirtschaft

Zu den Ordnungsaufgaben der Bezirksämter gehören auf dem Gebiet der Wirtschaft:

die Ordnungsaufgaben in Gewerbeangelegenheiten, soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen Be-
hörde begründet ist, insbesondere

a) die Entgegennahme von Anzeigen über den Beginn, die Aufgabe und die Veränderung von Ge-
werbebetrieben und gewerblichen Tätigkeiten, soweit nicht die Polizei Berlin (Nummer 23 Ab-
satz 6) zuständig ist,

 

b) die Erteilung gewerberechtlicher Erlaubnisse, die Untersagung von Gewerbebetrieben und ge-
werblichen Tätigkeiten mit Ausnahme der in Nummer 11 Buchstabe a bis i, Nummer 12 Ab-
satz 3, Nummer 23 Absatz 1 und 5, Nummer 32 Absatz 2, 4 und 7 und Nummer 33 Absatz 8 bis
10 bezeichneten Aufgaben,

 

c) die Erteilung der Erlaubnis für gewerbsmäßig veranstaltete Schaustellungen von Personen mit
nicht überwiegend künstlerischem, sportlichem, akrobatischem oder ähnlichem Charakter so-
wie die Hergabe von Räumen für derartige Veranstaltungen,

 

d) die Erteilung der Erlaubnis zur Aufstellung von Spielgeräten und zur Veranstaltung anderer
Spiele mit Gewinnmöglichkeit, ausgenommen Glücksspiele und Ausspielungen, die nicht Be-
standteile von Volksbelustigungsveranstaltungen sind, und Lotterien, sowie zum Betrieb von
Spielhallen, Spielkasinos und ähnlichen ausschließlich oder überwiegend dem Spielbetrieb die-
nenden Unternehmen mit Ausnahme von Spielbanken,

 

e) die Ordnungsaufgaben nach dem Gaststättengesetz und der Gaststättenverordnung, soweit
nicht die für Wirtschaft zuständige Senatsverwaltung (Nummer 12 Absatz 6) oder die Polizei
Berlin (Nummer 23 Absatz 6) zuständig sind; die ortspolizeilichen Aufgaben zur Durchführung
des Milch- und Margarinegesetzes,
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f) die Ausstellung von Gewerbelegitimationspapieren aller Art,

 

g) die Festsetzung von Messen, Ausstellungen, Großmärkten, Wochenmärkten, Spezialmärkten,
Jahrmärkten und Volksfesten; die Untersagung der Teilnahme von Ausstellerinnen und Ausstel-
lern sowie Anbieterinnen und Anbietern an diesen Veranstaltungen; die Aufsicht auf den Wo-
chenmärkten,

 

h) die Verlängerung der Fristen zur Verwertung von Pfändern und zur Abführung von Überschüs-
sen aus Pfandverwertungen sowie die Entgegennahme der Überschüsse,

 

i) die Zulassung von Ausnahmen von dem Erfordernis der Reisegewerbekarte für besondere Ver-
kaufsveranstaltungen; die Zulassung von Ausnahmen im Einzelfall nach § 56 Absatz 2 Satz 3
der Gewerbeordnung,

 

j) die Entgegennahme von Anträgen auf Auskunft aus dem Gewerbezentralregister über juristi-
sche Personen und Personenvereinigungen sowie über natürliche Personen,

 

k) die Überwachung der Einhaltung von Preisauszeichnungsvorschriften,

 

l) die Überwachung der gewerblichen Verwendung pyrotechnischer Gegenstände außerhalb stän-
diger Betriebsstätten mit Ausnahme der Aufgaben nach § 23 Absatz 6 und 7 der Ersten Verord-
nung zum Sprengstoffgesetz sowie die Überwachung des Lagerns pyrotechnischer Gegenstän-
de in Verbindung mit offenen Verkaufsstellen

 

Nummer 22
Denkmalschutz

Zu den Ordnungsaufgaben der Bezirksämter gehören auf dem Gebiet des Denkmalschutzes:

die Ordnungsaufgaben nach dem Denkmalschutzgesetz Berlin, soweit nicht das Landesdenkmalamt
Berlin (Nummer 34) zuständig ist.

Nummer 22a
Einwohnerwesen

Zu den Ordnungsaufgaben der Bezirksämter gehören auf dem Gebiet des Einwohnerwesens:

(1) die Aufgaben des Melde-, Pass- und Personalausweiswesens, sowie die Aufgaben der eID-Karte-Be-
hörde, soweit nicht das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten (Nummer 33 Absatz 1
bis 4) zuständig ist; die Bezirksämter beauftragen das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangele-
genheiten

a) mit der Erteilung von Melderegisterauskünften nach den §§ 44 und 45 und von Auskünften nach
§ 50 Absatz 4 des Bundesmeldegesetzes in den Einzelfällen, in denen beim Landesamt für Bür-
ger- und Ordnungsangelegenheiten der Anlass für die Amtshandlung entsteht sowie

 

b) den Übermittlungen nach § 10 Absatz 5 Nummer 2 des Personalausweisgesetzes in den Einzel-
fällen, in denen beim Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten der Anlass für die
Amtshandlung entsteht sowie
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c) mit der Wahrnehmung der Informationspflichten nach § 11 Absatz 5 Halbsatz 1 des Personal-
ausweisgesetzes gegenüber den Polizeibehörden;

 

(2) von den Aufgaben der Ausländerbehörde nach ausländerrechtlichen Bestimmungen:

a) die Entgegennahme von Aufenthaltsanzeigen und die Ausstellung von Freizügigkeitsbescheini-
gungen,

 

b) die Erteilung von Aufenthaltstiteln für im Bundesgebiet geborene Kinder von Amts wegen,
wenn zum Zeitpunkt der Geburt beide Elternteile oder der allein personensorgeberechtigte El-
ternteil im Besitz eines vom Landesamt für Einwanderung erteilten Aufenthaltstitels als eigen-
ständiges Dokument mit elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium (elektronischer
Aufenthaltstitel) und nach einem einheitlichen Vordruckmuster sind,

 

c) die Ausstellung von Aufenthaltstiteln als elektronischer Aufenthaltstitel und nach einem einheit-
lichen Vordruckmuster für vom Landesamt für Einwanderung ausgestellte und noch gültige Auf-
enthaltstitel bei Ablauf des bisherigen Passes oder Passersatzpapiers und Vorlage eines neu
ausgestellten oder verlängerten Passes oder Passersatzpapiers, im Falle des Verlusts oder der
Beschädigung des elektronischen Aufenthaltstitels und bei Ablauf von dessen Gültigkeit auf-
grund der Überschreitung der maximalen Geltungsdauer von zehn Jahren,

 

d) die Bescheinigung des Aufenthaltsrechts bei Inhaberinnen und Inhabern von Aufenthaltstiteln,
sofern die Aufenthaltstitel vom Landesamt für Einwanderung erteilt oder verlängert wurden;

 

e) die Änderung der Wohnanschrift auf dem elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium
des elektronischen Aufenthaltstitels und auf dem Kartenkörper im Falle einer An- oder Ummel-
dung,

 

f) die Aktivierung und Deaktivierung, Sperrung und Entsperrung der Funktion der elektronischen
Identität (eID-Funktion) des elektronischen Aufenthaltstitels und die Änderung der persönlichen
Identifikationsnummer (PIN);

 

die Bezirksämter beauftragen das Landesamt für Einwanderung mit der Wahrnehmung der unter den
Buchstaben a bis f genannten Aufgaben in den Einzelfällen, in denen beim Landesamt für Bürger- und
Ordnungsangelegenheiten der Anlass für die Amtshandlung entsteht.

Nummer 22b
Verkehr

Zu den Ordnungsaufgaben der Bezirksämter gehören auf dem Gebiet des Verkehrswesens:

(1)

a) die Außerbetriebsetzung von Fahrzeugen nach § 14 Absatz 1 der Fahrzeug-Zulassungsverord-
nung,

 

b) die Eintragung von Adressenänderungen in Zulassungsbescheinigungen Teil I,
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c) die Entgegennahme von Anträgen auf Neuausstellung von Zulassungsbescheinigungen Teil I
nach Verlust oder Diebstahl;

 

(2)

a) die Entgegennahme von Anträgen auf Erteilung, Erweiterung und Verlängerung der Fahrerlaub-
nis und der Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung,

 

b) die Entgegennahme von Anträgen auf Neuerteilung der Fahrerlaubnis und der Fahrerlaubnis
zur Fahrgastbeförderung,

 

c) die Entgegennahme von Anträgen auf Umschreibung der Fahrerlaubnis,

 

d) die Entgegennahme von Anträgen auf Umstellung der Fahrerlaubnis,

 

e) die Entgegennahme von Anträgen auf Ausstellung eines Ersatzführerscheins (Umtausch, Ver-
lust oder Diebstahl),

 

f) die Ausstellung von internationalen Führerscheinen,

 

g) die Aushändigung aufgefundener Führerscheine;

 

(3) die straßenverkehrsbehördlichen Maßnahmen im untergeordneten Straßennetz, soweit nicht die
für Verkehr zuständige Senatsverwaltung (Nummer 11 Absatz 4) oder das Landesamt für Bürger- und
Ordnungsangelegenheiten (Nummer 33 Absatz 8 Buchstabe k) zuständig ist;

(4) im übergeordneten Straßennetz die Anordnung von

a) Haltverboten für Lieferzwecke, Umzüge und ähnliche Bedürfnisse,

 

b) Überholverboten,

 

c) Sicherungsmaßnahmen an Brücken,

 

d) Parkraumbewirtschaftungsgebieten,

 

e) Fußgängerzonen,

 

f) Taxenständen,

 

g) Maßnahmen für den ruhenden Verkehr einschließlich Behindertenparkplätzen,

 

h) Maßnahmen zur Sicherung von Ein- und Ausfahrten, abgesenkten Gehwegen oder Parkflächen,

 

i) Maßnahmen zum Gewässerschutz und aus Gründen des Arten- und Biotopschutzes,

 

j) Straßennamensschildern
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sowie die Durchführung von Verkehrsschauen für diese Anordnungen;

(5) im übergeordneten Straßennetz die Ausgabe von Bewohnerparkausweisen nach § 45 Absatz 1b
Nummer 2a Straßenverkehrs-Ordnung;

(6) im übergeordneten Straßennetz die Erteilung von Erlaubnissen sowie Genehmigung von Ausnah-
men

a) nach § 29 Absatz 2 Straßenverkehrs-Ordnung für Veranstaltungen auf Gehwegen ohne Auswir-
kungen auf den Fahrzeugverkehr,

 

b) nach § 46 Absatz 1 Nummer 1, 3, 4, 4a, 4b, 5, 5a, 5b, 6, 8, 9, 10 und 12 der Straßenverkehrs-
Ordnung sowie nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz, soweit nicht das Landesamt für Bür-
ger- und Ordnungsangelegenheiten (Nummer 33 Absatz 8 Buchstabe k) zuständig ist,

 

c) nach § 46 Absatz 1 Nummer 7 der Straßenverkehrs-Ordnung und nach der Ferienreisever-
ordnung, soweit sie nicht Großveranstaltungen nach § 29 Absatz 2 oder den Großraum- und
Schwerverkehr nach § 29 Absatz 3 der Straßenverkehrs-Ordnung betreffen,

 

d) nach § 46 Absatz 1 Nummer 11 der Straßenverkehrs-Ordnung, soweit sie nicht Bussonderfahr-
streifen betreffen;

 

(7) im übergeordneten Straßennetz Anordnungen zur Sicherung von Arbeitsstellen nach § 45 Absatz 6
der Straßenverkehrs-Ordnung in Ergänzungsstraßen entsprechend ihrer Festlegung im Stadtentwick-
lungsplan Verkehr.

Die Bezirksämter beauftragen das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten mit der
Wahrnehmung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Aufgaben in den Einzelfällen, in denen beim
Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten der Anlass für die Amtshandlung entsteht.

Nummer 22c
Fundwesen

Zu den Ordnungsaufgaben der Bezirksämter gehören auf dem Gebiet des Fundwesens:

die Ordnungsaufgaben der zuständigen Behörde nach den §§ 965 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches
und den sonstigen in diesem Zusammenhang ergangenen Rechtsvorschriften.

Dritter Abschnitt
Ordnungsaufgaben der Sonderbehörden

Nummer 23
Polizei Berlin

Zu den Ordnungsaufgaben der Polizei Berlin gehören:

Aus dem Bereich Inneres:

(1) die Ordnungsaufgaben in Angelegenheiten des Waffenrechts und nach § 9 Absatz 1 des Beschuss-
gesetzes sowie den in diesem Zusammenhang ergangenen Rechtsvorschriften, soweit nicht nach
Waffen- oder Beschussrecht anderen Behörden zugewiesen;
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(2) die Versammlungsaufsicht; die Aufgaben der Anmeldebehörde nach der Verordnung zur Durchfüh-
rung des Vereinsgesetzes;

(3) die presserechtlichen Ordnungsaufgaben;

(4) die Ermittlung, Bergung und Beseitigung von abgelagerten chemischen Kampfmitteln sowie die
Beseitigung von nichtchemischen Kampfmitteln;

(4a) die Aufgaben der nationalen Kontaktstelle im Land Berlin nach der Verordnung des Europäischen
Parlaments und des Rates über die Vermarktung und Verwendung von Ausgangsstoffen für Explosiv-
stoffe.

Aus dem Bereich Verkehr:

(5) die Mitwirkung bei der Genehmigung von Veranstaltungen insbesondere durch Prüfung und Bewer-
tung von Sicherheitskonzepten, soweit Aufgaben der Polizei berührt sind;

(6) die Durchführung von

a) Verkehrskontrollen und die Erstellung von Kontrollberichten nach den §§ 4, 5 und 6 der Verord-
nung über technische Kontrollen von Nutzfahrzeugen auf der Straße,

 

b) Kontrollen nach den Unterabschnitten 1.8.1.1 und 1.8.1.4 zum Europäischen Übereinkommen
über die internationale Beförderung von gefährlichen Gütern auf Binnengewässern (ADN) in
Verbindung mit § 1 Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 3 Nummer 3 der Gefahrgutverordnung Stra-
ße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt.

 

Aus dem Bereich Wirtschaft:

(7) die Überwachung von Gewerbebetrieben und gewerblichen Tätigkeiten, soweit sie nicht dem Lan-
desamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit Berlin (Nummer 24), dem
Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg (Nummer 30) oder dem Landesamt für
Gesundheit und Soziales Berlin (Nummer 32) obliegt;

(8) die Entgegennahme von Anzeigen über Schusswaffengebrauch im Bewachungsgewerbe.

Aus dem Bereich Naturschutz:

(9) die Erteilung, die Ungültigkeitserklärung und die Einziehung von Jagdscheinen sowie die Festset-
zung einer Sperrfrist für die Wiedererteilung von Jagdscheinen und das Verbot der Jagd wegen Stö-
rung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder wegen Gefährdung von Menschen.

Nummer 24
Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit Berlin

Zu den Ordnungsaufgaben des Landesamtes für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Si-
cherheit Berlin gehören:

(1)

a) die Ordnungsaufgaben nach dem Arbeitsschutzgesetz, dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicher-
heitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit, dem Jugendarbeitsschutzgesetz,
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dem Mutterschutzgesetz, dem Arbeitszeitgesetz, dem Heimarbeitsgesetz und den aufgrund
dieser Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen, insbesondere der Betriebssicherheitsverord-
nung, soweit nicht die für Arbeit zuständige Senatsverwaltung (Nummer 14 Absatz 2), die Be-
zirksämter (Nummer 18 Absatz 1 und Nummer 19 Absatz 3) oder das Landesamt für Bergbau,
Geologie und Rohstoffe Brandenburg (Nummer 30 Absatz 2) zuständig sind,

 

b) die Überwachung der Pflichten nach § 7 des Berliner Ladenöffnungsgesetzes,

 

c) die Zulässigkeitserklärung von Kündigungen nach § 18 des Bundeselterngeld- und Elternzeitge-
setzes, nach § 5 Absatz 2 des Pflegezeitgesetzes sowie nach § 9 Absatz 3 des Familienpflege-
zeitgesetzes,

 

d) die Ordnungsaufgaben nach der Eisenbahn-Fahrpersonalverordnung für den in § 1 Absatz 1
Nummer 1 dieser Verordnung genannten Personenkreis;

 

(2)

a) die Ordnungsaufgaben bei überwachungsbedürftigen Anlagen im Sinne des § 2 Nummer 30 des
Produktsicherheitsgesetzes und nach § 1 Absatz 2 der Betriebssicherheitsverordnung sowie bei
Anlagen nach § 4 Absatz 1 der Verordnung über den Betrieb von baulichen Anlagen des Landes
Berlin, soweit nicht die Bauaufsichtsbehörden (Nummer 1 Absatz 1 und Nummer 15 Absatz 1)
oder das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg (Nummer 30 Absatz 2)
zuständig sind,

 

b) die Ordnungsaufgaben nach dem Produktsicherheitsgesetz in Verbindung mit den nur aufgrund
des Produktsicherheitsgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, die der nach § 24 Absatz 1
Satz 1 des Produktsicherheitsgesetzes zuständigen Behörde obliegen, sofern nicht gemäß § 24
Absatz 1 Satz 2 oder Satz 3 des Produktsicherheitsgesetzes eine durch andere Rechtsvorschrif-
ten begründete Zuständigkeit gegeben ist,

 

c) der Vollzug des Abschnitts 2 der 32. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung);

 

(3) die Ordnungsaufgaben nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz

a) bei Anlagen im Sinne der §§ 4 und 22 Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, sofern
sie Teile von überwachungsbedürftigen Anlagen im Sinne von § 2 Nummer 30 Buchstabe a des
Produktsicherheitsgesetzes sind und soweit nicht das Landesamt für Bergbau, Geologie und
Rohstoffe Brandenburg (Nummer 30 Absatz 2) zuständig ist,

 

b) bei Anlagen im Sinne der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen), sofern sie auf einem Kraft-
werksgelände betrieben werden;

 

(4) die Ordnungsaufgaben nach dem Sprengstoffgesetz, soweit nicht die für Arbeit zuständige Senats-
verwaltung (Nummer 14 Absatz 2 Buchstabe e), die Bezirksämter (Nummer 19 Absatz 5 und Num-
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mer 21 Buchstabe n) oder das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg (Num-
mer 30 Absatz 2) zuständig sind;

(5) der Strahlenschutz bei ionisierender Strahlung, soweit nicht die für Umweltschutz zuständige Se-
natsverwaltung (Nummer 10 Absatz 8) zuständig ist;

(6) die Durchführung der Sozialvorschriften im Straßenverkehr und des Europäischen Übereinkom-
mens über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR);

(7) die Ordnungsaufgaben nach Europäischen Verordnungen und Richtlinien über gefährliche Stoffe,
auf die in Arbeitsschutzvorschriften und im Chemikaliengesetz verwiesen wird, sowie nach dem Che-
mikaliengesetz und den aufgrund des Chemikaliengesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, die dem
Schutz von Personen (Beschäftigte und Andere) dienen und die nicht ausschließlich zum Zweck des
Umweltschutzes erlassen wurden, soweit nicht das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe
Brandenburg (Nummer 30 Absatz 2) zuständig ist;

(8) die Ordnungsaufgaben nach der Chemikalien-Ozonschichtverordnung, der Chemikalien-Klima-
schutzverordnung, der Chemikalienrechtlichen Verordnung zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger
organischer Verbindungen (VOC) durch Beschränkung des Inverkehrbringens lösemittelhaltiger Far-
ben und Lacke und nach Europäischen Verordnungen und Richtlinien, auf die in diesen drei Verord-
nungen verwiesen wird, soweit es nicht Ordnungsaufgaben nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfall-
recht sind;

(9) die Ordnungsaufgaben nach dem Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz, der Energiever-
brauchskennzeichnungsverordnung, der Pkw-Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung und der
Verordnung (EG) Nr. 1222/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009
über die Kennzeichnung von Reifen in Bezug auf die Kraftstoffeffizienz und andere wesentliche Para-
meter, soweit nicht Rechtsvorschriften die Zuständigkeit anderer Behörden begründen;

(10) die Ordnungsaufgaben nach dem Energieverbrauchsrelevante-Produkte-Gesetz, mit Ausnahme
der in § 7 Absatz 2 des Energieverbrauchsrelevante-Produkte-Gesetzes dargestellten Aufgaben der
obersten Landesbehörde;

(11) die Ordnungsaufgaben nach dem Gesetz zum Schutz vor nichtionisierender Strahlung bei der An-
wendung am Menschen sowie den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen;

(12) die Ordnungsaufgaben nach der Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über
die Vermarktung und Verwendung von Ausgangsstoffen für Explosivstoffe in der jeweils geltenden
Fassung, soweit nicht die Polizei Berlin (Nummer 23 Absatz 4a) zuständig ist.

Nummer 25
Berliner Feuerwehr

Zu den Ordnungsaufgaben der Berliner Feuerwehr gehören:

(1) die Abwehr von Gefahren, die durch Brände, Explosionen, Überschwemmungen, Unfälle und ähnli-
che Ereignisse entstehen;

(2) der Notfallrettungsdienst;

(3) die Mitwirkung bei der Brandsicherheitsschau;
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(4) die Aufgaben der Katastrophenschutzbehörde nach § 15 Satz 2 bis 4 des Zivilschutz- und Katastro-
phenhilfegesetzes;

(5) die Aufgaben der zuständigen Behörde nach § 13a des Wehrpflichtgesetzes und § 14 des Zivil-
dienstgesetzes;

(6) die Mitwirkung bei der Genehmigung von Veranstaltungen insbesondere durch Prüfung und Bewer-
tung von Sicherheitskonzepten, soweit Aufgaben der Feuerwehr berührt sind.

Nummer 26
Landesamt für Mess- und Eichwesen Berlin-Brandenburg

Zu den Ordnungsaufgaben des Landesamtes für Mess- und Eichwesen Berlin-Brandenburg gehören:

(1) die Ordnungsaufgaben nach dem Gesetz über Einheiten im Messwesen;

(2) die Ordnungsaufgaben nach dem Eichgesetz;

(3) die Ordnungsaufgaben nach dem Medizinproduktegesetz und den auf Grund dieses Gesetzes er-
lassenen Rechtsverordnungen, soweit Belange der Messgenauigkeit und der Messbeständigkeit der
Medizinprodukte betroffen sind.

Nummer 27
Berliner Forsten

Zu den Ordnungsaufgaben der Berliner Forsten gehören:

(1) der Forstschutz;

(2) der Jagdschutz;

(3) die Aufgaben nach § 5 Absatz 3 des Landesjagdgesetzes Berlin.

Nummer 28
Fischereiamt

Zu den Ordnungsaufgaben des Fischereiamtes gehören:

die Ordnungsaufgaben nach den Rechtsvorschriften über die Fischerei.

Nummer 29
Pflanzenschutzamt

Zu den Ordnungsaufgaben des Pflanzenschutzamtes gehören:

(1) die Ordnungsaufgaben nach dem Pflanzenschutzgesetz und den auf Grund dieses Gesetzes erlas-
senen Rechtsverordnungen;

(2) die von den Ländern wahrzunehmenden Ordnungsaufgaben bei Freisetzung gentechnisch verän-
derter Pflanzen nach dem Gentechnikgesetz und den auf Grund des Gentechnikgesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen.

Nummer 30
Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg
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Zu den Ordnungsaufgaben des Landesamtes für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg gehö-
ren:

(1) die Bergaufsicht;

(2) die Ordnungsaufgaben nach Nummer 15 Absatz 1 Buchstabe e, Nummer 18 Absatz 1 und 8, Num-
mer 23 Absatz 6, Nummer 24 Absatz 1 Buchstabe a, Absatz 2 Buchstabe a, Absatz 3 Buchstabe a, Ab-
satz 4 und 7 in den der Bergaufsicht unterstehenden Betrieben;

(3) die Ordnungsaufgaben nach § 10 Absatz 3 Satz 5 der Gesundheitsschutz-Bergverordnung;

(4) die Ordnungsaufgaben nach der Markscheider-Bergverordnung.

Nummer 31
Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten

Zu den Ordnungsaufgaben des Landesamtes für Flüchtlingsangelegenheiten Berlin gehören:

die Ordnungsaufgaben der Zentralen Aufnahmeeinrichtung für Asylbewerberinnen und Asylbewer-
ber nach dem Asylgesetz, die Ordnungsaufgaben der Zentralen Aufnahmeeinrichtung für unerlaubt
eingereiste Ausländerinnen und Ausländer nach dem Aufenthaltsgesetz, die Ordnungsaufgaben nach
dem Aufenthaltsgesetz bei Aufnahme von Ausländerinnen und Ausländern nach § 23 Absatz 2 oder
§ 24 des Aufenthaltsgesetzes, die Ordnungsaufgaben bei Obdachlosigkeit von Asylbewerberinnen und
Asylbewerbern sowie nach den §§ 15a, 22, 23 oder 24 des Aufenthaltsgesetzes aufgenommenen Aus-
länderinnen und Ausländern; die Ordnungsaufgaben bei Obdachlosigkeit von Opfern der in § 25 Ab-
satz 4a und 4b des Aufenthaltsgesetzes genannten Straftaten während der Ausreisefrist nach § 59 Ab-
satz 7 des Aufenthaltsgesetzes bis zur Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, sowie gegebenenfalls von
den mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft lebenden minderjährigen Kindern; die Ordnungsaufgaben
zur Sicherung des Betriebs von Unterkünften für die vorstehend genannten Personenkreise, soweit
nicht die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung (Nummer 6) zuständig ist.

Nummer 32
Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin

Zu den Ordnungsaufgaben des Landesamtes für Gesundheit und Soziales Berlin gehören:

(1) die Überwachung der Anzeigepflicht für Angehörige der Berufe und Einrichtungen des Gesund-
heitswesens, die Rücknahme und der Widerruf der Berufserlaubnis, der Erlaubnis zur Führung einer
gesetzlich geschützten Berufsbezeichnung und der staatlichen Anerkennung sowie der Heilpraktiker-
erlaubnis, die Anordnung des Ruhens der Approbation, das vorläufige Verbot der Berufsausübung und
die Feststellung mangelnder Eignung oder Zuverlässigkeit für Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und
Zahnärzte, Psychologische Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeutinnen und -psychotherapeuten, Medizinalfachpersonal, Tierärztinnen und Tier-
ärzte und Veterinärfachpersonal sowie Apothekerinnen und Apotheker und pharmazeutisches Fach-
personal sowie staatlich geprüfte Lebensmittelchemikerinnen und Lebensmittelchemiker;

(2) die Untersagung der unberechtigten Führung einer gesetzlich geschützten Berufsbezeichnung auf
den Gebieten des Gesundheits-, Pharmazie- und Veterinärwesens und der Lebensmittelchemie sowie
einer gesetzlich geschützten Weiterbildungsbezeichnung in den Medizinalfachberufen;
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(3) die Erteilung der Konzession zum Betrieb von Krankenhäusern sowie die Aufsicht über diese Ein-
richtungen, soweit nicht die Bezirksämter (Nummer 16 Absatz 4) zuständig sind;

(4) die staatliche Anerkennung von Ausbildungsstätten für Psychologische Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und -therapeuten nach § 6
des Psychotherapeutengesetzes;

(5) die Ordnungsaufgaben nach dem Wohnteilhabegesetz und den auf Grund des Wohnteilhabegeset-
zes erlassenen Rechtsverordnungen;

(6) die Erteilung der Erlaubnis zum Betrieb von Apotheken und Krankenhausapotheken einschließlich
der Genehmigung der Versorgungsverträge, die Erteilung der Genehmigung zur Verwaltung von Apo-
theken, die Erteilung der Erlaubnis zum Versand von apothekenpflichtigen Arzneimitteln, die Schlie-
ßung und Abnahme von Apotheken und Krankenhausapotheken sowie die Apothekenaufsicht;

(7)

a) die Erteilung der Erlaubnis zur Herstellung und zur Einfuhr von Arzneimitteln, Testsera oder
Testantigenen oder Wirkstoffen, die menschlicher, tierischer oder mikrobieller Herkunft sind
oder auf gentechnischem Wege hergestellt werden, sowie anderen zur Arzneimittelherstellung
bestimmten Stoffen menschlicher Herkunft und die entsprechende Überwachung der Herstel-
lung und der Einfuhr,

 

b) die Überwachung der Werbung auf dem Gebiet des Heilwesens im Rahmen seiner Zuständig-
keiten,

 

c) die Überwachung des Verkehrs mit Arzneimitteln und Betäubungsmitteln, soweit nicht die Be-
zirksämter (Nummer 16 Absatz 2) zuständig sind,

 

d) die Erteilung der Erlaubnis zum Großhandel mit Arzneimitteln, Testsera oder Testantigenen und
die entsprechende Überwachung des Großhandels,

 

e) die Erteilung der Erlaubnis zur Herstellung und zur Einfuhr von Sera, Impfstoffen und Antigenen
im Sinne des § 17c Absatz 1 Satz 1 des Tierseuchengesetzes zum Zwecke der Abgabe an ande-
re, und die entsprechende Überwachung der Herstellung und der Einfuhr; Anordnungen nach
§ 17c Absatz 5 des Tierseuchengesetzes bezüglich Mittel, die von im Land Berlin ansässigen
pharmazeutischen Unternehmen in Verkehr gebracht werden; Aufgaben der zuständigen Be-
hörde beim Erfassen und Auswerten von Risiken und bei der Rücknahme der Freigabe nach den
§§ 30 und 34 der Tierimpfstoffverordnung für Mittel, die von im Land Berlin ansässigen pharma-
zeutischen Unternehmen in Verkehr gebracht werden;

 

(8) die Erteilung der Erlaubnis nach Artikel 4 Absatz 2 des Übereinkommens über internationale Beför-
derungen leichtverderblicher Lebensmittel und über die besonderen Beförderungsmittel, die ür diese
Beförderungen zu verwenden sind;

(9)

a) die Entgegennahme von Anzeigen und Meldungen über Versuche an lebenden Tieren sowie die
Erteilung entsprechender Genehmigungen, die Anordnung der Einstellung von Tierversuchen,
die Erteilung der Erlaubnis zur Zucht und Haltung von Wirbeltieren zu Versuchszwecken sowie
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deren Untersagung, die Überwachung der Einrichtungen, in denen Tierversuche durchgeführt
werden, sowie die tierschutzrechtliche Aufsicht über Versuchstierzuchten und Versuchstierhal-
tungen, die Genehmigung des Imports von Versuchstieren aus Drittländern nach § 11a des Tier-
schutzgesetzes,

 

b) die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen für das Schlachten von Tieren ohne Betäubung,
die Zulassung von Ausnahmen für die Betäubung bei Eingriffen an warmblütigen Tieren;

 

(10) die hygienische Überwachung der Badegewässer und der Erlass von Badeverboten in fließenden
Gewässern; weitere Aufgaben als „benannte Stelle“ im Sinne der Badegewässerverordnung;

(11) die Ordnungsaufgaben nach dem Gentechnikgesetz und den auf Grund des Gentechnikgeset-
zes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit nicht die für Umweltschutz zuständige Senatsverwaltung
(Nummer 10 Absatz 9) oder das Pflanzenschutzamt (Nummer 29 Absatz 2) zuständig sind;

(12) die Zulassung von Betrieben nach dem Lebensmittel- und Futtermittelrecht und dem EU-Lebens-
mittelrecht, die Aufgaben als Länderkontaktstelle nach dem Europäischen Schnellwarnsystem für Le-
bensmittel und Futtermittel (RASFF) und als Länderkontaktstelle zur Kontrolle der im Internet gehan-
delten Erzeugnisse des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches und Tabakerzeugnisse (G@ZIELT)
sowie die Weiterbearbeitung von Meldungen für gefährliche Verbraucherprodukte (RAPEX) im Gel-
tungsbereich des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches;

(13)

a) die Überwachung von Wasserversorgungsanlagen nach der Trinkwasserverordnung, soweit sie
Teil der zentralen Trinkwasserversorgung sind,

 

b) die Überprüfung der Untersuchungsstellen nach § 15 Absatz 4 und 5 der Trinkwasserverord-
nung;

 

(14) die Ordnungsaufgaben nach dem Transfusionsgesetz;

(15) die Ordnungsaufgaben nach dem Medizinproduktegesetz und den nur auf Grund des Medizinpro-
duktegesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit nicht die für Gesundheitswesen zuständige
Senatsverwaltung (Nummer 3 Absatz 4) oder das Landesamt für Mess- und Eichwesen Berlin-Branden-
burg (Nummer 26 Absatz 3) zuständig sind;

(16) die Ordnungsaufgaben nach dem Transplantationsgesetz;

(17) die Zulassung von Zentren zur Durchführung der Präimplantationsdiagnostik nach § 3a Absatz 3
des Embryonenschutzgesetzes in Verbindung mit § 3 der Präimplantationsdiagnostikverordnung;

(18) die Erteilung von Genehmigungen zur Durchführung künstlicher Befruchtungen nach § 121a des
Fünften Buches Sozialgesetzbuch;

(19) die Ordnungsaufgaben nach der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 über
die ökologische/ biologische Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Er-
zeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (ABl. L 189 vom 20.7.2007, S. 1),
der Nachfolgeverordnung (EU) 2018/848 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai
2018 über die ökologische/ biologische Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/biolo-
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gischen Erzeugnissen sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates (ABl. L 150
vom 14.6.2018, S. 1) und den entsprechenden Folgeverordnungen.

Nummer 33
Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten

Zu den Ordnungsaufgaben des Landesamtes für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten gehören:

Aus dem Bereich Inneres:

(1)

a) die IT-Verfahrensverantwortung für das zentrale elektronische Melderegister nach § 1 Absatz 3
des Berliner Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz,

 

b) die Bereitstellung der Verfahren des automatisierten Abrufs nach den §§ 39 und 49 des Bundes-
meldegesetzes,

 

c) die Wahrnehmung der Aufgaben als zentrale Stelle für das Land Berlin im Zusammenhang mit
allen Anfragen nach § 38 sowie nach § 49 des Bundesmeldegesetzes (Portalanbieter),

 

d) die Errichtung, Überwachung und Ablehnung von Auskunftssperren nach § 51 Absatz 1 und Ab-
satz 5 des Bundesmeldegesetzes,

 

e) Datenübermittlungen nach den §§ 33 bis 36, 42 und 43 des Bundesmeldegesetzes und das Er-
teilen von Melderegisterauskünften nach den §§ 46, 50 Absatz 1 bis 3 und §§ 51, 52 Absatz 2
des Bundesmeldegesetzes; das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten beauf-
tragt die Bezirksämter mit der Wahrnehmung der Aufgaben in den Einzelfällen nach den §§ 34,
35 und 42 des Bundesmeldegesetzes, in denen bei den Bezirksämtern der Anlass für die Amts-
handlung entsteht und kein Fall nach den §§ 51 und 52 des Bundesmeldegesetzes vorliegt,

 

f) die Aufgaben der Wehrerfassungsbehörde nach § 15 des Wehrpflichtgesetzes,

 

g) das Erteilen von Meldebescheinigungen nach § 18 des Bundesmeldegesetzes, wenn der Antrag
über das Service-Portal Berlin gestellt wurde;

 

(2)

a) die IT-Verfahrensverantwortung für das zentrale elektronische Passregister nach § 21 des Pass-
gesetzes,

 

b) die Aufgaben der Passbehörde für in Berlin nicht gemeldete Personen,

 

c) die Versagung und Entziehung von Pässen nach den §§ 7 und 8 des Passgesetzes,

 

d) die Erteilung von Ermächtigungen nach § 19 Absatz 4 des Passgesetzes,

 

e) die Ausstellung von Reisepässen in Fällen von besonderem öffentlichen Interesse,
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f) Datenübermittlungen aus dem automatisiert geführten Passregister nach § 22 Absatz 2 des
Passgesetzes; das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten beauftragt die Be-
zirksämter mit der Wahrnehmung dieser Aufgaben in den Einzelfällen, in denen bei den Be-
zirksämtern der Anlass für die Amtshandlung entsteht;

 

(3)

a) die IT-Verfahrensverantwortung für das zentrale elektronische Personalausweisregister nach
§ 23 des Personalausweisgesetzes,

 

b) die Aufgaben der Ausweisbehörde für in Berlin nicht gemeldete Personen,

 

c) Anordnungen von Ausweisbeschränkungen nach § 6 Absatz 7 und § 6a des Personalausweisge-
setzes,

 

d) die Ausstellung von Personalausweisen in Fällen von besonderem öffentlichen Interesse,

 

e) die Datenübermittlungen aus dem elektronisch geführten Personalausweisregister nach § 24
Absatz 2 des Personalausweisgesetzes; das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenhei-
ten beauftragt die Bezirksämter mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe in den Einzelfällen, in
denen bei den Bezirksämtern der Anlass für die Amtshandlung entsteht;

 

(4) die IT-Verfahrensverantwortung für das zentrale eID-Karte-Register nach § 19 des eID-Karte-Geset-
zes;

(5) die Ordnungsaufgaben bei der Veranstaltung, Vermittlung und Bewerbung von Lotterien, Ausspie-
lungen, Toto, Sportwetten und Pokerspielen, die nicht von den Spielbanken veranstaltet werden, ein-
schließlich der Aufgaben nach dem Ausführungsgesetz zum Glücksspielstaatsvertrag und nach dem
Glücksspielstaatsvertrag, soweit diese dort nicht ausschließlich anderen Behörden zugewiesen und
soweit nicht die für Inneres zuständige Senatsverwaltung (Nummer 5 Absatz 4) oder die Bezirksäm-
ter (Nummer 21 Buchstabe d) zuständig sind, die Ordnungsaufgaben und die Aufsicht nach dem Geld-
wäschegesetz gegenüber Veranstaltern und Vermittlern von Glücksspielen, soweit das Landesamt für
Bürger- und Ordnungsangelegenheiten nach der vorstehenden Zuweisung über Aufsichtszuständigkei-
ten im Bereich des Glücksspielrechts verfügt;

(6) die Untersagung der unberechtigten Führung eines Namens oder einer gesetzlich geschützten Be-
rufsbezeichnung, soweit nicht die für Kulturelle Angelegenheiten (Nummer 7 Absatz 1) oder für Wis-
senschaft (Nummer 13 Absatz 2) zuständige Senatsverwaltung oder das Landesamt für Gesundheit
und Soziales Berlin (Nummer 32 Absatz 3) zuständig sind;

(7) die Ordnungsaufgaben auf dem Gebiet des Rettungsdienstes mit Krankenkraftwagen nach dem
Rettungsdienstgesetz.

Aus dem Bereich Verkehr:

(8)

a) die nicht der obersten Landesbehörde vorbehaltenen Aufgaben nach der Straßenverkehrs-Zu-
lassungs-Ordnung und der Fahrzeug-Zulassungsverordnung, soweit nicht die Bezirksämter
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(Nummer 22b Absatz 1) zuständig sind, einschließlich der Wahrnehmung des Weisungsrechts
entsprechend § 46 Absatz 1 Satz 2 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung,

 

b) die Aufgaben nach § 70 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz la der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung, nach § 47 Absatz 1 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung, der Anerkennung und Auf-
sicht über Hersteller, Importeure, Kraftfahrzeugwerkstätten, Schulungsstätten und Schulungen
sowie die Aufsicht über das Anerkennungsverfahren, über die Durchführung der Abgasuntersu-
chungen und der Schulungen nach den Anlagen VIIIc, XVII, XVIIa, XVIIIc und XVIIId der Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung, der Genehmigungsbehörde nach § 2 Absatz 2 der Verordnung
über die EG-Genehmigung für Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger sowie für Systeme, Bauteile
und selbstständige technische Einheiten für diese Fahrzeuge,

 

c) die Aufgaben der höheren Verwaltungsbehörde und der Fahrerlaubnisbehörde nach § 73 der
Fahrerlaubnis-Verordnung, soweit nicht die Bezirksämter (Nummer 22b Absatz 2) zuständig
sind, einschließlich der Wahrnehmung des Weisungsrechts,

 

d) die Aufgaben der sperrenden Behörde nach § 43 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung,

 

e) die Führung der Fahrzeugregister nach § 32 Absatz 1 Nummer 4 des Straßenverkehrsgesetzes
in Verbindung mit § 31 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung,

 

f) die Datenübermittlungen nach § 28 Absatz 5 und den §§ 59 und 64 des Straßenverkehrsgeset-
zes,

 

g) die Maßnahmen nach § 7 der Verordnung über technische Kontrollen von Nutzfahrzeugen auf
der Straße,

 

h) die Bearbeitung von Anträgen und die Ausgabe von Fahrer-, Werkstatt- und Unternehmenskar-
ten nach § 4a des Fahrpersonalgesetzes,

 

i) die Anerkennung, der Widerruf der Anerkennung und die Überwachung von Ausbildungsstätten
nach § 7 Absatz 2 bis 4 des Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetzes sowie die Erteilung der
Bescheinigung nach § 5 Absatz 4 Satz 4 der Berufskraftfahrer-Qualifikations-Verordnung,

 

j) die Ausgabe der Carsharingplaketten gemäß § 39 Absatz 11 Satz 2 der Straßenverkehrs-Ord-
nung,

 

k) die Genehmigung von Ausnahmen nach § 46 Absatz 1 Nummer 4a der Straßenverkehrsordnung
für Beschäftigte mit ungünstigen Einsatz- oder Arbeitszeiten der Polizei Berlin, der Berliner Feu-
erwehr und der Berliner Justiz;

 

(9) die Aufgaben der höheren und unteren Verwaltungsbehörde

a) nach dem Fahrlehrergesetz,

 

b) nach dem Güterkraftverkehrsgesetz,

 

c) nach dem Verkehrssicherstellungsgesetz,
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d) nach dem Bundesleistungsgesetz,

 

e) nach dem Gefahrgutbeförderungsgesetz sowie dem Gesetz zu dem Europäischen Übereinkom-
men über die internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße,

 

f) nach dem Gesetz zu dem Übereinkommen über sichere Container,

 

g) nach dem Übereinkommen über internationale Beförderung leicht verderblicher Lebensmittel
und über die besonderen Beförderungsbedingungen, die für diese Beförderung zu verwenden
sind;

 

(10) der Vollzug des Personenbeförderungsgesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen sowie der europäischen und internationalen Vorschriften über die Beförderung
von Personen mit Kraftfahrzeugen, mit Ausnahme der Aufgaben im Zusammenhang mit Straßenbah-
nen, der Genehmigung für Tarife und Beförderungsbedingungen für den ÖPNV sowie der Ermächti-
gung zum Erlass von Rechtsverordnungen.

Nummer 34
Landesdenkmalamt Berlin

Zu den Ordnungsaufgaben des Landesdenkmalamtes Berlin gehören:

die Ordnungsaufgaben nach dem Denkmalschutzgesetz Berlin, soweit es sich um Aufgaben von
hauptstädtischer Bedeutung handelt.

Nummer 35
Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg

Zu den Ordnungsaufgaben der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg gehören:

(1) die Bauschutzangelegenheiten außerhalb der Flughäfen, für die der Bund gemäß § 27d Absatz 1
des Luftverkehrsgesetzes einen Bedarf aus Gründen der Sicherheit und aus verkehrspolitischen Inter-
essen anerkennt, mit Ausnahme der Flughäfen Berlin-Tempelhof und Berlin-Tegel;

(2) die Ordnungsaufgaben der Anhörungsbehörde für alle Flugplätze;

(3) die Zulassungen nach § 22a Absatz 2 Luftverkehrs-Ordnung;

(4) die Flugplatzangelegenheiten - mit Ausnahme der Flughäfen, für die der Bund gemäß § 27d Ab-
satz 1 des Luftverkehrsgesetzes einen Bedarf aus Gründen der Sicherheit und aus verkehrspolitischen
Interessen anerkennt;

(5) die Luftaufsicht gemäß § 29 des Luftverkehrsgesetzes;

(6) die Erlaubnisse für die besondere Benutzung des Luftraums mit Ausnahme der Erlaubnisse, die
von der für die Flugsicherung zuständigen Stelle erteilt werden;

(7) die Genehmigung von Luftfahrtveranstaltungen, soweit diese nicht auf Flughäfen stattfinden, für
die der Bund gemäß § 27d Absatz 1 des Luftverkehrsgesetzes einen Bedarf aus Gründen der Sicher-
heit und aus verkehrspolitischen Interessen anerkennt;
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(8) die allgemeinen Aufgaben nach § 2 Satz 1 des Luftsicherheitsgesetzes außerhalb der Verkehrsflug-
häfen Berlin-Tegel, Berlin-Tempelhof und Berlin-Schönefeld;

(9) die Zuverlässigkeitsüberprüfungen gemäß § 7 des Luftsicherheitsgesetzes;

(10) sämtliche Aufgaben im Zusammenhang mit der Ausbildung, Schulung und Prüfung von Personal
nach § 8 Absatz 1 Nummer 6 des Luftsicherheitsgesetzes;

(11) die Durchführung von Inspektionen, Tests und Erhebungen zur Kontrolle der Eigensicherungs-
maßnahmen der Flughafenunternehmer gemäß Artikel 7 in Verbindung mit Artikel 2 Nummer 2, 5, 10
und 11 der Verordnung (EG) 1217/2003 der Kommission vom 4. Juli 2003 zur Festlegung gemeinsa-
mer Spezifikationen für nationale Qualitätskontrollprogramme für die Sicherheit der Zivilluftfahrt im
Rahmen der Durchführung des nationalen Qualitätssicherungsprogramms gemäß Artikel 7 Absatz 1
der Verordnung (EG) Nummer 2320/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. De-
zember 2002 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt;

(12) die übrigen Luftsicherheitsangelegenheiten, die nicht im Zusammenhang mit Flughäfen stehen,
für die der Bund einen Bedarf gemäß § 27d Absatz 1 des Luftverkehrsgesetzes anerkennt;

(13) die Luftfahrtpersonalangelegenheiten;

(14) die Angelegenheiten der Luftfahrerschulen und die Ausbildungserlaubnisse;

(15) die Angelegenheiten der Luftfahrtunternehmen und die Betriebsgenehmigungen gemäß § 20 Ab-
satz 1 des Luftverkehrsgesetzes;

(16) die Zulassung von Luftsicherheitsplänen nach § 8 des Luftsicherheitsgesetzes mit Ausnahme der
Flughäfen, für die der Bund gemäß § 27d Absatz 1 des Luftverkehrsgesetzes einen Bedarf aus Grün-
den der Sicherheit und aus verkehrspolitischen Interessen anerkennt;

(17) die Hindernisangelegenheiten außerhalb von Flugplatzbauschutzbereichen im Land Brandenburg;

(18) die Regelung des Flugplatzverkehrs gemäß § 21a der Luftverkehrs-Ordnung;

(19) die Angelegenheiten der Einrichtungen zur Kommunikation, Navigation und Überwachung (CNS)

sowie die Ordnungsaufgaben nach den auf Grund der vorgenannten Bestimmungen erlassenen
Rechtsverordnungen.

Nummer 36
Landesamt für Einwanderung

Zu den Ordnungsaufgaben des Landesamtes für Einwanderung gehören die Aufgaben der Auslän-
derbehörde nach ausländerrechtlichen Bestimmungen, soweit nicht die Bezirksämter gemäß Num-
mer 22a Absatz 2 zuständig sind.

Vierter Abschnitt
Schlussbestimmungen

Nummer 37
Sonstige Ordnungsaufgaben

Für die Erledigung der in den Nummern 1 bis 36 nicht genannten Ordnungsaufgaben sind zuständig:
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(1) die fachlich zuständige Senatsverwaltung, soweit die Aufgaben in Rechtsvorschriften des Reichs,
des Bundes oder Landes der obersten Reichs- oder Landesbehörde, der obersten Landesbaubehörde,
dem Regierungspräsidenten, der Landespolizeibehörde, der höheren Baupolizeibehörde, der Polizei-
aufsichtsbehörde, der höheren Verwaltungsbehörde oder an Stelle einer dieser Behörden der Polizei
Berlin zugewiesen sind;

(2) die Bezirksämter, soweit die Aufgaben in Rechtsvorschriften des Reichs, des Bundes oder Landes
der unteren Verwaltungsbehörde, der Kreis- oder Ortspolizeibehörde übertragen sind, und in allen üb-
rigen Fällen.
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